
UNIVERSITE DE NEUCHATEL 

FACULTE DE DROIT ET DES SCIENCES ECONOMIQUES 

Die Materialwirtschaft im deutschen 
Steinkohlenbergbau 

THESE 
présentée à la Faculté de droit et des sciences économiques 

pour obtenir le grade de docteur es sciences économiques 

par 

HANS-JOACHIM LEHMANN 

Hansa-Druckerei - Saarbrücken 1908 



DIE MATERIALWIRTSCHAFT IM DEUTSCHEN 
STEINKOHLENBERGBAU 



Monsieur Hans-Joachim Lehmann est autorisé à imprimer sa thèse de 
doctorat es sciences économiques „Die Materialwirtschaft im deutschen 
Steinkohlenbergbau" (.La gestion des fournitures et matières d'exploitation 
dans l'industrie charbonnière allemande"). 

Jl assume seul la responsabilité des opinions énoncées. 

Neuchâtel, 21 juin 1968 
Le doyen 

de la Faculté de droit 
et des sciences économiques 

François Clerc 

*ì 



Inhaltsverzeichnis 

Einleitung 1 

1 Die Aufgaben der Materialwirtschaft 7 

2 Die Stellung der Materialwirtschaft im Unternehmen 9 

3 Analyse des materialwirtschaftlichen Optimums 11 
3.0 Das Mengenproblem 11 
3.1 Das Qualitätsproblem 11 
3.2 Das Raum-Zeit-Problem 12 
3.3 Das Kapitalproblem 12 
3.4 Das Kostenproblem 13 

4 Die Materialdisposition 14 

4.0 Die bergbaulichen Materialarten 14 
4.1 Die Bedarfsermittlung als Teilaufgabe der Disposition 15 
4.2 Die grundsätzlichen Dispositionsmöglichkeiten 16 
4.3 Die Durchführung der Materialdisposition in der Praxis 19 

4.30 Autonome Disposition durch die Abteilung 
Materialverwaltung 19 
4.300 Ermittlung des Dispositionszeitraumes 20 

4.3000 Der Zeitwert „ n " 20 
4.3001 Der Sicherheitsbestand „y" 22 
4.3002 Die Größe „p " 23 

4.301 Die Bedarfsmenge „ M " 23 
4.302Die Bestellmenge 23 
4.303Der Dispositionszeitpunkt 24 
4.304 Überwachung der Lieferungen und Bestände 25 

4.31 Disposition durch die Abteilung Materialverwaltung 
in Verbindung mit technischen Zentraldienststellen 25 

4.32 Die Holzdisposition 27 

4.320Die Disposition von Grubenholz 29 
4.321 Die Disposition von Schnittholz 30 

4.4 Möglichkeiten einer maschinellen Materialdisposition 31 

4.40 Planmäßige Disposition 33 

4.400Der Trendwert des Verbrauchs 33 
4.401 Die Bestimmung des Sicherheitsbestandes 34 
4.402 Die Ermittlung der Bedarfsmenge 35 

4.41 Sonderdisposition 37 
4.42 Sonstige Dispositionsvorgänge 37 

4.420 Bedarfsvorhersagen 37 
4.421 Bedarfsmeldungen nach Bestellzonen 38 
4.422 Lieferterminüberwachungen ' 39 
4.423Dispositionen der Betriebsmagazine 39 



4.43 Ergebnis 40 

4.5 DieWertanalyseals Ergänzungsfunktion der Material­
disposition 40 

4.50 Begriff und Wesen der Wertanalyse 40 
4.51 Die Methode der Wertanalyse 42 
4.52 Die Organisation der Wertanalysen—Arbeit in der 

Materialwirtschaft deutscher Bergbauunternehmen 44 

Die Materialbewertung 47 

5.0 Die Bewertung und ihr Zweck 47 
5.1 Bewertungsvorschriften und Bewertungskriterien 48 

5.10 Handelsrechtliche Vorschriften 48 
5.11 Steuerrechtliche Vorschriften 49 
5.12 Bewertungskriterien für die Kostenrechnung 51 

5.2 Bewertungsverfahren 52 

5.20 Bewertung zu tatsächlichen Beschaffungspreisen 52 

5.200Bewertung zu gewogenen Durchschnittspreisen 53 
5.201 Die Lifo-Methode 53 
5.202Die Fifo-Methode 54 

5.21 Bewertung zu letzten Beschaffungspreisen 55 
5.22 Bewertung zu Tagespreisen 55 
5.23 Bewertung zu Niederstpreisen 57 
5.24 Bewertung zu Festpreisen 57 

5.3 Die Frage der Einzel— und Gruppenbewertung 58 
5.4 Die im deutschen Bergbau üblichen Bewertungsverfahren 59 

5.40 Die Bewertung des laufenden Materials zu 
gewogenen Durchschnittspreisen 60 
5.400Die Bewertung des Materialzugangs 60 
5.401 Die Bewertung des Materialabgangs 64 
5.402 Der Bestandswert 65 

5.41 Die Holz-Bewertung zu Verrechnungspreisen .̂  66 

5.410 Die Bewertung des Zugangs 67 
5.411 Die Bewertung des Abgangs 68 
5.412 Der Bestandswert 70 

5.42 Die Einzelbewertung von Spezialbetriebsmaterialien 70 

' 5.420Die Bewertung des Zugangs 70 
5.421 Die Bewertung des Abgangs 71 
5.422 Der Bestandswert 72 

5.5 Die Beurteilung der im deutschen Bergbau angewandten 
Bewertungsverfahren 72 

5.6 Möglichkeiten einer Festpreisrechnung im Hinblick auf 
die Ausschaltung der durch die praktizierten Bewertungs­
methoden gegebenen Nachteile 73 



5.60 Die Bildung von Festpreisen 
5.61 Die Durchführung der Festpreisrechnung 76 

Die Materialrechnung 78 
6.0 Die Materialrechnung als Teil des betrieblichen 

Rechnungswesens 79 
6.1 Die Materialrechnung und ihre grundsätzlichen Aufgaben .QQ 
6.2 Die Durchführung der Materialrechnung 82 

6.20 Die laufende Rechnung 83 
6.21 Die Stichtagrechnung 85 

6.3 Verfahren der Materialrechnung 87 

6.30 Manuelles Verfahren 88 
6.31 Maschinelles Verfahren 89 

6.310Materialrechnung mit Buchungsautomaten 89 
6.311 Konventionelles Lochkartenverfahren 89 
6.312Elektronische Datenverarbeitung 91 

6.4 Die MateriaIrechnung im deutschen Steinkohlenbergbau 92 

6.40 Die Datenerfassung 92 

6.400Die Erfassung der Zugänge 93 
6.401 Die Erfassung der Abgänge 94 

6.41 Die Datenverarbeitung 96 

6.410Manuelle Datenverarbeitung 97 
6.411 Datenverarbeitung auf Buchungsautomaten 97 
6.412Datenverarbeitung auf Lochkartenmaschinen 97 
6.413Elektronische Datenverarbeitung 102 

6.42 Datenerfassung und Datenverarbeitung zur Stich­
tagrechnung (Die permanente Inventur) 104 

6.420Durchführung der permanenten Inventur 
durch die Magazinverwalter 105 

6.421 Durchführung der permanenten Inventur 
durch beauftragte Prüfer der internen Revision 107 

Die Materialzuführung 109 

7.0 Die organisatorischen Möglichkeiten der Materialzuführung 110 

7.00 Der Materialeingang 110 
7.01 Die Materialprüfung 111 

7.01 ODie Mengenprüfung 111 
7.011 Die Qualitätsprüfung 112 

7.02 Die Lagerorganisation 114 

7.020Möglichkeiten der strukturellen Lagerorganisation 115 

7.021 Das Problem der Außen- und Innenlagerung 119 



7.022 Die Frage zweckmäßiger Lagereinrichtungen 
und—gerate 120 

7.023 Lager—Ordnungsprinzipien 122 

7.03 Die Materialausgabe 123 

7.1 Die Organisation der Materialzuführung im deutschen 
Steinkohlenbergbau 124 

7.10 Die Materialannahme 125 
7.11 Die Materialabnahme 128 

7.1 lODie quantitative Materialabnahme 128 
7.111 Die qualitative Materialabnahme 129 
7.112Die Behandlung von Materialbeanstandungen 131 

7.12 Die Materialvereinnahmung 133 
7.13 Die Matertallagerung 135 

7,130Die strukturelle Lagerorganisation 135 
7.131 Die funktionelle Lagerorganisation 141 

7.14 Die Materialausgabe 147 

Schlußbetrachtung 148 

Anlagen 152 

Literaturverzeichnis 168 



Einleitung 

Unter Material {von lat. materia= ungeformter Stoff, körperliche Substanz) 
verstehen wir alle Stoffe, die in die Fertigung gelangen, um dort im Verlauf 
betrieblicher Leistungserstellung zu Betriebsprodukten geformt oder zur 
Ermöglichung des Betriebsprozesses verbraucht zu werden. In Erweiterung 
der ursprünglichen Bedeutung umschließt der Materialbegriff nicht nur die 
ungeformten Stoffe, sondern auch solche Sachgüter, die im arbeitsteiligen 
Gesamtwirtschaftsprozeß durch die Leistung anderer Betriebe {Vorleistungs­
betriebe} geformt wurden, jedoch für die eigene Leistungserstellung neu ein­
gesetzt, d.h. verbraucht werden. Welche Sachgüter im einzelnen als Material 
zu bezeichnen sind, ist nur aus deren Beziehung zur Leistungserstellung eines 
konkreten Betriebes zu ersehen. 1^ 

Materialwirtschaft ist demnach der betriebliche Bereich, in dem die Einsatz­
stoffe bewirtschaftet werden. 

Die wichtigste und gebräuchlichste Einteilung des Materials ist die nach dem 
fertigungstechnischen Gesichtspunkt in Roh—, Hilfs— und Betriebsstoffe. 
In Gewinnungsbetrieben umschließt die Materialwirtschaft bereits vornehm­
lich die Betriebsstoffe. 2) 

In Bergbaubetrieben umfaßt die Materialwirtschaft neben Hilfs— und Betriebs­
stoffen in beträchtlichem Umfange auch Materialien, die z.B. in Fertigungs­
betrieben aufgrund ihres Anschaffungswertes und ihrer Lebensdauer als Ge­
genstände des Anlagevermögens qualifiziert würden und demnach zu aktivie­
ren und der Regel—Abschreibung zu-unterwerfen wären, hier jedoch bereits 
im Anschaffungsjahr voll abgeschrieben werden. 

Diese Tatsache hat im wesentlichen folgende Ursachen: 

1. die Materialien, insbesondere die im Untertagebetrieb eingesetzten Mate­
rialien,wie Maschinen und Zubehörteile, Werkzeuge, Transportbänder, elek-
tromechanische Geräte und Anlagen, sind einem außerordentlich großen 
Verschleiß unterworfen (Drei—Schicht—Betrieb, Abbaubedingungen, die eine 
Anlagenwartung sehr erschweren). Die steuerlichen Abschreibungsbestim­
mungen'der Hohen Behörde der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl vom 1.1.1961 sehen deshalb für den Bergbau keine festen Abschrei­
bungsregeln vor, sondern räumen ein, daß die AfA-Sätze jeweils nach 

11 Groch)a,E.,Materialwirtschaft. Die Wirtschaftswissenschaften, Wiesbaden 1958, S. 9 ff. 
21 Gutenberg, E., Grundlagen der Betriebswirtschaftslehre, 1 . Bd. Die Produktion, 3. Au f l . 

Ber l in-Gött ingen-Heidelberg, 1957, S. 99 f f . 
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der voraussichtlich tatsächlichen Nutzungsdauer festzulegen sind, die in den 
einzelnen Bergbaurevieren und Betrieben der Mitgliedsländer der EGKS 
individuellaußerordentlich unterschiedlich sein können. Die Hohe Behörde 
der EGKS läßt ihren Mitgliedern in der Frage der Regelabschreibungen auf­
grund von Aktivierungen bzw. der Totalabschreibung im Anschaffung1--
jahr somit einen erheblichen Ermessensspielraum. 

2. Alle im Bergbaubetrieb eingesetzten Materialien sind ständig dem Risiko 
ausgesetzt, durch Einwirkungen der Lagerstätte vorzeitig unbrauchbar oder 
zumindest beschädigt zu werden. Aufgrund praktischer Betriebserfahrun­
gen trifft dies insbesondere auf elektromechanische Geräte, hydraulische 
Stempel, Maschinen und Geräte zu, die im Untertagebetrieb zum Einsatz 
kommen. Dieser Tatsache wird dadurch Rechnung getragen, daß aufgrund 
von Erfahrungswerten besonders gefährdetes Material ohne Rücksicht auf 
den Anschaffungswert im Zugangsjahr voll abgeschrieben, also nicht akti­
viert wird. 

3. Die Abhängigkeit von der Lagerstätte, d.h. die Unwägbarkeit der Fündig­
keit eines Abbauorts, bedingt eine ununterbrochene räumliche Änderung 
der Produktionsstelten und Förderwege vor Ort. Dabei muß notgedrungen 
ein nicht unerheblicher Teil des eingesetzten Materials, das unter normalen 
Umständen als Anlagematerial zu aktivieren ist, als unwiederbringlich 
zurückgelassen und damit voll abgeschrieben werden. Es handelt sich dabei 
insbesondere um Streckenausbaumaterial, das somit häufig schon im An­
schaffungsjahr voll in die Kostenrechnung eingeht. 

Es ist deshalb augenscheinlich, daß im Gegensatz zur Fertigungsindustrie der 
Materialwirtschaft in Bergbaubetrieben eine außerordentliche Bedeutung zu­
kommt, eben weil sie auch die Bewirtschaftung des Materials einschließt, das 
aufgrund seines Wertes und seiner vorausschätzbaren Lebensdauer in Ferti­
gungsbetrieben Anlage—Charakter trägt, hier jedoch den Betriebsstoffen zu­
gerechnet werden muß. Obwohl dieser Industriezweig weder von der Kosten­
struktur her materialintensiv noch von der Kapitalstruktur aus gesehen vor­
ratsintensiv ist, umfaßt die Materialwirtschaft im deutschen Steinkohlenberg­
bau in 9 Material—Gruppen folgende Materialarten: 
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Anzahl Materialarten 
Material-Gruooen— verschlüsselt 
Bezeichnung 

1 Holz 
2 Baustoffe 
3 Gummitransport­

bänder, Kautschuk, 
Kunststoffe, Spreng­
mittel 

4 Kraft—u. Schmierstoffe 
Chemikalien, Arbeits­
schutz 

5 Büromaterial, Druck­
sachen 

6 Eisen u. Metalle 
7 Werkzeuge, Fahr­

zeuge u. Zubehör 
8 Maschinen u. Zu­

behörteile 
9 Elektronisches 

Material unter Tage 

800 
900 

600 
t 

700 

1.700 
3.300 

6.200 

1.800 

12.000 
28.000 

nicht verschlüsselt 

500 
600 

400 

500 

900 
1.800 

3.800 

1.000 

7.500 
17.000 

insgesamt 

1.300 
1.500 

1.000 

1.200 

2.600 
5.100 

10.000 

2.800 

19.500 
45.000 

Die genannten Materialarten sind entsprechend ihrer Verwendungshäufigkeit 
in folgende Kategorien untergliedert: 

Verschlüsseltes Material: 

Kategorie I — 1 : 

ständig bevorratetes Material für den Über— und Untertagebetrieb, dessen 
Bedarf allein durch die Disposition ermittelt wird (typisches Lagermaterial). 

Kategorie I — 2 : 
Material für den Über— und Untertagebetrieb, das nur nach Bedarfsangaben 
technischer Zentraldienststellen bevorratet und in Verbindung mit diesen 
Dienststellen disponiert wird. 

Kategorie Il : 
Materialien für die mechanische und elektrische Ausrüstung des Untertage­
betriebes. 
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Nicht zu verschlüsselndes Material: 

Kategorie III : 

sogenanntes Spezialbetriebsmaterial, gekennzeichnet durch unregelmäßigen 
Bedarf, beschafft nur im einzelnen Bedarfsfall, d.h. aufgrund dezentraler 
Bedarfsermittlung. 

Die Materialien der Kategorien I und Il sind durch das Merkmal häufigen Ge­
brauchs oder Verbrauchs gekennzeichnet. Die Anlieferung dieser Materialien 
an den Betrieb erfolgt aus vorhandenem Bestand, ihre Beschaffung also vor dem 
Bedarf. Nur diese Materialien sind Gegenstand der Disposition, während sich 
die Tätigkeit der Disposition bei den Materialien der Kategorie III zwangsläu­
fig darauf beschränken muß nachzuprüfen, ob nicht ein dem angeforderten 
gleichwertiges, magaziniertes Material dem vorgesehenen Verwendungszweck 
zugeführt werden kann. 
Vorstehende Übersicht zeigt, daß rd. 38 % der bergbaulichen Materialarten 
nicht verschlüsselt und damit unter den gegebenen Umständen nach modernen 
betriebswirtschaftlichen Methoden nicht disponierbar sind. Nun ist aber gerade 
die Materialdisposition von überragender Bedeutung bei der Verwirklichung 
der Zielsetzung der Materialwirtschaft, nämlich der Senkung der Magazinbe­
stände und damit der Höhe des für die Bestandhaltung eingesetzten Kapitals 
bei gleichzeitiger Garantie der reibungslosen Belieferung der Betriebe mit dem 
erforderlichen Material zweckentsprechender Qualität. 
Es wird also darauf ankommen, Möglichkeiten zu finden, die eine kürzerfristige 
Information über Bestände und Bestandsbewegungen in mengen— und wert­
mäßiger Hinsicht garantieren. Ein Hindernis auf dem Wege zur Verwirklichung 
dieser kürzerfristigen Information und damit einer zeitnahen Disposition war 
die bisher in Bergbauunternehmen angewandte Materialbewertung zu Ist—Prei­
sen, deren wesentlicher Nachteil darin besteht, daß das Bewertungsverfahren 
zu zeit— und personalaufwendig ist und die zu optimaler Materialdisposition 
notwendigen Auswertungen zwangsläufig zu spät verfügbar werden. 
Auch die Materialrechnung wird durch dieses Bewertungsverfahren so kompli­
ziert, daß eine maschinelle Erfassung und Bewertung der Materialeingänge un­
wirtschaftlich ist. Damit fehlen auch die Voraussetzungen zum Einsatz elek­
tronischer Datenverarbeitungsanlagen für die maschinelle Bearbeitung aller ma­
terialwirtschaftlichen Probleme, von der Disposition, über die Bewertung bis 
zur Verrechnung, Dieser Mangel wirkt sich naturgemäß auch auf die Material-
zuführungs—Organisation aus. Ein fühlbarer Abbau der durchschnittlichen Ma­
terialbestände und damit eine Reduzierung der Transport—, Lagerungs— und 
Lagerhaltungskosten sowie folglich der Kapitalbindung erscheint nämlich nur 
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dann erreichbar, wenn man zeitnäher, d.h. maschinell, zu disponieren im­
stande ist. 
Sicherlich bietet der Bergbau, auch auf dem Gebiete der Materialwirtschaft, 
nicht die Rationalisierungsmöglichkeiten, die in der Fertigungsindustrie gege­
ben sind. Dazu stehen die typischen Merkmale des Grubenbetriebes denen der 
Fertigungsindustrie zu extrem entgegen: auf der einen Seite der Fertigungsbe-
Fertigungsindustrie zu extrem entgegen: auf der einen Seite der Fertigungsbe­
trieb mit in der Regel definierbarem, über längere Zeiträume unveränderlichem 
Betriebsablauf, mit im großen Rahmen festliegenden Fertigungsverfahren, mit 
frei wählbaren und optimal gestaltbaren Produktionsstellen innerhalb des Be­
triebes, mit unveränderten innerbetrieblichen Transportwegen und einem Ma­
terialeinsatz, der in direkter Beziehung zum Fertigprodukt steht, und auf der 
anderen Seite der Bergbaubetrieb, bei dem in Abhängigkeit von der Lagerstätte 
eine ununterbrochene zeitliche und räumliche Änderung der Produktionsstel­
len und damit der Förderwege sowie der Arbeitszeit vor Ort notwendig wer­
den, die zudem nicht einwandfrei für längere Zeiträume voraussehbar sind. 
Zur Erstellung gleicher Leistungen — üblicherweise ist das Ergebnis bergbauli­
cher Leistungserstellung die verwertbare Tonne geförderter Kohle; im Hin­
blick auf die Materialwirtschaft beinhaltet der Begriff der Leistungserstellung 
jedoch nicht nur das Endprodukt Kohle, sondern auch das Herstellen unter-
tägiger Hohlräume, wie Strecken, Schächte, Füllörter usw., da das hierbei ver­
brauchte Material in der Kostenstruktur unter Umständen an erster Stelle 
steht — wird mit einer Vielzahl verschiedener Verfahren und technischer 
Hilfsmittel gearbeitet, die nicht nur von der Lagerstätte bestimmt werden. 
Dauernde Veränderungen von Produktionsstelle und —prozeß ergeben sich 
auch aus den derzeit begrenzten wirtschaftlichen Möglichkeiten aufgrund der 
nun bereits fast 10 Jahre andauernden Strukturkrise des Bergbaues sowie aus 
der häufig erst versuchsweisen Einführung bergtechnischer Neuerungen. Eine 
weitere Unwägbarkeit, die für den Bergbaubetrieb von entscheidender Bedeu­
tung sein kann, ist die Auswirkung des Gebirgdruckes auf das sogenannte 
Grubengebäude. 

Alle diese typischen Merkmale des Grubenbetriebes beeinflussen Art und. Um­
fang der bergbaulichen Materialwirtschaft: 

— Durch die besonderen Produktionsbedingungen ist eine Material­
flußplanung, wie sie in der Fertigungsindustrie auf der Basis von 
Stücklisten u.a. üblich ist, nicht möglich. 

— An die Materialarten werden besondere, bergamtlich vorgeschrie­
bene Anforderungen gestellt, z.B. Flammwidrigkeit von Förder­
bändern, Schlagwetterschutz bei sämtlichen elektrischen Einrich­
tungen des Grubenbetriebes. 
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— Das große ständige Katastrophen—Risiko, dem der Bergbau aus­
gesetzt ist, verlangt die Haltung besonderer Sicherheitsreserven. 

Die vorliegende Arbeit untersucht nachstehend die spezifische Problematik 

der Materialwirtschaft im Steinkohlenbergbau in den Teilbereichen 

Materialdisposition, 

Material bewertung, 

Material rech nung und 

Ma te ri al Zuführung. 

Sie stellt Lösungsmöglichkeiten zur Diskussion und faßt in einer Schlußbe­
trachtung das Untersuchungsergebnis der im vorstehenden kurzgefaßt umris-
senen Thematik zusammen. 
Die Ausführungen gründen sich hauptsächlich auf praktische Betriebsuntersu­
chungen in einer bedeutenden Unternehmensgruppe des deutschen Steinkoh­
lenbergbaues. Wenn die Arbeit sich damit notwendigerweise mehr auf die in 
der Unternehmenspraxis relevanten Probleme der Materialwirtschaft stützt, so 
berücksichtigt sie doch das zur Problematik der Materialwirtschaft existierende 
Schrifttum, das jedoch spezifische Fragen der Materialwirtschaft im Bergbau 
bisher wohl deshalb unbeantwortet gelassen hat, weil die Vielfalt der speziellen 
betrieblichen Gegebenheiten allgemeingültige Lösungen materialwirtschaft­
licher Probleme für Bergbauunternehmen nahezu ausschließt. 
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1 Die Aufgaben der Materialwirtschaft 

Jeder Industriebetrieb bezieht die Kostengüter vom Beschaffungsmarkt. Er 
setzt sie im Produktionsprozeß ein und verarbeitet sie zu Ertragsgütern, um sie 
auf dem Absatzmarkt zu verkaufen. Daraus ergibt sich zunächst die recht gro­
be Unterteilung des Industriebetriebes in die Bereiche Beschaffung, Produktion 
und Absatz. Diese dreiphasige Darstellung des betrieblichen Leistungsprozesses 
vermittelt den Eindruck einer gewissen Automatik, die jedoch nicht existent 
ist. Die genannte Untergliederung bedarf u.a. zwischen den Bereichen Beschaf­
fung und Produktion einer Ergänzung, denn die Versorgung des Produktions­
prozesses mit Kostengütern vollzieht sich nicht eo ipso. Das Bindeglied zwi­
schen den Bereichen Beschaffung und Produktion wird in der Regel als Mate­
rialwirtschaft bezeichnet, und auch für diese Arbeit beginnen die Probleme 
und Aufgaben der Materialwirtschaft dort, wo die vom Einkauf beschafften 
Stoffe in den Verfügungsbereich des Unternehmens gelangen und enden an 
der Stelle, an der das Material in den Produktionsprozeß eingeht. 
Die ursprüngliche Aufgabe der Materialwirtschaft besteht darin, das zur Pro­
duktion benötigte Material in der erforderlichen Menge und Güte zur rechten 
Zeit am rechten Ort bereitzustellen. Das ist zunächst ein rein technisches Pro­
blem. Dazu sind Mengen— und Qualitätskontrolle, Termin- und Bestands­
überwachung, zweckmäßige Lagerung, Überwachung und Pflege der Bestände, 
zügige Weitergabe des Materials an den Betrieb und Erfassung und Kontrolle 
der ausgegebenen Mengen notwendig, bei deren Unterlassung zwangsläufig 
Stockungen oder sogar Unterbrechungen des Betriebsprozesses auftreten 
würden. 

Mit der Durchführung dieser rein technischen Aufgaben ist die Gesamtaufgabe 
der Materialwirtschaft jedoch nur nach einer Seite hin gelöst. Denn würde Ma­
tertal in beliebiger Menge und bester Qualität an sämtlichen Verbrauchsstellen 
gelagert, so wäre die technische Seite des Problems wohl gelöst, nicht hingegen 
die wirtschaftliche. Die Sicherung des Bedarfs muß also unter bestimmten öko­
nomischen Gesichtspunkten vollzogen werden, denn jede Materialbereitstellung 
verursacht Kosten, und zwar einmal die Kosten der Bestände selbst und zum 
anderen die Kosten der Lagerhaltung. 

Jede über den betriebsnotwendigen Bedarf hinaus beschaffte Material—Einheit 
bindet unnötig Kapital, welches u.U. von wichtigen Aufgaben in anderen Be­
triebsbereichen ferngehalten wird. Mit der Höhe der gehauenen Bestände 
verändern sich auch die Verzinsungs— und Versicherungskosten. Außerdembe-

1) Henzel, F,, Lagerwirtschaft, Betriebswirtschaftliche Bibliothek, Essen o.J., S. 64 ff. 
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steht die Gefahr des Verderbs von Material durch zu lange Lagerzeit und das 
latente Risiko der Überalterung von Lagerbeständen infolge von Neuentwick­
lungen aufgrund technischen Fortschritts. Beides bedeutet Kapitalverlust. 
Aus dieser Erkenntnis resultiert die erste Einschränkung, unter der die rein 
technische Aufgabe der Materialwirtschaft vollzogen werden muß. Es gilt also, 
die beiden in entgegengesetzter Richtung verlaufenden Bestrebungen 
Fertigungssicherung = möglichst große Vorräte 
Kapital frei Setzung = möglichst keine Vorräte 

zu koordinieren, d.h. die Kapitalbindung zu optimieren, und zwar auf den 
Punkt, an dem sich die beiden Zielsetzungen "Materialbereitstellung zur Siche­
rung der Produktion" und "Minimierung der Kapitalbindung" schneiden. 
Das Problem hoher Bestandshaltung nicht als Folge unwirtschaftlichen Ver­
haltens sondern aus spekulativen Motiven gehört nicht zu den hier zu erörtern­
den Aufgaben der Materialwirtschaft und bleibt deshalb außer Betracht. 
Mit Zunahme der Materialbevorratung steigen die Kosten der Lagerhaltung, 
und zwar 
— Personal kosten 
— Verzinsung, Versicherung und Abschreibung der Lagerbestände, Lagerein­

richtungen und Transportmittel 
— Verwaltungskosten 
— Energiekosten u.a. 

proportional oder sprungfix. Jede zusätzliche Materialeindeckung über das er­
forderliche Maß hinaus verursacht entsprechend zusätzliche Kosten, die die 
Wirtschaftlichkeit mindern. Daraus ergibt sich die zweite Einschränkung, der 
die Aufgabe der Materialwirtschaft unterzuordnen ist, nämlich die Sicherstel­
lung des Bedarfs zur Aufrechterhaltung der Produktion bei geringsten Kosten 
der Lagerhaltung. 

Die Gesamtaufgabe der Materialwirtschaft läßt sich unter Berücksichtigung der 
gemachten Einschränkungen wie folgt zusammenfassen: termingerechte Sicher­
stellung des Materialbedarfs nach Art, Menge und Qualität entsprechend den 
Erfordernissen der Produktion unter optimalem Kapitaleinsatz und mit opti­
malen Kosten für Lagerbestände und Lagerhaltung. 
In Erfüllung dieser Aufgaben erreicht die Materialwirtschaft eines Betriebes 
das sogenannte materialwirtschaftliche Optimum, das sich uns als technisch-
ökonomisches Optimum darstellt, das Voraussetzung jeder unter dem ökono­
mischen Prinzip stehenden Zielsetzung ist. 
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2 Die Stellung der Materialwirtschaft im Unternehmen 

Die rationelle Bevorratung ist eine der wichtigsten laufenden Betriebsaufgaben. 
Im weitesten Sinne schließt die befriedigende Lösung der dabei auftretenden 
Probleme alle Phasen der betrieblichen Materialwirtschaft ein und beeinflußt 
sodiegesamten Betriebsmaßnahmen vonder Produktionsplanung bis zum Ver­
trieb der Ergebnisse des betrieblichen Leistungsvollzuges. Diese Aufgabe und 
ihre optimale Lösung ist und bleibt deshalb ein Schwerpunkt organisatorischer 
Tätigkeit. 

Aus den bereits in Kapitel 1 erläuterten Aufgaben der Materialwirtschaft erge­
ben sich mithin für jeden Betrieb folgende Fragen: 

1. Wo liegen die Schwerpunkte, welche die Wirtschaftlichkeit der Bevorratung 
wesentlich beeinflussen ? 

2. Wie wird die Materialbewertung, —Verrechnung und —bestandsüberwachung 
durchgeführtund welche Ansatzpunkte für deren Rationalisierung bieten sich 
an? 

3. Welche Arten der Bevorratung sind möglich und wie ist demzufolge die La­
gerorganisation auszubilden ? 

4. Wer soll für den Gesamtbereich der Materialwirtschaft verantwortlich sein ? 

Zu den Fragen 1—3 werden wir in den nachfolgenden Kapiteln ausführlich Stel­
lung nehmen. 
Zur Frage der Verantwortlichkeit für den Bereich Materialwirtschaft eines Un­
ternehmens, also zur Frage der Stellung der Materialwirtschaft im Unterneh­
men, läßt sich keine allgemeingültige Antwort im Sinne einer Patentlösung ge­
ben. Allgemeine Gliederungen der grundsätzlichen Aufgabenbereiche im Indu­
striebetrieb in der einschlägigen Literatur heben die Materialwirtschaft nicht 
besonders hervor. Lediglich Kalveram verbindet in seiner Industriebetriebsleh­
re ' Beschaffung und Lagerung (Vorlagerung) zu dem Bereich Materialwirt­
schaft, der vor der Fertigung liegt. Er bringt damit eine sehr weite Fassung des 
Materialwirtschaftsbegriffes, der wir uns nicht ausschließen wollen, zeigt aber 
andererseits auf, wo die Materialwirtschaft organisatorisch einzuordnen ist. In 
der Praxis findet man denn auch häufig den organisatorischen Zusammen­
schluß der Abteilungen Beschaffung und Lagerwesen zu einer Hauptabteilung 
Materialwirtschaft. 

Wir sind der Auffassung, daß entsprechend der bereits gegebenen Definition 
des Begriffes Materialwirtschaft und der Bedeutung, die materialwirtschaftlî-

1) Kalveram, W., Industriebetriebslehre, 6. Au f l . , Wiesbaden o.J., S. 121 ff 
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chen Problemen im Indsutriebetrieb zukommt, der Bereich Materialwirtschaft 
im Unternehmen innerhalb des Direktionsbereiches Einkauf organisatorisch 
von der reinen Beschaffungsfunktion getrennt werden sollte und neben-dieser, 
je nach Größe und Struktur des Unternehmens, den Status einer selbständigen 
Fach— oder Hauptabteilung erhalten sollte. 

Diese Auffassung wird auch in der von uns untersuchten Unternehmensgruppe 
des deutschen Steinkohlenbergbaues vertreten, wo der Direktionsbereich Ein­
kauf folgende organisatorische Gliederung erhielt: 

I 
Beschaffung 

Direktion 
Einkauf 

| 

Material-
Verwaltung 

| 

Mater ial-
Oispc sit ion 

Material-
Verrechnung 

Magazin-
Verwaltung 

I 
Holz 

| 

Disposition 

Bestands -
Verwaltung 

Sägewerk 

| 

Allgemeine 
Angelegenheiten 

Der Bereich Materialverwaltung erfüllt hier die der Materialwirtschaft zukom­
menden Aufgaben. Die Untergliederung der Materialwirtschaftsbereiche in.3 
Fachabteilungen zeigt eine klare Erkenntnis der materialwirtschaftlichen Teil­
aufgaben im Hinblick auf die Erreichung des materialwirtschaftlichen Opti­
mums, und zwar 

a) Planung und Materialbereitstellung (Disposition), 
b) Organisation der Materialzuführung und —lagerung, 
c) Bewertung und Verrechnung (Kontrolle). 
Die größte Bedeutung im Rahmen der Aufgaben der Materialwirtschaft kommt 
der Materialdisposition zu. Nur sie erfüllt Planungsaufgaben und kann allein in 
diesem Rahmen die Wirtschaftlichkeit erheblich beeinflussen. Die Höhe der 
Kosten der Lagerbestände und der Lagerhaltung sind in erster Linie von den 
Ergebnissen der Disposition abhängig, denn die Magazine haben auf die Be-
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Standshöhe keinen Einfluß. Die Materialbewertung und -Verrechnung stellt 
der Disposition die erforderlichen Daten für deren Planung zur Verfügung und 
ist somit Voraussetzung für die Dispositionsaufgabe. 

3 Analyse des materialwirtschaftlichen Optimums 

Die Erreichung des materialwirtschaftlichen Optimums hängt It. Grochla J 

von folgenden Bedingungen ab, die als Teilprobleme gelöst werden müssen: 

3.0 Das Mengenproblem 

Eine isolierte Betrachtung des Mengen probi ems führt in der Regel dazu, eine 
Maximaleindeckung mit Material anzustreben, einmal aus Gründen der Vorsicht 
und zum anderen, um Preisvorteile auszunutzen, die sich mit der Beschaffung 
größerer Mengen anbieten, und die zunächst die Kosten pro Mengeneinheit ge­
ringer erscheinen lassen. 
Der Bereich Materialwirtschaft eines Unternehmens hat also engen Kontakt 
einerseits mit dem Betrieb bzw. der Produktion zu halten, aus deren Aufgaben 
die Bedarfsmengen abzuleiten sind, und andererseits mit der Beschaffung, die 
über die notwendige Transparenz des Beschaffungsmarktes verfügt. Weiterhin 
besteht eine mittelbare Beziehung der Materialwirtschaft zum Absatz, dessen 
Prognosen letztlich den Umfang der Produktion bestimmen und damit auf das 
Mengenproblem stark einwirken. 

3.1 Das Qualitätsproblem 

Art und Qualität des zu beschaffenden Materials werden in der Regel grund­
sätzlich von der Produktion respektive den ihr vorgeschalteten technischen 
Bereichen (Planung, Konstruktion, Entwicklung u.a.) bestimmt. Die Material­
wirtschaft hat dabei lediglich die von den technischen Zentraldienststellen ge­
forderten Eigenschaften des Materials beim Eingang zu überprüfen und bis zur 
Weitergabe an die Produktion zu erhalten. 
Häufig wird der Materialwirtschaft jedoch für einen begrenzten Teil von Mate­
rialarten (meist laufend bevorratete Hil fs- und Betriebsstoffe) die Entschei­
dung über deren Qualität überlassen. 

1) Grochla,E., Materialwirtschaft. Die Wirtschaftswissenschaf ten, Wiesbaden 1958, S. 17ff 
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Bei diesen Qualitätsentscheidungen sind folgende Gesichtspunkte relevant: 

-werden Materialien geringer Qualität ausgewählt, so werden zwar Preisvor­
teile erzielt, jedoch besteht die Gefahr geringerer Eignung für den vorgesehenen 
Verwendungszweck. Ergebnis: Zurückweisung durch den Betrieb und Verbleib 
im Magazin als sogenannte Ladenhüter. 

— werden Materialien hoher Qualität ausgewählt, so werden zwar Lagerverluste 
weitgehend ausgeschaltet, jedoch besteht die Gefahr eines Mißverhältnisses 
zwischen Aufwand und Nutzen des eingesetzten Materials. 

3.2 Das Raum-Zeit-Problem 

Die von der Materialwirtschaft entsprechend ihrer Aufgaben zu überbrückende 
Raum— und Zeitspanne zwischen Materialeingang und Materialabgabe an den 
Betrieb ist ein wichtiger Faktor für die Erreichung des materialwirtschaftlichen 
Optimums. Ebenso wie die Beschaffung kurze, fest datierte Lieferfristen zu er­
reichen sucht, muß auch die Durchlaufzeit des Materials durch den material­
wirtschaftlichen Bereich minimiert werden, wenn nicht wichtige Gründe eine 
längere Lagerung des Materials verlangen. 

Die Notwendigkeit, das Material termingerecht, d.h. bei Bedarf der Produk­
tion, zur Verfügung zu stellen, zwingt zu organisatorischen Überlegungen, wie 
das Material kurzfristig greifbar gemacht werden kann. Die Lösung dieser Fra­
ge ist umso problematischer, je größer der Betrieb und je weiter verzweigt sei­
ne Betriebsstätten sind. Das Prinzip zentraler Beschaffung zur Lösung des 
Raum—Zeit-Problems der Materialwirtschaft erscheint nur dann sinnvoll, 
wenn sich der Materialdurchlauf im Betrieb dadurch nicht verlängert. 

3.3 Das Kapitalproblem 

Mengen—, Qualitäts-, Raum— und Zeitproblem haben ihren Ursprung in der 
originären technischen Aufgabe der Materialwirtschaft, nämlich der Material­
bereitstellung für die Produktion. 
Das Kapital— und Kostenproblem wird dagegen erst durch die derivativen öko­
nomischen Aufgaben der Materialwirtschaft induziert. Erst die Lösung dieser 
beiden eng miteinander verbundenen Probleme läßt uns, wie wir bereits in Ka­
pitel 1 erläutert haben, von einem materialwirtschaftlichen Optimum sprechen. 
Jede Materialbeschaffung und —bereitstellung induziert die Notwendigkeit der 
Beschaffung und Bereitstellung von Kapital. Da die Inanspruchnahme von Lie­
ferantenkrediten zeitlich begrenzt und mit dem Verzicht auf Skonti verbunden 
ist, werden Materialien, sofern nicht Kapitalbereitstellung aus eigenen Finanz­
mitteln möglich ist, weitgehend durch Betriebsmittelkredite der Banken finan­
ziert. Doch, gleichgültig auf welche Weise die Materialbereitstellung letztlich 
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finanziert wird, das dazu notwendige Kapital muß erst einmal beschafft wer­
den. Es gilt also, aus Gründen der Finanzierung nicht die mengen— und quali­
tätsmäßige Maximaleindeckung allein, sondern die Optimaleindeckung mit be­
triebsnotwendigem Material zu realisieren. Das erfordert eine genaue Bedarfs­
planung und ständige Überwachung der Bestände mit dem Ziel, die Umschlag­
geschwindigkeit des für die Bevorratung eingesetzten Kapitals möglichst gün­
stig zu gestalten. 

3.4 Das Kostenproblem 

Mit dem Materialeinsatz für die Leistungserstellung eines Unternehmens ist ein 
Güter— und Leistungsverzehr verbunden, d.h. es entstehen Kosten. Diese Ko­
stenentstehung ist, wie bereits ausgeführt, zu optimieren, und es stellt sich da­
bei die Frage, inwieweit die Kostenentstehung im Bereich der Materialwirt­
schaft beeinflußbar ist. Da, wie bereits ausgeführt, die meisten Güter hinsicht­
lich Art, Menge und Qualität von technischen Zentraldienststellen bestimmt 
werden und der Einkauf den Beschaffungspreis aushandelt, kann der Bereich 
Materialwirtschaft die Einstandskosten nur derjenigen Stoffe beeinflussen, die 
von diesem bestellt oder sogar direkt auch beschafft werden dürfen. Besteht 
eine solche Regelung nicht, so liegt die einzige Möglichkeit des Bereiches Ma­
terialwirtschaft zur Einflußnahme auf die Kostengestaltung der Vorratshaltung 
in der Beeinflussung der mit der Materialbereitstellung verbundenen Nebenko­
sten, den sogenannten Materialgemeinkosten. Gliedert man diese nach Kosiol 
dem Verzehrcharakter entsprechend in Kostenartengruppen, so zeigt sich, daß 
praktisch alle Kostenarten im Bereich der Materialwirtschaft anfallen können: 

1. Materialkosten, insbesondere Betriebsmaterial zur Aufrechterhaltung des 
Materialbereitstellungsprozesses, 

2. Arbeitskosten, 
3. Kosten für Fremddienste und Fremdrechte, 
4. Abschreibungen auf Lagereinrichtungen, Maschinen und Transportmittel, 
5. Wagniskosten, 
6. Steuern, Abgaben und Beiträge, 
1. Zinsen für den Kapitalwert des vorrätigen Materials und für das in Anlagen 

und Einrichtungen investierte Kapital. 

Jede dieser Kostenarten wird ständig auf die Möglichkeit einer Senkung bei 
gleichbleibend gesicherter Bevorratung zu überprüfen sein. Nur auf diese Weise 
wird das Kostenproblem der Materialwirtschaft insgesamt optimal gelöst wer­
den können. 

1 ) Kosiol, E., Kalkulatorische Buchhaltung, 5. Auf l . , Wiesbaden o.J. S. 200 ff. 
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4 Die Materialdisposition 

4.0 Die bergbaulichen Materialarten 

Unter dem Gesichtspunkt der Disposition sind die bergbaulichen Material­
arten entsprechend ihrer Verwendungshäufigkeit in der Regel in folgende 
Kategorien unterteilt: 

Kategorie I: 
Verschlüsseltes Material für den Über— und Untertage-Betrieb. 

Diese Kategorie wird unterteilt in 
1—1 Material, dessen Bedarf ausschließlich die Disposition ermittelt. Es ist 
immer bevorratet. Dazu gehören die typischen Lagermaterialien wie Kleinei­
senmaterial (Schrauben, Fittings, Unterlegptatten, Banklammern u.a.), Bän­
der, öle, Fette, Baustoffe, Gesteinsstaub u.a. 
I—2 Material, dessen Bedarf ebenfalls die Disposition ermittelt, jedoch in 
Verbindung mit den technischen Zentraldienststellen. Nur nach besonderen 
Bedarfsangaben dieser Dienststellen wird bevorratet. Dazu gehören insbeson­
dere Kabel, Schütze, Strom verte iter, Drahtseile u.a. 

Kategorie M: 
Verschlüsseltes Material der Abteilung "Mechanische und elektrische Ausrü­
stung" der Bergbauoberleitung. Diese Kategorie gliedert sich in 
11—1 Untertagegeräte und Einbauteile 
II—2 Ersatzteile zu Untertagegeräten 

Die Bedarfsermittlung erfolgt wie in Kategorie I durch die Disposition in Ver­
bindung mit den technischen Zentraldienststellen. 

Sowohl die Materialien der Kategorie I als auch die der Kategorie 11 sind durch 
das Merkmal häufigen Gebrauchs oder Verbrauchs gekennzeichnet. 
Die Anlieferung dieser Materialien an den Betrieb erfolgt aus vorhandenem 
Bestand, ihre Beschaffung also vor dem Bedarf. 
Lediglich diese Materialien sind Gegenstand der Disposition, deren Aufgabe 
es ist, die für jeden Bedarfsfall notwendigen Mengen zu ermitteln, nach Plänen 
die Termine der -Eindeckung festzulegen und zu überwachen sowie Bestände 
und Bestandsbewegungen festzuhalten. 

Kategorie IM: 
Nicht verschlüsseltes Material, das nicht laufend bevorratet ist, sog. Spezialbe-
triebsmaterial. 
Dieses Material ist durch unregelmäßigen Bedarf gekennzeichnet und wird nur 
nach Anforderungsschein beschafft. Eine zentrale Bedarfsermittlung ist dafür 
nicht möglich. Die Tätigkeit der Disposition kann sich nur auf die Nachprüfung 
beschränken, ob der angeforderte oder ein diesem gleichwertiger Gegenstand 
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in anderen, dem Verbraucher nicht unmittelbar zugänglichen Magazinen ge­
lagert wird und dem Anfordernden zugänglich gemacht werden kann, wenn 
das bevorratete Magazin für das in Frage kommende Material keine Bedarfs­
meldung vorliegen hat. 

4.1 Die Bedarfsermittlung als Teilaufgabe der Disposition 

Die Durchführung von Dispositionsaufgaben setzt eine genaue Kenntnis des 
zukünftig auftretenden Materialbedarfs voraus. Der Bedarf, der mit jeder Ent­
scheidung zur Produktion oder Gewinnung entsteht, ist nicht ohne weiteres 
erkennbar bezüglich Bedarfsmenge, Bedarfstermin und zeitlichem Ablauf. 
Selbst wo er erkennbar ist, muß er in einer Bedarfsplanung fixiert werden. 
Bedarfsplanungen fordern Entscheidungen zur Bedarfsdeckung, die sich in 
der Planung der Materialbereitstellung vollziehen. Bedarfsermittlung und —Pla­
nung sind somit Voraussetzung zur Materialdisposition. Eine planvolle Be­
darfsermittlung richtet sich nach den verschiedenen Merkmalen des einzelnen 
Materialbedarfs, nach der Häufigkeit des Bedarfs und nach den Bedürfnissen 
der einzelnen Bedarfs- und Verbrauchsstellen. Folgende Arten der Bedarfs­
ermittlung bieten sich an: J 

1. Die kontinuierliche Bedarfsermittlung 
Sie erfolgt in kürzeren oder längeren Abständen durch Organe des Bereiches 
Materialwirtschaft (Disponenten). Die Verbrauchsstelle beeinflußt diese Art 
der Ermittlung lediglich durch Höhe und Kontinuierlichkeit des Verbrauchs. 
2. Die Bedarfsermittlung durch Anzeige des Anforderers 
Sie setzt die Aktivität des Verbrauchers voraus, der entweder einen einmaligen 
Sonderbedarf oder den Bedarf für ein zeitlich begrenztes Förderprogramm 
ermittelt und anzeigt. 
3. Die Bedarfsermittlung durch Versendung von Bedarfslisten 
Die Verbraucher sind dabei gehalten, ihren Materialbedarf in sog. Bedarfslisten 
einzutragen zur weiteren Veranlassung. Diese Methode ist deswegen bedenk­
lich, weil sie den Hortungstrieb technischer Dienststellen begünstigt und den 
negativen Effekt zu hoher Kapitalbindung bewußt herausfordert. Von ihr soll­
te deshalb nur in Sonderfällen Gebrauch gemacht werden. 

Zusammenfassend sei festgestellt, daß die Art der Bedarfsermittlung von der 
Verwendungshäufigkeit der einzelnen Materialgruppen abhängig ist, Das Kri­
terium der Verwendungshäufigkeit hat demnach, wie wir Unter 4.0 gezeigt 
haben, bei der Klassifizierung der bergbaulichen Materialarten die ihrer Bedeu­
tung entsprechende Berücksichtigung gefunden. 

1) Vgl. Die Wirtschaftswissenschaften, Seitrag ,,Einkaufsorganisation und Einkaufs­

planung", Köln o.J. 
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Zur Fristigkeit der Bedarfsermittlung im Bergbau sei gesagt, daß die ursprüng­
lich geübte Praxis, dem Materialbedarf der Betriebe für möglichst lange Zeit­
räume (3—6 Monate, z.T. bis zu 12 Monaten) zu ermitteln aufgegeben wurde 
und daß man zum Zeitpunkt unserer Untersuchungen auf kurzfristige Erhe-
bungen,d.h.füreineFristvonIbis höchstens3 Monaten, übergegangen war. Der 
ursprünglich errechnete Bedarf war nämlich aufgrund der Langfristigkeit der 
Erhebungen weitgehend ungenau, da der Verbrauch der Betriebe, entsprechend 
der Unwägbarkeit der bergbaulichen Abbauverhältnisse, so lange im voraus 
nicht mit genügender Genauigkeit übersehen werden konnte. Bei der nunmehr 
praktizierten kurzfristigen Bedarfsermittlung können Schwankungen im Ver­
brauch früher aufgefangen werden. Aus der früher vielfach ohne Kontakt mit 
den einzelnen Betriebsstellen vorgenommenen theoretischen Bedarfsrechnung 
ist eine betriebsnahe, durch laufenden Kontakt überprüfte Bedarfsermittlung 
geworden. 

4.2. Die grundsätzlichen Dispositionsmöglichkeiten 

Nach Kenntnis der Bedarfsstruktur der einzelnen Materialarten beginnt der 
eigentliche Dispositionsvorgang, die Planung der Materialbereitstellung. Ver­
schiedene Verfahrensmöglichkeiten konkurrieren untereinander. Zunächst ist 
zu unterscheiden zwischen 
langfristiger Disposition und 
kurzfristiger Disposition, 
d.h. es ist die Entscheidung zu treffen, ob man den für eine bestimmte Periode 
ermittelten Bedarf in einer Gesamtmenge oder in beliebig kleinen Teilmengen 
bereitzustellen hat. Diese Entscheidung darf nicht isoliert betrachtet werden, 
sondern sie verlangt eine Koordinierung der Beschaf fungs— und Vorratspolitik. 
Beide Lösungsmöglichkeiten haben Vor—und Nachteile. Bei einmaliger Bereit­
stellung für eine bestimmte Periode, z.B. für 1 Jahr, sind von der Beschaffung 
aus betrachtet günstigste Preise und Lieferbedingungen zu erzielen, denen aber 
hohe Lagerbestands- und Lagerhaltungskosten gegenüberstehen. Niedrig sind 
dabei auch die Bestellkosten, die sich aus Kosten der Anforderung, Bestellabtei­
lung, Terminüberwachung, Materialannahme, Materialprüfung, Rechnungsprü­
fung 'CJiId Buchhaltung zusammensetzen. 

Bei Bereitstellung eines ermittelten Perioden bedarf s in kleinen Teilmengen über 
die Periode verteilt tritt die gegenteilige Tendenz ein. Die Kosten der Lagerbe­
stände und der Lagerhaltung werden auf ein Minimum gesenkt, während ande­
rerseits auf Preisvorteile und günstige Lieferbedingungen verzichtet werden 
muß. Auch die Bestell kosten erhöhen sich ganz beträchtlich. Diese beiden hier 
aufgezeigten Extremfälle treten in der Praxis praktisch nicht ein, verdeutlichen 
uns jedoch die Problematik der Dispositionsentscheidung. Die optimale Lösung 
wird je nach Lagedes Einzelfalles zwischen diesen beiden Lösungswegen liegen. 
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Das einfachste Prinzip deriMaterialbereitstellung, die Einzelbeschaffung im Be­
darfsfall, ist in gewisser Hinsicht vorteilhaft (keine Bedarfs—und Beschaffungs-' 
Planung, keine Lagerbestands— und Lagerhaltungskosten, kurzfristige Kapital­
bindung), in der Praxis jedoch nur in beschränktem Umfange realisierbar. Die 
Anwendung dieses Prinzips ist vor allem vom Produktionsprogramm eines Un­
ternehmens, der Betriebsgröße und der Anzahl der zum Einsatz kommenden 
Materialarten abhängig. Bei allen Materialien, die auf den Produktionsablauf 
entscheidenden Einfluß haben, ist Einzelbeschaffung im Bedarfsfall ausge­
schlossen. 

Ein Beispiel für dieses Bereitstellungsprinzip ist das sogenannte Schnelleinkaufs-
Verfahren. Bei diesem Verfahren wird dringend benötigtes, nicht bevorratetes 
Material bis zu einer bestimmten Wertgrenze (in dem von uns untersuchten 
Unternehmen bis zu DM 500,— je Beschaffungsfall) im Bedarfsfall durch die 
Verbrauchsstellen selbst beschafft. Kostenvorteile, die bet diesem Beschaf­
fungsverfahren durch entfallende Lagerung entstehen, werden durch kosten­
wirksame Nachteile dieses Verfahrens zum mindesten ausgeglichen. Denn bei 
der Dringlichkeit der Materialversorgung in diesem Beschaffungsfall wird in der 
Regel der billigste Anbieter selten ermittelt und auch die sonst bei.Mengenbe­
zug erzielten Preisnachlässe kommen in Wegfall; außerdem entstehen in jedem 
Falle höhere Warenbezugskosten (Transportkosten u.a.). Man sollte daher nur 
in Ausnahmefällen von diesem Verfahren Gebrauch machen. Außerdem er­
scheint es notwendig, die zum Schnelleinkauf berechtigten technischen Dienst­
stellen systematisch in ihrer Beschaffungsgebarung zu überwachen, um miß­
bräuchlichen Beschaffungsusancen unverzüglich begegnen zu können. 
Für Materialien, die laufenden Verbrauchszwecken dienen, wird das Prinzip 
der Vorratshaltung angewendet. Das ist bei den meisten Betriebsstoffen im 
Bergbau der Fall, die nicht nur laufend verbraucht, sondern von deren dauern­
der Disponibilität sogar die Aufrechterhaltung der Förderung abhängt. Um 
das Betriebsziel, die Förderung der Kohle, nicht zu gefährden, nimmt man 
zwangsläufig die Nachteile dieses Prinzips in Kauf, die sich in bedeutenden 
Kosten der Lagerbestände und der Lagerhaltung ausdrücken. 
'Vor Vorteil dieses Materialbereitstellungsprinzips besteht darin, daß die Materi­
alien im Lager stets auf Abruf bereitstehen und in jedem Falle sofort greifbar 
sind. Mögliche Störungen der Produktion von dieser Seite her sind nicht zu er­
warten. Dem vom Bergbau geforderten Sicherheitsprinzip wird damit voll 
Rechnung getragen. Um diesem Sicherheitsprinzip gerecht zu werden, haben 
betriebsorientierte Materialbereitstellungsentscheidungen im Bergbau immer 
Vorrang vor beschaffungsmarktorientierten Entscheidungen oder reinen Wirt­
schaftlichkeitsüberlegungen. 
, r i der Fertigungsindustrie kennen wir darüber hinaus noch die sog. fertigungs-
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synchrone Materialzulieferung als weitere Dispositionsmöglichkeit. Dieses Prin­
zip ist in der Regel nur bei Massen— und Großserienfertigung anwendbar, die 
eine langfristige Fertigungsplanung voraussetzen. Es wird dabei so disponiert, 
daß das Material direkt vom Lieferanten in den betrieblichen Fertigungsprozeß 
einmündet, ohne das Lager zu durchlaufen. In den Lägern werden lediglich so­
genannte Sicherheitsreserven gehalten. Die Vorteile dieses Prinzips sind klar 
erkennbar: keine Lagerung und trotzdem sichergestellte Versorgung mit be­
triebsnotwendigen Materialien. Sie lassen sich erreichen durch Abrufverträge 
und Einrichtung von Konsignationslagern. 

Abrufverträge beziehen sich dabei auf den ermittelten Bedarf einer längeren 
Periode, z.B. ein halbes oder ein ganzes Jahr. Offen bleiben der Termin des Ab­
rufs, der Lieferort und die Höhe der Teilmengen. Diese Daten werden durch 
die Disposition bestimmt. Der Abruf erfolgt bei Bedarf, und zwar so, daß Zwi­
schentagerungen weitgehend entfallen können. 

Konsignationslager enthalten Bestände, die dem Lieferanten bis zur Entnahme 
für den Verbrauch gehören. Sie werden beim Besteller unterhalten und vom 
Lieferanten verpflichtungsgemäß bestandsmäßig stets auf einer bestimmten, 
vereinbarten Höhe gehalten. Bei diesem Materialbereitstellungsverfahren ent­
fallen lediglich die Kosten der Lagerbestände, Kosten der Lagerhaltung dage­
gen fallen an. 

Dieses besonders in der Massenfertigung anwendbare Prinzip scheidet für den 
Bergbau weitgehend aus, da dort, wie bereits erläutert {Sicherheitsbestimmun­
gen, Unwägbarkeit der Abbauverhältnisse und damit des Bedarfs}, die notwen­
digen Voraussetzungen dazu nicht gegeben sind. 
Ein weiteres Materialbereitstellungsprinzip bietet sich an in der Verpflichtung 
von Lieferanten zur Unterhaltung von Auslieferungslagern in Betriebsnähe. 
Ziel des Unternehmens ist es dabei, den Materialbedarf für eine längere Periode 
in der Nähe der Verbrauchsstelle zu sichern und gleichzeitig die Kosten der La­
gerbestände und der Lagerhaltung auf den Lieferanten abzuwälzen. Die An­
wendung dieses Prinzips dürfte nur Großunternehmen mit bedeutender Markt­
position möglich sein, und selbst diesen Unternehmen nur für solche Materiali­
en, für die ein ausgesprochener Massenbedarf vorliegt oder die sehr hochwertig 
sind. Aber selbst Großunternehmen, die dieses Materialbereitstellungsprinzip 
praktizieren, müssen sich die Frage stellen, inwieweit sie die im eigenen Unter­
nehmen gesparten Kosten der Lagerbestände und der Lagerhaltung den Liefe­
ranten im Materialbezugspreis zurückvergüten. Der Unternehmer muß sich da­
rüber im klaren sein, daß bei der Anwendung dieses Prinzips, so günstig es auf' 
den ersten Blick auch erscheinen mag, vielfach nur eine Kostenverschiebung 
eintritt, denn gesamtwirtschaftlich betrachtet, können diese Kosten doch nicht 
verschwinden. 



19 

Die Verhältnisse im deutschen Bergbau und insbesondere bei der von uns un­
tersuchten Unternehmensgruppe sind so vielgestaltig und wechselhaft, daß sich 
die aufgezeigten Dispositionsmöglichkeiten nicht formelmäßig für die einzel­
nen Materialien ableiten lassen. Immer wird für die Anwendung des einen oder 
anderen Prinzips der Einzelfall entscheidend sein. 
Wie die Anwendung der einzelnen Dispositionsmöglichkeiten unter Beachtung 
der jeweiligen betrieblichen Gegebenheiten im Bergbauunternehmen praktiziert 
wird, soll in folgenden Abschnitten erläutert werden. 

4.3 Die Durchführung der Materialdisposition in der Praxis 

Im Hinblick auf die optimale Lösung der materialwirtschaftlichen Aufgaben­
stellung ist, wie wir bereits gesehen haben, die Materialbereitstellungsplanung 
unerläßlich. Diese Planung vollzieht sich in der von uns untersuchten Unter­
nehmensgruppe in mehreren Bereichen. 
Wir unterscheiden 
a} Autonome Disposition durch die Abteilung Materialverwaltung 

b) Disposition durch die Abteilung Materialverwaltung in Verbindung mit 
technischen Zentraldienststellen 

c) Holzdisposition durch die Abteilung "Beschaffung und Materialverwaltung 
Holz". 

Es ist uns also im Steinkohlenbergbau nicht möglich, ein für längere Zeit fixier­
tes Förder— und Produktionsprogramm, das als Grundlage für die Matertaldis­
position dienen muß, strikt einzuhalten. Häufig ergeben sich Abweichungen, 
einmal aufgrund der Besonderheiten dieses Wirtschaftszweiges und zum ande­
ren durch die Marktbedingungen, denen die Steinkohle heute unter starkem 
Konkurrenzdruck und einer Umstrukturierung auf dem Energiemarkt ausge­
setzt ist. Diese Bedingungen erfordern häufig kurzfristige Maßnahmen der tech­
nischen Unternehmensleitung, wie Zusammenlegungen von Betrieben, Ände­
rungen des Förderprogramms usw. Für die Disposition vieler Materialien er­
gibt sich daher die Notwendigkeit der Einschaltung technischer Dienststellen. 
Der Normalfall der Disposition durch die Abteilung Materialverwaltung be­
zieht sich auf die unter 4.0 genannten Materialien der Kategorie 1—1. Dazu ge­
hört der überwiegende Teil des gesamten bergbaulichen Materialbedarfs. Den 
Ablauf des Dispositionsvorganges haben wir der besseren Übersicht wegen in 
den Anlagen 1—5 als Ablaufdiagramm dargestellt. 

4.30 Autonome Disposition durch die Abteilung Materialverwaltung 
Die Disponenten in den Magazinen führen auf Dispositionskarten eine mengen­
mäßige Bestandsrechnung für das Gesamtunternehmen und die einzelnen Be-
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triebsmagazine durch. 
Für zentral verausgabtes Material erfolgt die Bestandsfortschreibung täglich 
maschinell mittels Buchungsautomaten , so daß Dispositionsgrundlage hier 
der Tagesbestand ist. 
Für in Betriebsmagazinen ausgegebenes Material erfolgt die Bestandsfortschrei­
bung bisher manuell. Materialeingänge werden dabei laufend erfaßt, die Aus­
gänge können jedoch nur monatlich gebucht werden, da das Belegmaterial der 
Materialausgaben nur einmal monatlich zusammengestellt und ausgewertet 
wird. Diese Auswertung steht durchschnittlich erst etwa drei Wochen nach Mo­
natsabschluß zur Verfügung. Aus diesem Grunde kann nicht anhand von Ta­
gesbeständen, sondern nur aufgrund von Stichtagsbeständen unter Berücksich­
tigung des durchschnittlichen BuchungsrückStandes disponiert werden. 

Nun zum eigentlichen Dispositionsvorgang: 
Erreicht der Bestand und die noch ausstehende Restlieferung eine bestimmte 
Höhe (vgl. unter Abschnitt 4,303), so wird der Dispositionsvorgang ausgelöst. 
Er führt zur Bedarfsanzeige an die Beschaffungsstelle und vollzieht sich in fol­
genden Stufen: 

4.300 Ermittlung des Dispositionszeitraumes 

Zur Ermittlung des Dispositionszeitraumes sind die Größen 
n = Zeitwert 
y = Sicherheitsbestand 
P= Zeitspanne bis zur Ausstellung der neuen Bedarfsanzeige 

festzulegen. 

4.3000 Der Zeitwert " n " 

Er setzt sich zusammen aus 
a} Bearbeitungszeit 
b) Lieferzeit 
c) Buchungsrückstand 
d) Verlagerungszeit des Materials vom Zentralmagazin zu den Grubenmaga­

zinen. 
Die Bearbeitungszeit besteht aus folgenden Komponenten, die mit Durch­
schnittszeiten bewertet wurden: 
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Ausstellung der Bedarfsanzeige bis Eingang bei der Beschaffungsstelle: 1 Woche 
Eingang bei der Beschaffungsstelle bis Expedition der Preisanfrage: 1 Woche 
Expedition der Preisanfrage bis Angebotsvorlage: 3 Wochen 
Bearbeitung der Angebote und Bestellungsausschreibung: 2 Wochen 
Unterschriften der Bestellung und Expedition: 1 Woche 
Bestellungsausgang bis Auftragsbestätigung: 1 Woche 

Bearbeitungszeit insgesamt 9 Wochen 

Die Lieferzeit umschließt 
a} die Zeit für die Vormaterialbeschaffung beim Lieferanten 
b) die Fabrikationszeit 
c) die Zeit des Transports bis zur Anlieferung. 
Erfahrungsgemäß ist mit einer durchschnittlichen Lieferzeit von 14 Wochen zu 
rechnen. Dieser Zeitraum erscheint relativ hoch, doch muß berücksichtigt wer­
den,daß auch Importlieferungen in den eingesetzten Durchschnittszeiträumen 
enthalten sind, die diese entsprechend erhöhen. 

Der Buchungsrückstand beträgt in der Regel 3 Wochen, kann allerdings bis 
zu 7 Wochen betragen. 
Er muß dann mit einkalkuliert werden, wenn die Disposition nicht auf Tages­
beständen aufgebaut ist; das ist, wie wir gesehen haben, bei solchen Materialien 
der Fall, die nicht im Zentralmagazin, sondern in den Betriebsmagazinen aus­
gegeben werden. 
Wird z.B. am 1.3. disponiert, so dient als Basis der Bestand vom 1.2., denn die­
ser Bestand liegt erst am 2Ö.2. ausgewertet vor. In der Zeit vom 1.2. bis 1.3. 
finden aber Veränderungen statt, so daß hier die Bestandsbewegungen von 
4 Wochen einkalkuliert werden müssen. Der Buchungsrückstand zum Zeit­
punkt der Disposition kann bis zu 7 Wochen betragen und zwar dann, wenn 
beispielsweise am 19.3. disponiert werden muß, an einem Tag also, an dem 

"immer noch der Bestand vom 1.2. als neuestes Fortschreibungsdatum vorliegt. 
I m allgemeinen wird der Disponent dann jedoch bis zum 20.3. warten und sei­
ne Disposition aufgrund des dann vorliegenden Bestandes vom 1.3. vorneh­
men, um nur 3 Wochen Buchungsrückstand einkalkulieren zu müssen. Allzu 
große Ungenauigkeiten werden auf diese Weise ausgeschaltet. 
Handelt es sich um die Disposition sehr hochwertigen Materials, z.B. um Ku­
gellager, so schalten die Disponenten die Unsicherheiten des Buchungsrück­
standes dadurch aus, daß sie den Tagesbestand durch telefonische Umfrage 
in den Grubenmagazinen ermitteln. 

Für die Verlagerungszeit des Materials vom Zentralmagazin zu den Gruben­
magazinen rechnet man durchschnittlich mit einem Zeitraum von 2 Wochen; 
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Darin sind enthalten die Abladezeiten sowie Zeiten für Qualitätsabnahme, Ma­
terialprüfung usw. Diese Zeitspanne läßt sich in dringenden Fällen zwar erheb* 
lieh verkürzen, doch setzt man bei der Errechnung des durchschnittlichen 
Zeitwertes eine Verlagerungszeit von 2 Wochen an in dem Bewußtsein, die 
Rechnung mit einem gewissen Sicherheitsfaktor ausgestattet zu haben 
Zusammenfassend ergibt der Zeitwert "n" folgenden Zeitablauf von der Aus­
stellung der Bedarfsanzeige bis zur Anlieferung des Materials beim Betriebs­
magazin: 
Bearbeitungszeit von der Ausstellung der Bedarfsanzeige bis 
zum Eingang der Auftragsbestätigung 9 Wochen 
Vormaterialbeschaffung und Fabrikationszeit beim 
Lieferanten bis zur Materiallieferung 14 Wochen 
Buchungsrückstand zum Zeitpunkt der Disposition 3 — 7 Wochen 
Verlagerungszeit vom Zentral— zu den Grubenmagazinen 2 Wochen 

Zeitwert "n" insgesamt 28 - 32 Wochen 
= 7 — 8 Monate 

4.3001 Sicherheitsbestand "y" 

Darunter ist die Bestandsmenge zu verstehen, die gehalten werden muß, um 
außerordentlichen, nicht vorhersehbaren Ereignissen begegnen zu können. Da­
zu gehören in erster Linie 
a) Änderungen des Produktionsprogrammen durch plötzlich auftretende Än­

derungen der Förderbedingungen 
b) Maschinenschäden 
c) Katastrophenfälle. 
Unter den genannten Gesichtspunkten wird die Sicherheit^reserve für die ver­
schiedenen Materialien verschieden hoch sein. 
Bei betriebsnotwendigem Material, dessen Nichtvorhandensein die Kohlenför­
derung ernsthaft gefährden würde, ist y = 2 Monate, d.h. von diesen Materia­
lien wird grundsätzlich ein Sicherheitsbestand in Höhe eines 2—Monatsver­
brauchs gehalten. Diese Regelung gilt nun allerdings nicht starr, sondern ist 
unter Kostengesichtspunkten auf nicht wertanschlagendes Material begrenzt. 
Der Begriff wertanschlagend oder nicht wird am monatlichen Materialum­
schlag pro Materialposition gemessen. 
WertanschlagendesMaterial istz.B.dereiserneGrubenausbau,bei dem in der von 
uns untersuchten Unternehmensgruppeein monatlicher Materialumschlag von 
rd. DM 1,5 Mill, zu verzeichnen ist; nicht wertanschlagend ist dagegen z.B. 
Kleineisenmaterial mit einem monatlichen Materialumschlag von nur rd. 
DM 20.000,-. 
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Es ist augenscheinlich, daß ein Sicherheitsbestand von 2 Monaten bezogen auf 
die sich monatlich mit durchschnittlich rd. DM 1,5 Mill, umschlagenden Gru­
benausbaumaterialien die Lagerbestands— und Lagerhaltungskosten in erheb­
lichem Maße erhöhen würde. 
Die praktizierte Flexibilität in der Bestandshaltung selbst in der Frage der sog. 
Sicherheitsbestände erscheint uns deshalb im Hinblick auf die Erreichung 
des materialwirtschaftlichen Optimums als sehr sinnvoll. 

4.3002 Die große "p" 

Unter der Größe "p" ist die Zeitspanne bis zur Ausstellung der neuen Bedarfs­
anzeige zu verstehen. Diese Zeitspanne wird halbjährlich von den Bereichen 
Beschaffung und Materialverwalfung (Disposition) gemeinsam festgesetzt. Je 
nach Regelmäßigkeit des Verbrauchs und der voraussichtlichen Preisentwick­
lung beträgt sie 3 bis 6 Monate, in Ausnahmefällen auch 1 und 12 Monate. 
Der Regelfall ist'jedoch eine Zeitspanne von 3 Monaten. 

4.301 Die Bedarfsmenge " M " 

Die unter 4.300 erläuterten Größen n, y und p sind die Zeitkomponenten 
der Dispositionsformel. Die Ermittlung der voraussichtlichen Bedarfsmenge 
erfordert jedoch den Übergang zu einer Mengenrechnung. 
Grundlage für diese Rechnung ist der voraussichtliche Bedarf der durch 
(n + y + p) bestimmten Zeit auf der Basis des Durchschnittsverbrauchs der 
letzten 6 Monate = "V". Der tatsächliche Verbrauch des letzten Dispositions­
zeitraumes dient dabei als Kontrollmaßstab. 
Die voraussichtliche Bedarfsmenge "M" ist dann Vx (n + y + p). 
Beträgt n = 6 , y = 1 , p = 3 , 

der Verbrauch der letzten 10 Monate = 120; 0/ Monat = 1 2 , 
der Verbrauch der letzten 6 Monate = 60; 0 / Monat = 10 , 
dann ist M = 10 (6 + 1 + 3) = 100. 
Das ist der vorgesehene Verbrauch während des gesamten Dispositionszett­
raumes. 

4.302 Die Bestellmenge 

Bei der Ermittlung der Bestellmenge ist der noch vorhandene Bestand B und 
die noch ausstehende Lieferung R in der Zeit p + n zu berücksichtigen. Um 
diese beiden Größen ist die Bedarfsmenge zu kürzen. 
Daraus ergibt sich die Bestellmenge x = M ./. (B + R). 
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•m M=V- ( r w p + y) *. 
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I 1 I I 

n 2 • P 2 y2 

I 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1—w- Monat 
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.Die Bestellmenge wird in der Regel nicht als Gesamtmenge geliefert, sondern 
in monatlichen Teillieferungen. Die Mengen und Termine der Teillieferungen 
werden durch die Disponenten in einer Lieferstaffelung angegeben. Diese Ue-
ferstaffeiung kann in der Praxis von der durch den Bereich Beschaffung unter 
dem Gesichtspunkt der Kostenminimierung ermittelten optimalen Bestellmen­
ge abweichen. Eine entsprechende Anpassung der von den Disponenten festge-
gelegten Lieferstaffelung an die von dem Bereich Beschaffung ermittelten opti­
malen Bezugsdaten, ist jedoch nur dann vertretbar, wenn die termingerechte 
Materialversorgung des Betriebes nicht gefährdet erscheint. 

4.303 Der Dispositionszeitpunkt 

Der Dispositionszeitpunkt ist abhängig von den Größen 
V - Verbrauch 
n = Zeitwert und 
y = Sicherheitsbestand. 
Der Dispositionszeitpunkt ist dann gegeben, wenn die Gleichung 
B + R = V x ( n + y) erfüllt ist. 
Beträgt z.B. in der unter Abschnitt 4.302 gezeigten Abbildung der monatliche 
Verbrauch 100 Einheiten, so würde dieGleichung im Monat 2 lauten 900 = 700, 
im Monat 4 dann aber 700 = 700. Im Monat 4 wäre also bei diesem Beispiel der 
Dispositionszeitpunkt erreicht. Wird zu diesem Zeitpunkt die Bedarfsanzeige 
ausgestellt, so ist gewährleistet, daß bis zum Tage des restlosen Verbrauchs die 
neue Lieferung eingegangen ist. Der zum Dispositionszeitpunkt vorhandeneBe-
stand und die zu diesem Zeitpunkt noch ausstehende Lieferung werden in der 
Praxis als sogenannter Meldebestand bezeichnet. 
Ein reibungsloses Funktionieren der Dispositionsformel ist jedoch abhängig 
von einem gleichmäßigen Materialverbrauch. Nun kann der effektive Verbrauch 



25 

aber größer oder kleiner sein als der auf der Basis des Vergangenheitsver-
brauchs vorgesehene. Diese Fälle erfordern Korrekturmaßnahmen im Inter­
esse der Sicherung der Materialversorgung einerseits und der Verhinderung des 
Entstehens von Überbeständen andererseits. 

Ist also der effektive Verbrauch größer als der vorhergesehene, so ist Vx(n + y) 
größer als B+ R,d.h. der Bestand und die noch ausstehende Restlieferung sind 
vor dem fristgerechten Eingang der neuen Lieferung aufgezehrt. In diesem 
Falle wird die Bedarfsanzeige mit dem Vermerk "Dringlichkeitsverfahren" ver­
sehen an den Bereich Beschaffung gegeben. Ist eine Beschaffung im Dringlich -
keitsverfahren nicht möglich, so wird "Frühlieferung" beantragt oder ein 
"Sonderverfahren für einen Deckungskauf" eingeleitet. 
Ist der effektive Verbrauch kleiner als der vorhergesehene, so ist Vx (n + y) 
kleiner als B + R, d.h. ohne Korrektivmaßnahmen würden zeitweise zu hohe 
Bestände auftreten. Um das zu vermeiden, wird im allgemeinen die Rückverle­
gung des ursprünglich vorgesehenen Liefertermins veranlaßt, gegebenenfalls 
aber auch die Bestellung annulliert. 

4.304 Überwachung der Liefermengen und Bestände 

Die Bedarfsanzeigen werden der Beschaffungsstelle von den Disponenten im 
Original zugeleitet und lösen dort den Bestellvorgang aus. 
Die Disponenten buchen auf der Dispositionskartei die Daten der Bedarfsan­
zeige und der Bestellung ein. Dabei werden die Lieferungen und Lieferdaten 
detailliert vermerkt als Grundlage für die laufende Überwachung der Liefer­
termine. 

Auch die Bestände und Bestandsbewegungen unterliegen der laufenden Über­
wachung durch die Disponenten. Dabei wird der laufende Verbrauch mit dem 
vorhergesehenen Verbrauch abgestimmt, um im Falle von Verbrauchsabwei­
chungen ohne Verzug reagieren zu können, sei es durch Aufstockung von Ab­
rufverträgen oder Terminvorverlegung bei erhöhtem Verbrauch bzw. durch 
Termin—Rückverlegung oder Abruf—Verlängerung bei vermindertem Ver­
brauch. 
Bei allen diesen Entscheidungen steht die Überlegung im Vordergrund, daß die 
Versorgung der Betriebe mit Material jederzeit in erforderlichem Umfang gesi­
chertsein muß und die Bestände nie über das erforderliche Maß hinauswachsen 
dürfen. 

4.31 Disposition durch die Abteilung Materialverwaltung in Verbindung mit 
technischen Zentraldienststellen 

Wie bereits in Abschnitt 4.0 dargestellt, sind technische Zentraldienststellen 
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in die Disposition von Materialien der 
Kategorie 1 — 2 : Kabel, Schütze, Stromverteiler, Drahtseile u.a. 
Kategorie Il — 1 : Untertagegeräte und Einbauteile 
Kategorie Il — 2 : Ersatzteile zu Untertagegeräten 
eingeschaltet, während Material der Kategorie 1—1 ausschließlich durch die 
Materialverwaltung disponiert und Material der Kategorie Ul, sogenanntes 
Spezialbetriebsmaterial, das durch unregelmäßigen Bedarf gekennzeichnet ist, 
nicht in die zentrale Bedarfsermittlung einbezogen wird. 
Material der Kategorie I—2 wird grundsätzlich nach den Ergebnissen der Dis­
positionsformel bereitgestellt. Es handelt sich dabei um Material, für welches 
aus besonderem Anlaß, oft zeitlich begrenzt, ein Massenbedarf vorliegt. Derar­
tiger Anlaß kann "die Durchführung eines Neubauprogramms, die Anwendung 
einer besonderen Abbaumethode o.a. sein. 
Zu den Neu bau program men gehören größere Arbeiten, wie 
Auffahren neuer Sohlen, 
Abteufen von Schächten, 

Auffahren von Querschlägen und Richtstrecken u.a., 
die längere Zeiträume, von mehreren Monaten bis zu mehreren Jahren, bean­
spruchen. 
Diese Neubauprogramme werden von technischen Zentraldienststellen geplant 
und überwacht. Diese Planung ist der Abteilung Materiatverwaltung im einzel­
nen nicht bekannt, so daß sie zur optimalen Anpassung der Materialvorräte an 
die im Rahmen der Neubauplanung gegebenen Erfordernisse des Betriebes auf 
die Angabe der notwendigen Daten durch die technischen Zentraldienststellen 
angewiesen ist. Zu diesen Datengehören: Umfang der vorgesehenen Arbeiten, 
voraussichtlicher Fristablauf und gegebenenfalls zwischenzeitliche Drosselung 
oder Forcierung der Arbeiten. Auch diese Änderungen sind für dieDisposition 
wichtig, um Mangel oder Überfluß an Material zu umgehen. 
Das gleiche gilt für die Anwendung besonderer Abbaumethoden. Wird es z.B. 
erforderlich, in einem bestimmten Abbaufeld ßlasversatz einzubringen, so 
tritt Bedarf an Blasversatz materia I auf, der jedoch auf die Dauer des Abbaues 
in diesem bestimmten Abbaufeld beschränkt bleibt und außerdem je nach Ab­
baufortschritt verschieden hoch sein kann. Eine rein schematische Anwendung 
der Dispositionsformel führt in solchen Fällen nicht zu den gewünschten Er­
gebnissen. Änderungen der Bedarfsstruktur erfordern unverzügliche Anpassung 
der Disposition, die jedoch nur durch enge Zusammenarbeit mit den techni­
schen Zentraldienststellen möglich ist. 

Bei der Disposition von Materialien der Kategorie I I , also von Maschinen und 
Ersatzteilen für den Untertagebetrieb, ist die Mitwirkung der Abteilung Mate­
rialverwaltung weitgehend eingeschränkt. Die starke Abhängigkeit des Bedarfs 
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,an diesen Materialien von den jeweiligen Abbauverhältnissen macht die Dis­
position dafür nach der Dispositionsformel unmöglich. 
Zur Disposition dieses Materials stellen die Disponenten lediglich Zahlenmate­
rial über 

a) Verbrauch in der Vergangenheit, 
b) vorhandene Bestände und 
c) noch ausstehende Lieferungen 
den technischen Zentraldienststellen als Grundlage für deren Disposition zur 
Verfügung. 
Aufgrund dieser Angaben entwickeln die technischen Zentraldienststellen eine 
Vorausschau auf die zukünftige Verbrauchsentwicklung anhand des Durch­
schnittsverbrauchs mehrerer Jahre als Basis für ihre Dispositionsentscheidun­
gen. Dazu kommen dann als wesentliche Dispositionskriterien ihre Planungs­
unterlagen, wie Abbaupläne, Aus— und Vorrichtungspläne sowie Raubpläne 
und Normpläne. 

Abbaupläne, Aus— und Vorrichtungspläne sinddabei richtungweisend für den 
künftigen Bedarf, während Raubpläne Anhaltspunkte für freiwerdendes Mate­
rial in abgeworfenen Bauen oder auslaufenden Betriebspunkten geben, die bei 
der künfitgen Bedarfsplanung berücksichtigt werden müssen. 
Normpläne sind deshalb für die Materialdisposition von Bedeutung, weil in ih­
rem Rahmen festgelegt wird, welche Materialien beschafft werden und welche 
auslaufen sollen. Diesen rein technischen Materialnorm—Entscheidungen kam 
gerade in den letzten Jahren im Bergbau erhöhte Bedeutung zu, als im Zusam­
menhang mit der Strukturkrise im europäischen Bergbau die Bestrebungen zur 
Arbeitsrationalisierung erheblich forciert wurden. So werden z.B. in zuneh­
mendem Maße Reibungsstempel durch hydraulische Stempel und Ketten­
schrämmaschinen durch Walzenschrämmaschinen ersetzt. 
Ausallendiesen:'Öberwiegend technischen Aspekten, die für die Disposition von 
Maschinen und Ersatzteilen für den Untertagebetrieb maßgeblich sind, erklärt 
sich die untergeordnete Rolle, die die Abteilung MateriaIVerwaltung bei der 
Disposition dieses Materials spielt. 

Bei der Disposition von Material der Kategorie I t I , dem sogenannten Spezial-
betriebsmaterial, wirkt die Dispositionsgruppe der Abteilung Materialverwal­
tung überhaupt nicht mit. Hier wird die Beschaffung direkt aus der Planung ab­
geleitet. Eine Bevorratung findet nicht statt. Beschafft werden diese Materia­
lien nur auf Einzel—Anforderungsschein der Betriebe, denen die Materialien 
nach Eingang direkt zugehen. 

4.32 Die Holzdisposition 

Unter besonderen Bedingungen vollzieht sich in Bergbauunternehmen die Dis-
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position des Holzbedarfs. Diese Besonderheiten kommen schon allein darin 
zum Ausdruck, daß in der von uns untersuchten Unternehmensgruppe alle mit 
Holz zusammenhängenden Vorgänge von einer eigenen Abteilung, der Holzab­
teilung, bearbeitet werden. Diese Abteilung gliedert sich in die Fachabteilun -
gen Beschaffung, Disposition und Bestandsverwaltung (vgl. Schaubild unter 
•Abschnitt 2). 

Holz ist eintypisch bergbauliches Einsatzmaterial. Eserfüllt zwei Hauptaufgaben, 
nämlich das Offenhalten der Grubenbaue und den Schutz der Bergleute. Wenn 
das Grubenholz auch in den letzten Jahren infolge der technischen Weiterent­
wicklung und Rationalisierung im Bergbau immer mehr durch Stahlstempel 
verdrängt wurde, so liegt dafür auch heute noch ein ausgesprochener Massen­
bedarf vor. Holz ist an den Gesamtmaterialkosten untertage immer noch mit 
rd. 12 % beteiligt. Nach unseren Erhebungen machten die Holzbestände der 
Grubenbetriebe zum Jahresende 1964 rd. 7 % der Bestandswerte der Gesamt­
materialbestände aus. Diese Zahlen verdeutlichen, daß der Disposition bei die­
ser Materialart im Bergbau besondere Bedeutung zukommt. ' 
Verschiedene Umstände, die wir im Folgenden aufzeigen wollen, und die teil­
weise aus dem Material selbst aber auch aus dem Verwendungszweck des Ma­
terials resultieren, schränken jedoch die Dispositionsmöglichkeiten im Sinne 
eines materialwirtschaftlichen Optimums mitunter erheblich ein. Holz ist ein 
Naturprodukt und somit nicht zu beliebigen Zeiten verfügbar. Es wird in der 
Regel einmal im Jahr eingeschlagen und versteigert. Darausfolgt, daß die Ab­
nehmer gezwungen sind, zu diesem Zeitpunkt eine Jahresmenge zu planen. 
Spätere Abnahmen von Zwischenhändlern bringen zu erhebliche Preisnachtei­
le mit sich. 

Ein weiterer, die Disposition erschwerender Umstand, ist die Verderblichkeit 
des Holzes. Seine Lagerung erfordert daher sorgfältige Pflege. Diese ist umso 
wichtiger, als das untertage verwendete Holz gesund sein muß, d.h. nicht von 
Pifzen oder Fäulnis befallen sein darf, da sonst die vom Bergbau notwendiger­
weise geforderten Eigenschaften, wie Knick—, Druck— und Biegefestigkeit, 
nicht mehr gegeben sind. 
Aus der teuren Lagerung aufgrund der Voluminösität des Holzes und der be­
sonderen Pflege, deren es bei der Lagerung bedarf, und dem Risiko des Ver­
derbs ergibt sich die unabdingbare Forderung, die Holzbestände so niedrig wie 
möglich zu halten. Oberster Grundsatz bei der Disposition des Holzes muß un­
ter diesem Gesichtspunkt eine möglichst genaue Mengenplanung über einen 
längeren Zeitraum und eine exakte Abnahmetermin—Planung sein. Diese PIa-

2) Vgl. Die Entwicklung der Gru benholz Wirtschaft im saarländischen Steinkohlenbergbau 
in „Glückauf" , Heft 3, Essen 1964 
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nungsaufgaben sind jedoch aufgrund der bestehenden Diskontinuität in der 
Verwendung des Holzes nicht immer optimal lösbar. Abgesehen von Schnitt­
hölzern und einigen gängigen Sortimenten Grubenholz, für die ein fortlaufen­
der erfaßbarer Bedarf besteht, kommen andere Hölzer vorwiegend bei Betriebs­
störungen oder anormalen Abbauverhältnissen zum Einsatz, da sie im Gegen­
satz zu Stahistempeln bearbeitet und damit den jeweiligen Verhältnissen vor 
Ort besser angepaßt werden können. So wird Holz z.B. bei Mächtigkeitsschwan­
kungen im Flöz zum Verbauen benutzt oder unter besonderen Druckverhält­
nissen eingesetzt, unter denen das Ausbaumaterial verlorengeht, da sein Ver­
lust immer noch billiger ist als der Verlust von Stahlstempeln. Da mit derarti­
gen Störungen'im Bergbau häufiger zu rechnen ist, ist die Haltung bestimmter 
Holzvorräte dafür unerläßlich, um die Existenz des Grubenbetriebes nicht zu 
gefährden. Vorhersehbar sind derartige Störungen oder anormale Abbauver­
hältnisse allerdings nicht, woraus ein äußerst wechselhafter Holzverbrauch re­
sultiert, der genaue Bedarfsplanungen erheblich erschwert. 

4.320 Die Disposition von Grubenholz 

Ausgangspunkt der Disposition sind die Anforderungen der Grubenbetriebe, 
die ihren Bedarf aufgrund der bestehenden Abbaupläne, Aus— und Vorrich­
tungspläne ermitteln. Maßgebend ist dabei der normale Bedarf unter ungestör­
ten Abbauverhältnissen, allerdings unter Berücksichtigung aufgrund markschei­
derischer Aufnahmen vorhersehbarer Unregelmäßigkeiten. 
Die Anforderungen der Grubenbetriebe erfolgen jährlich, quartalsweise und 
zwischenzeitlich. 

Aufgrund der von den Gruben erteilten Jahresanforderungen wird die Dispo­
sitionsgruppe der Holzabteilung tätig. Alle eingehenden Anforderungen wer­
den zusammengefaßt, ausgewertet und gegebenenfalls berichtigt. Berichtigun­
gen ergeben sich im Vergleich 
a) zum Verbrauch der vergangenen Jahre, 
b) zum Verbrauch des letzten Jahres, 
c| zum evtl. außergewöhnlichen Verbrauch des letzten Jahres, 
d) der Streuung der angeforderten Dimensionen zu den Beschaffungsmöglich­

keiten. 
Berichtigungen sind deshalb erforderlich, weil erfahrungsgemäß zwischen An­
forderungen und tatsächlichem Verbrauch oft erhebliche Differenzen auftre­
ten. Der Schwerpunkt der Korrekturen liegt in der Regel jedoch nicht bei den 
Mengen, sondern bei den Dimensionen. Die Gruben fordern nämlich vorwie­
gend die Dimensionen an, die zwar im Betrieb bei voller Funktionstauglichkeit 
am leichtesten zu bearbeiten, jedoch aufgrund der Häufigkeit der Nachfrage am 
"schwersten zu beschaffen und damit am kostspieligsten sind. Kostengesichts­
punkte werden jedoch in der Regel vom Techniker im Betrieb bei der Abfas-
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sung der Bedarfsmeldungen nicht im erforderlichen Maße beachtet. Die Dis­
positionsgruppe muß daher in Zusammenarbeit mit den planenden Dienst­
stellen eine gewisse Dimensionsstreuung vornehmen und auch Mengenkorrek­
turen in den Bedarfsmeldungen vornehmen, sofern die gemeldeten Bedarfs­
mengen von den statistischen Erfahrungswerten der Disponenten erheblich 
abweichen. 
Nach Vornahme dieser Berichtigungen liegt der geschätzte Bedarf vor. Aus ihm 
wird die Bestellmenge abgeleitet. Sie errechnet sich aus 

geschätztem Bedarf 
+ 3-Monats-Vorrat 
./. Bestände und ausstehende Lieferungen 
./. zusätzliche Bestände aus Umarbeitungen von Überbeständen anderer Dimen­

sionen. 
Eine Bevorratung von 3 Monaten muß bei Holz deswegen mit in die Disposi­
tion einbezogen werden, weil bei der Anlieferung Verzögerungen durch widri -
ge Witterungsbedingungen eintreten können, die eine Abfuhr von den Holz­
einschlagstellen unmöglich machen. 

Überbestände aus einer vorhergehenden Dispositionsperiode müssen, wenn sie 
nicht in gängigen Dimensionen vorliegen, in andere Sortimente umgearbeitet 
werden, da sie sonst dem Verderb ausgesetzt sind. 
Unabhängig von den Jahresanforderungen melden die Grubenbetriebe ihren 
Holzbedarf nochmals vierteljährlich an die Dispositionsgruppe. Dies geschieht 
deshalb, weil, wie bereits erläutert, die Abbauverhältnisse untertage sich häu­
fig unvorhergesehen ändern können und man derartige Tatbestände, die sich, 
wie wir wissen, auf den Holzbedarf auswirken, in die Dispositionen einbezie -
hen muß. Notwendige Berichtigungen dieser Bedarfsmeldungen werden in glei­
cher Weise wie bei den Jahresanforderungen vorgenommen. 
Abgesehen von den beiden genannten Anforderungsarten kann der Fall eintre­
ten, daß zwischenzeitlich Anforderungen notwendig werden. Er ist meist durch 
unvorhergesehene Störungen untertage bedingt. Wenn die hierbei angeforderte 
Holzart in der Jahresanforderung berücksichtigt war, aber nunmehr eine grö­
ßere Mengen- oder Dimensionsabweichung vorliegt, so ist eine Aufstockung 
oder Reduzierung bzw. eine Dimensionskorrektur der laufenden Bestellmengen 
zu veranlassen. War die nunmehr angeforderte Holzart in der Jahresanforde­
rung nicht berücksichtigt, so ist eine zusätzliche Bestellung und gleichzeitig 
eine nachträgliche Mengen— und Dimensionskorrektur der übrigen Jahresdis­
positionen notwendig. 

4.321 Die Disposition von Schnittholz 

Unter günstigeren Aspekten als beim Grubenholz vollzieht sich die Disposition 
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beim Schnittholz, wozu die Schnittholz—Massensortimente wie Schwellen, 
Bohlen, Bretter u.a. gehören. Diese Holzarten werden nicht unter Abbaubedin­
gungen verwendet, so daß für deren Bedarf eine zuverlässigePlanung möglichist. 
Der Schnittholzbedarf wird vierteljährlich angefordert. Die Disposition erfolgt 
jeweils unter Berücksichtigung der zum Dispositionszeitpunkt vorhandenen Be­
stände und noch ausstehenden Lieferungen sowie unter Abstimmung der ge­
meldeten Bedarfsmengen und —dimensionen mit den bei der Disposittonsgrup-
pe verfügbaren Durchschnittsverbrauchszahlen vergangener Perioden. 
AusderDarstellungder Holzdisposition im Bergbau ergibt sich, daß die Hauptauf­
gabe der Dispositionsgruppe nicht so sehr in der Mengenplanung, sondern mehr 
in der Dimensionsdisposition liegt. Das Mengengerüst des Holzbedarfs ist durch 
die vorgegebene Abbauplanung der Grubenbetriebe weitgehend fixiert, die 
Disposition innerhalb der Dimensionen dagegen läßt den Disponenten einen 
relativ weiten Spielraum zur optimalen Gestaltung der Holzwirtschaft. 

4.4 Möglichkeiten einer maschinellen Materialdisposition 

Wir haben uns in Abschnitt 3 dieser Arbeit mit der Problematik des material­
wirtschaftlichen Optimums beschäftigt, haben in Abschnitt 4 ausführlich die 
im Hinblick auf die Erreichung des materialwirtschaftlichen Optimums not­
wendigen Verfahrensweisen erläutert und dann gezeigt, wie die Materiatdispo-
sition in Bergbauunternehmen praktiziert wird. 

Vergleichend müssen wir feststeilen, daß die Praxis von der Erreichung des ma­
terialwirtschaftlichen Optimums noch weit entfernt ist. Das liegt nun sicherlich 
in erheblichem Maße daran, daß der Bergbau äußerst spezifische materialwirt­
schaftliche Problemstellungen aufweist, aber es kann nicht nur darin begründet 
sein. Es drängt sich uns unwillkürlich die Frage auf, ob in der Praxis überhaupt 
ein materialwirtschaftliches Optimum erreichbar ist. Die Antwort auf diese Fra­
ge kann u.E. nur folgendermaßen lauten : wenn überhaupt die Erreichung eines 
materialwirtschaftlichen Optimums möglich ist, dann nur durch die maschi­
nelle Bearbeitung und Lösung deren Probleme. 

Wir wollen im Folgenden die Möglichkeiten einer maschinellen Materialdispo­
sition untersuchen und die sich dabei stellenden Probleme aufzeigen. 
Wie wir wissen, konzentrieren sich die materialwirtschaftlichen Probleme zu­
sammengefaßt dargestellt auf zwei Hauptpunkte: 
1. auf die Überwachung der Materialbestände und 
2. auf die Ermittlung des Materialbedarfs. 
Die Überwachung der Bestände ist eine rein buchhalterische Tätigkeit. Daß 
eine elektronische Datenverarbeitungsanlage infolge ihrer großen Speicherka­
pazität und Rechengeschwindigkeit sich für derartig schematische Tätigkeiten 
gut eignet, ist allgemein bekannt. Das Verlangen nach zeitnäheren Unterlagen so-
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wie die Erkenntnis sicherer Personaleinsparungen haben die anfänglich vorhan­
denen Bedenken inzwischen zerstreut. Daß jedoch Rechenanlagen auch Denk­
arbeiten übernehmen können, wie sie bei der Ermittlung des Materialbedarfs 
erforderlich sind, dringt langsamer ins Bewußtsein, zumal der zu erwartende 
wirtschaftliche Effekt nicht so verlockend klar vor Augen liegt. 
Eine Rechenanlage kann jedoch Entscheidungen nur Schritt für Schritt anhand 
formelmäßiger Zusammenhänge finden, so daß beim Einsatz von Datenverarbei­
tungsanlagen auf dem Gebiet der Materialdisposition die dispositiven Zusam­
menhänge und Entscheidungen erst in ein System von Rechenformeln und 
Entscheidungsschritten gefaßt werden müssen. ' 
Die Entscheidungen müssen auf ein Optimum ausgerichtet sein. Die Möglich­
keit optimaler Entscheidungen wird jedoch in den meisten Fällen - ob es sich 
dabei um eine maschinelle oder manuelle Disposition handelt — nur mit Hilfe 
umfangreicher Auswertungen gegeben. Die dazu erforderlichen,sehraufwendi­
gen Rechen arbeiten können nur durch eine elektronische Rechenanlage in 
der erforderlichen kurzen Zeit bewältigt werden. 

Die Ermittlung des Bedarfs erstreckt sich, wie wir wissen, auf die Frage nach 
1. der zu erwartenden Bedarfsmenge, 
2. dem notwendigen Sicherheitsbestand, 
3. dem optimalen Bestellzeitpunkt. 
Es ist, wie wir gesehen haben, möglich, diese Fragen mit "vorgegebenen" Er­
wartungen und Richtzahlen zu beantworten. Es ist in gewissen Falten auch 
möglich, den zu erwartenden Materialbedarf aus dem Umfang vorliegender 
Aufträge, wie das bei der Fertigungsindustrie z.B. der Fall ist, abzuleiten. Auch 
die Höhe des Sicherheitsbestandes kann willkürlich, aufgrund von Erfahrungs­
werten, auf den ein—, zwei— oder dreifachen Durchschnittsverbrauch festge­
setztwerden, Die Bestellzeiten können im Hinblick auf die Regelmäßigkeit des 
Verbrauchs, der Liefermöglichkeiten, der Kostenstreuung, der Arbeitsauftei­
lung usw. in feste Zeitabschnitte, alle drei bis sechs oder zwölf Monate, einge­
teilt werden. 

Es wäregegendiese vorgegebenen Richtzahlen auch nichts einzuwenden, wenn 
sie nicht, wie die Praxis zeigt, langlebig, sondern variabel wären, häufig revi­
diert und der veränderten Lage entsprechend angepaßt würden. 

Die Datenverarbeitungsanlagen ermöglichen es uns heute jedoch, 
1. die Verbrauchsentwicklung, 
2. die Verbrauchsschwankungen, 
3. die Notwendigkeit neuer Bestellungen 
mit ständig variablen Richtzahlen kurzfristig zu ermitteln. 

3) Vgl. Materialmengen— und Material wertrech nung mi t Lochkarten in Z fO, 
Heft 6 .1962 
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Der wirtschaftliche Effekt hängt nicht von der Art oder Methodik der Auswer­
tungen, sondern in erster Linie von der Tatsache ab, daß es überhaupt zu einer 
Auswertung kommt. Die Ansichten über die Prinzipien, nach welchen diese 
Auswertungen erfolgen, sollen, können verschieden sein. Es ist auch fraglich, 
ob überhaupt eine allgemeingültige, optimale Methode jemals gegeben sein wird. 
Dementsprechend gilt auch für diese Auswertung die gleiche Forderung wiefür 
die vorgegebenen Richtzahlen: sie müssen variabel und den jeweiligen Erfor­
dernissen anpaßbar sein. ' 

4.40 Planmäßige Disposition 

Die Errechnung der Bedarfsvorhersage und die darauf beruhende Bestimmung 
der optimalen Bestellmenge sind bei der maschinellen Disposition dtfrcftWei 
Merkmale gekennzeichnet: 
1. Errechnung des Bedarfs aufgrund des Verbrauchstrends vergangener Monate 
anstelle des bisherigen Durchschnittsverbrauchs; 
2. Bestimmung eines aus Verbrauchsschwankungen vergangener Monate abge­
leiteten, gleitenden Sicherheitsbestandes anstelle der bisher aus Erfahrungen 
festgesetzten Mengen vom ein—, zwei— bis dreifachen des Durchschnittsver­
brauchs; 

•3. Einführung eines variablen Bestellzeitpunktes anstelle des bisherigen festen 
Dispositionszeitraumes von einem Monat, drei, sechs oder zwölf Monaten. 

4.400 Der Trendwert des Verbrauchs 

Der Verbrauch des größten Teils der Materialien ist einem bestimmten Trend 
unterworfen, z.B. der Verbrauch von Grubenholz, der seit mehreren Jahren 
knntinuierlichabnimmt.Demgegenüberzeigtdermetallische Grubenausbau, der 
m zunehmendem Maße an die Stelle des Holzausbaues getreten ist, einen auf­
wärts gerichteten Trend. Auch innerhalb des metallischen Ausbaues ist inzwi-
äunen eine nach oben gerichtete Trendverschiebung von Reibungsstempeln 
auf hydraulische Stempel erkennbar. 
Generell ist festzustellen, daß neue Erkenntnisse und verfeinerte Methoden im 
Abbau, in der Aus— und Vorrichtung und in der Kohlenförderung den Materi­
alverbrauch nach gut abgrenzbarem, steigendem oder fallendem Trend beein­
flussen. Selbst der sogenannte gelenkte Verbrauch, z.B. als Folge von ange­
ordneten Sparmaßnahmen, führt selten zu einer stoßweisen, sondern wegen 
seiner sich zäh hinausziehenden Wirkung zu einer trendartigen Verbrauchs­
entwicklung. 

4) Vgl . Der Einsatz einer elektronischen Datenverarbeitungsanlage zur Bearbeitung 
materialwirtschaftlicher Probleme, System—Planung der Saarbergwerke AG, 
1964 
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Zwar können durch die Beobachtung des Trendverlaufs und durch die Bestim­
mung eines Trendwertes im allgemeinen Überbestände und die Gefahr von 
Fehlbeständen vermindert werden, doch ist die Berechnung des Bedarfs auf­
grund von Trendwerten nicht frei von Gefahren. Es müssen dabei nämlich zwei 
Umstände berücksichtigt werden: 
1. das Umschlagen des Trends durch 

a) Veränderung, z.B. der Abbaubedingungen, 
b) konjunkturpolitische Maßnahmen; 

2. die Verfälschung des Trends im Falle größerer Verbrauchsschwankungen 
und entsprechend irreführende Verteilung der Zeitgewichtszahlen. 

Bedingt durch diese Umstände könnte eine Bestellung, die während eines ab­
fallenden Trends errechnet wurde und deren Menge während eines ansteigen­
den Trends geliefert wird, zu Fehlbeständen führen, die zu vermeiden umso 
schwieriger ist, je länger die Lieferung vom Zeitpunkt der Bestellung ab be­
fristet ist. 

4.401 Die Bestimmung des Sicherheitsbestandes 

Für die Höhe des Sicherheitsbestandes gelten bei der konventionellen Materi­
aldisposition folgende Richtlinien: 
Fürsogenannte wertanschlagende Materialien wird der Sicherheitsbestand auf 
einen Monatsverbrauch ausgerichtet, bei nicht wertanschlagenden Materialien 
wird eine Sicherheit von ein bis zwei Monaten zugrunde gelegt, und bei Maschi­
nenersatzteilen, die zur Aufrechterhaltung der Förderung unbedingt notwen­
dig sind, wird mit einem Sicherheitsbestand von zwei bis drei Monaten gerech­
net. 
Elektronische Rechenanlagen ermöglichen jedoch im Rahmen der täglichen Be­
standsfortschreibung eine schnellere Auswertung des Verbrauchs vergangener 
Monate, so daß die Ausrichtung der Sicherheitsbestände auf grundsätzlich 
einen Monat realisierbar erscheint. 
Grundlage des Sicherheitsbestandes ist der Durchschnittsverbrauch der letzten 
12 bis 14 Monate. Er bildet die Rücklage für evtl. verspätete Lieferungen und 
für nicht voraussehbaren außerplanmäßigen Bedarf. Die Verbrauchsschwan­
kungen erfordern jedoch noch eine zusätzliche Sicherheit. Um eine optimale 
Sicherheit zu gewährleisten, müßten die zugelassenen Fehlbestände für die ein­
zelnen Materialien bestimmt werden. Diese Untersuchung würde u.E. einen 
unvertretbar großen Arbeitsaufwand erfordern. Es erscheint deshalb sinnvoller, 
die Materialien in drei Gruppen einzuteilen, je nachdem, ob eine ein—, zwei— 
oder dreifache Sicherheit gegen das Auftreten von außergewöhnlichen Schwan­
kungen als notwendig erachtet wird. Die Gesichtspunkte, nach denen die Drei­
teilung der Materialien erfolgen müßte, wären: 
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1. Betriebsnotwendigkeit des Materials, 
2. Preis des Materials, 
3. Fristigkeit der Beschaffungsmöglichkeit des Materials, 
4. Preisdifferenz zwischen Normal— und Sonderbeschaffung des Materials. 

Fans jedoch nicht genügend Unterlagen über die vergangenen Veiurauchs-
schwankungen vorhanden sind, empfiehlt es sich der Einfachheit halberden 
Sicherheitsbestand auf das Eineinhalbfache des Durchschnittsverbrauchs zu 
fixieren. 

4.402 Die Ermittlung der Bedarfsmehge 
Bei manueller Disposition wurde bisher je nach Verbrauchsschwankungen ein 
Dispositionszeitraum von einem Monat, drei, sechs oder zwölf Monaten festge­
setzt. Dieser Eindeckungszeitraum beträgt im Durchschnitt drei oder sechs Mo­
nate und nur in Ausnahmefällen, bei sehr schwankendem oder sehr konstan­
tem Verbrauch ein oder zwölf Monate. 

Diese festen Zeiträume führten zwangsläufig zu einem durch die vorange­
hende Ausstellung der Bedarfsanzeigen fixierten Bestellzeitpunkt. Der Dispo­
nent war in der Lage, die Überwachung einer Vielzahl von Materialien (3.000 
bis4000)aufbestimmteZeitenzuverteilen. Er konnte gleichzeitig mit einer Be­
arbeitung eine größere Materia I m enge bestellen. Daraus erwuchs jedoch die 
Konsequenz, die Bestellungen mit einer auf die ganze Eindeckunggperiode 
gleichmäßig verteilten Lieferstaffelung anzufordern (in der Regel drei bis vier 
Lieferstaffelungen). Auf diese Weise wurde ein zu hoher Lagerbestand vermie­
den. 
Dieses Verfahren hat jedoch einen großen Nachteil. Die Vielzahl der einem 
Disponenten zur Bearbeitung zugewiesenen Materialarten erforderte nämlich 
hoheBearbeitungszeiten.diedazu zwangen, die laufende Bestandsüberwachung 
jeweils auf eine bestimmte Materialgruppe zu beschränken. Dadurch war der 
Disponent nicht in der Lage, den plötzlich veränderten Verbrauch anderer 
Materialgruppeh wahrzunehmen. 
Die elektronische Datenverarbeitung ermöglicht jedoch durch die tägliche Be­
standsfortschreibung aller Materialien ein sofortiges Erkennen der "Ist"—Ab­
weichungen gegenüber dem "Planungs—Soll" und, nach Erreichen eines be­
stimmten Bestellzeitpunktes, das Auslösen eines neuen Dispositionsvorganges. 
Dazu müssen errechnet bzw. festgelegt werden: 

a) die Bedarfsgrenze, d} die verfügbaren Materialmengen, 
b) die Bedarfsdeckung, e) die Bestellmenge, 
c) der Bestellzeitpunkt, f) die Lieferstaffelung. 
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Die Bedarfsgrenze! ist die niedrigste Menge, die zur Eindeckung des Bedarfs 
für die Zeitspanne der Lieferzeit notwendig ist. 
Die Bedarfsdeckung ist dagegen die gesamte Materialmenge , die sowohl für 
die Zeitspanne der Lieferzeit als auch für die "beliebige" Eindeckungszeit not­
wendig ist, wobei "beliebig" heißt: theoretisch unbegrenzt, in der Praxis jedoch 
begrenzt durch 

— Regelmäßigkeit des Verbrauchs, 
— Lagerungsmöglichkeiten, 
— Liefermöglichkeiten, 
— preispolitische Überlegungen. 
Durch die tägliche Bestandsfortschreibung wird der tägliche Verbrauch regi­
striert. Er mindert laufend die errechnete Bedarfsdeckung. Dieser Vorgang 
wiederholt sich so lange, bis die Bedarfsdeckung die Höhe der Bedarfsgrenze 
erreicht hat. Dieser Zeitpunkt ist der Bestellzeitpunkt. Er tritt also ein, wenn 
die Bedarfsdeckung kleiner wird als die Bedarfsgrenze. 
Hat sich der Verbrauch verlangsamt, so wird die Bedarfsgrenze zu einem spä­
teren Zeitpunkt erreicht, umgekehrt jedoch kann der Bestellzeitpunkt wesent­
lich früher eintreten. 

Bei der Errechnung der verfügbaren Materialmenge, dem sogenannten Rech -
nungsbestand, werden zusammengezählt sämtliche 
— tatsächlich vorhandenen, 
— unterwegs befindlichen, 
— bestellten, aber noch nicht gelieferten 
Materialmengen, gleichgültig, ob sie nach Plan oder aufgrund von Sonderdis­
positionen bestellt worden sind. Dabei sind auch die rückverlegten und annul­
lierten Materialbestellungen zu berücksichtigen. 
Die Differenz zwischen der Bedarfsdeckung und dem sogenannten Rechnungs­
bestand ergibt die "Meldemenge" oder "Bestellmenge" (nicht zu verwechseln 
mit der Bestellmenge des Einkäufers). 
Die Aufteilung der ermittelten Bestellmenge auf eine Lieferstaffelung bewirkt, 
1. daß die Bestände niedrig gehalten und dadurch die Lagerhaltungskosten ver­
mindert werden, 
2. daß Umdispositionen durch Vor— oder Rückverlegung gestaffelter Material­
mengen ermöglicht werden. 
Dabei muß jedoch berücksichtigt werden, daß die Lieferungen nach Möglich-
lichkeit in gleichmäßigen Zeitabständen und Mengen erfolgen, abgesehen na­
türlich von Lieferungen von Materialien unregelmäßigen Verbrauchsund von 
Lieferungen aufgrund sogenannter "gefährdeter Bestände". 
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4.41 Sonderdispositionen 

Während des planmäßigen Dispositionsvorganges können Umstände eintreten, 
die den vorgeplanten Bestand verändern und eine sofortige außerplanmäßige 
Disposition erfordern. 
Die tägliche maschinelle Bestandsfortschreibung ermöglicht nun die Registrie­
rung der zwischen dem geplanten und tatsächlichen Bedarf laufend eintreten­
den Differenzen. Tritt eine Abweichung über einen gewissen Prozentsatz hin­
aus ein, so wird in einem Falle eine Aufstockung, Sonderbestellung oder Vor­
verlegung der nächsten Lieferung erfolgen, während im anderen Falle eine 
Rückverlegung oder Annullierung der Lieferung notwendig ist. 
Sogenannte gefährdete Bestände sind durch die Rechenanlage täglich anzu­
schreiben. Den Disponenten der einzelnen Matertalklassen sind die täglichen 
Auflistungen der gefährdeten Bestände zuzuleiten. Diesen obliegt es dann, auf­
grund der Bestands— und Lieferfristen darüber zu entscheiden, ob die Fehl­
mengen durch ein Sonderbestellverfahren oder durch das Vorverlegen einer be­
reits bestellten Lieferung zu decken sind. 

Während die maschinelle Überprüfung der Bestände auf die Notwendigkeit 
einer Sonderbestellung täglich erfolgen soll, genügt es, die Überbestände im 
Anschluß an. die planmäßige Disposition wöchentlich registrieren zu lassen. 
Bei der maschinellen Registrierung von Überbeständen hat der Disponent 
grundsätzlich zwei Lösungsmöglichkeiten, und zwar entweder die Veranlas­
sung der Rückverlegung oder die Annullierung von Liefermengen. 

Die Entscheidung des Disponenten sollte grundsätzlich in folgender Weise fal­
len: 
— falls der Bestand größer als der Durchschnittsverbrauch unter Berücksichti­
gung eventueller Schwankungswerte ist, sollte eine Rückverlegung der Liefe­
rung veranlaßt werden; 
— falls die gemeldeten Überbestände über die Höhe der zu erwartenden näch­
sten Lieferung hinausgehen, sollte die Annullierung dieser Lieferung veranlaßt 
werden. 

4.42 Sonstige Dispositionsvorgänge 

Dazu gehören im einzelnen: 
1. Bedarfsvorhersagen, 
2. Bedarfsmeldungen nach Bestellzonen, 
3. Lieferterminüberwachungen, 
4. Dispositionen der Betriebsmagazine. 

4.420 Bedarfsvorhersagen 

Bei den bisher erwähnten Dispositionsvorgängen wurde der zukünftige Bedarf 
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immer aufgrund des vergangenen Verbrauchs errechnet. Es kommt jedoch vor, 
daß für eine bestimmte Zeit Bedarfsangaben der Betriebe vorliegen, die dann 
als Richtzahl oder als zusätzlicher Bedarf für den angegebenen Zeitraum ange­
sehen werden müssen. 

Erfordert nun ein Sonderbedarf sofortige Firmenlieferung, so erfolgt die Dis­
position zwangsläufig durch den zuständigen Disponenten. Liegt jedoch der 
Zeitpunkt des angegebenen Bedarfs jenseits der normalen Lieferzeit der betref­
fenden Materialart, so ist dieser Bedarf bei der maschinellen Disposition zu 
berücksichtigen. 

Bedarfsvorhersagen als Richtzahl sind z.B. bei Grubenholzdispositionen häufig 
gegeben. Die von den Betrieben für das kommende Jahr oder Quartal angege­
benen voraussichtlichen Bedarfszahlen werden als Richtzahl bei der Bedarfser­
mittlung berücksichtigt, wobei stärkere Abweichungen des errechneten Bedarfs 
(Durchschnittsverbrauch) von dieser Richtzahl durch Rücksprachen mit den 
anfordernden Dienststellen geklärt werden müssen. 

Die maschinelle Disposition müßte versuchen, diese Bedarfsvorhersagen wie 
folgt zu berücksichtigen: 
Aufgrund des vergangenen Verbrauchs wären zunächst die Trendwerte 
— Zeitpunkt der Bedarfsmeldung und 
— Zeitpunkt der Lieferung 
zu bestimmen. Lägen nun die Bedarfsvorhersagen zwischen diesen sogenannten 
"Ist"— und "Soll"—Grenzen, so müßten sie in unveränderter Hohe als tatsäch­
licher Bedarf angesehen werden. Lägen die Werte der Bedarfsvorhersagen da­
gegen unter oder über diesen festgesetzten Grenzen, so müßte ihre Höhe dem 
Grenzwert angepaßt werden. 

Würden allerdings die Grenzen des aus den Verbrauchsschwankungen ermittel­
ten "Vertrauensbereiches" über— oder unterschritten, so müßte Rücksprache 
mit den anfordernden Dienststellen erfolgen. 

4.421 Bedarfsmeldungen nach Bestellzonen 

Die Bedarfsermittlung nach dem bisher beschriebenen Bestellpunktverfahren 
könnte sich nun allerdings durch die Vermehrung der Einzelbestellungen nach­
teilig auf den Einkaufssektor auswirken. Deshalb ist die Zusammenfassung 
gleichartiger Materialien (verschiedene Schraubenarten, Werkzeuge u.a.) in 
Sammelbestellungen eine unerläßliche Forderung, die sich nur durch die Ein­
führung einer sogenannten Bestellzone realisierrn lassen. 
Die einzelnen bergbaulichen Materialien sind durch ihre Materialnummer in ge­
nau definierbare Stoffgruppen (bei laufenden Materialien etwa 250 Gruppen) 
eingeteilt ,die wiederum in 9 Materialklassen zusammengefaßt sind. Unter der 
Voraussetzung, daß der größte Teil der Materialien gleicher Stoffgruppen die 
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gleichen Dispositions— und Beschaffungsmerkmale trägt, müßte die maschi­
nelle Bedarfsmeldung folgendermaßen vonstatten gehen: 
Im ersten Maschinendurchlauf müßten sämtliche Stoffgruppen intern gespei­
chert werden, bei denen ein Material die ßedarfsgrenze erreicht hat. Im zweiten 
Maschinendurchlauf müßten die Konten, die in der Bestellzone {sie wird be­
grenzt durch die Bedarfsgrenze und durch den dazu parallel verlaufenden Trend 
des Verbrauchs) liegen, und deren Stoffgruppe bereits vermerkt ist, mitdispo­
niert werden. 
Würde nun die Bedarfsdeckung eines Materials die Bedarfsgrenze unterschrei­
ten, so müßte bei allen Materialien der gleichen Stoffgruppe die bevorstehende 
Notwendigkeit einer Bedarfsmeldung überprüft werden. Wäre das der Fall, d.h. 
hätte deren Bedarfsdeckung die obere Grenze der Bestellzone bereits unter­
schritten, so müßten die ßedarfsmeldungen auch für diese Materialien maschi­
nell ausgeschrieben werden. 
Begünstigt durch wöchentliche Disposition, die an sich schon für das Zustan­
dekommen mehrerer Bedarfsanzeigen sorgt, wäre durch diese Bedarfserfassung 
nach Zonen das Ausstellen von Sammelbestellungen gewährleistet. 

4.422 Lieferterminüberwachungen 

Dispositive Entscheidungen, die durch die Überwachung der Liefertermine 
entstehen, können nicht maschinell getroffen werden. 
Die elektronische Datenverarbeitungsanlage kann lediglich die dazu notwendi­
gen Unterlagen, d.h. die Daten der täglich durchgeführten maschinellen Be­
standsfortschreibungen, liefern. 

4.423 Dispositionen der Betriebsmagazine 

Als Basis für die Materialanforderungen der Betriebsmagazine müßten monat­
liche Dispositionsvorschläge dienen, welche das Rechenzentrum aufgrund àer\ 
ermittelten Werte der monatlichen Bestandsbewegungen zusammenstellen1 

könnte. 

Zur Ermittlung der Bedarfsmengen erscheint jedoch der unter 4.40 erläuterte 
Dispositionsmodus für die Dispositionen der Betriebsmagazine wenig geeignet, 
denn 
1. die Verbrauchsschwankungen der einzelnen Magazine sind so groß, daß die 
Errechnung von Trendwerten sinnlos wäre; 
2. es erscheint kaum möglich, sämtliche Angaben, die für eine planmäßige Dis­
position notwendig sind (z.B. Verbrauch der letzten zwölf bis vierzehn Mona­
te), für jedes Magazin laufend zu speichern; 
3. die Lieferzeiten und die Eindeckungszeiten sind so einheitlich und konstant, 
daß die regelmäßige, monatliche Belieferung der Betriebsmagazine allein aus 
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organisatorischen Gründen unabdingbar ist. 
Die anzufordernde Materialmenge muß sich demzufolge nach dem monatli­
chen Durchschnittsverbrauch richten. 

4.43 Ergebnis 

Unsere Untersuchung der Frage einer maschinellen Materialdisposition und de­
ren Problematik hat gezeigt, daß maschinelle Lösungen materialwirtschaftlicher 
Dispositionsprobleme möglich ist. Die materialwirtschaftlichen Probleme eines 
Bergbauunternehmens sind jedoch so komplexer Natur und damit die im Hin­
blick auf die Einführung maschineller Disposition zu leistenden Vorarbeiten 
so umfangreich und aufwendig, daß wohl nur ein Großunternehmen an die Re­
alisierung derartiger Pläne denken kann. Die Frage der Wirtschaftlichkeit einer 
maschinellen Materialdisposition im Sinne der Erreichung des materiatwirt-
schaftlichen Optimums läßt sich zuverlässig erst nach Realisierung eines der­
artigen Programms beantworten. 

Sicher ist jedoch, daß mit Einführung einer maschinellen Materialdisposition 
umfassender und zeitnäher disponiert werden kann. Daraus ergibt sich mit ho­
her Wahrscheinlichkeit 

— eine spürbare Verringerung der Material bestände; 
— eine bessere Information der Disponenten und technischen Zentraldienst­

stellen; 
— eine erhebliche Verringerung der Lagerbestands—, Lagerhaltungs— und 

Personalkosten. 

4.5 Die Wertanalyse als Ergänzungsfunktion der Materialdisposition 
Materialdisposition als reine Mengendisposition würde der Forderung nach Er­
reichung des materialwirtschaftlichen Optimums nicht gerecht. Sie muß ständig 
ergänzt werden um systematisches Aufsuchen und Erfassen von Einsparungs-, 
Verbesserungs— und Verbilligungsmöglichkeiten im Materialeinsat2. 
Die daraus resultierenden Überlegungen führen zu einer Wertprüfung der im 
Unternehmen eingesetzten und der zu beschaffenden Materialien, zur soge­
nannten Wertanalyse als spezifisches Mittel zur Kostensenkung. Bei der Wert­
analyse handelt es sich weniger um eine Arbeitstechnik als um einen Denkpro­
zeß, der unserem heutigen Rationalisierungsdenken entspricht. 

4.50 Begriff und Wesen der Wertanalyse 

Die Bezeichnung "Wertanalyse" ist eine Übersetzung des aus dem Amerikani-
schenübernommenen Begriffs „value analysis". Die Wertanalyse ist in den USA 
im Jahre 1954 entwickelt worden. Ihr liegt als Ausgangspunkt wertanalytischer 
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Betrachtungsweise die Frage nach dem angemessenen Wert und der Zweckent­
sprechung der beschafften Güter zugrunde. Wertanalytische Betrachtungen en­
den andererseits dort, wo die Verwendung von neuartigen Materialien oder Sur­
rogaten mit Qualitäts— und Funktionseinbußen verbunden sind. Die mit Hilfe 
der Wertanalyse anzustrebende Kostensenkung sollte also ohne Qualitätsein­
bußen erfolgen, soweit nicht für bestimmte betriebliche Zwecke Güter mit zu 
hohen Qualitäten und damit in der Regel zu hohen Preisen beschafft werden. ' 

Der Wert einer Arbeitsleistung oder eines Materials wird, wie wir wissen, nicht 
eindeutig durch den Preis bestimmt. Manchmal werden die Kosten vermindert, 
ohne den Preis zu beeinflussen oder die Preise erhöht und dabei eine Vermin­
derung der Kosten erzielt. Um den wirklichen Wert eines Materials zu erkennen, 
müssen deshalb die zur Erlangung der benötigten Funktion anfallenden nie­
drigsten Kosten herausgefunden werden. Der Wert ist in diesem Sinne dann 
klar gegeben, wenn bei einem Material die wesentliche Funktion zuverlässig er­
füllt ist und die niedrigsten Kosten dafür herausgefunden sind. 
,Auf Bergbaubetriebe bezogen, kann man also die Wertanalyse definieren als die 
systematische Untersuchung aller Faktoren, aus denen sich die Kosten der ver­
wendeten technischen Hilfsmittel zusammensetzen, mit dem Ziel, diese Ko -
sten zu senken. Grundlegende Bedingung ist hierbei, daß die Funktionsfähig­
keit der zu beschaffenden Güter nicht verändert werden darf, wohl aber die 
Form, das Herstellungsverfahren und das Material selbst. 
Wesen und Aufgabe der Wertanalyse ist es also, Beiträge zur Kostensenkung 
ohne Funktionseinbußen des zu beschaffenden Materials zu leisten. 
Ein Amerikanerhat die Wertanalyse einmal wie folgt definiert: "schöpferischer 
Skeptizismusgegenüber jedem durchzuführenden oder geplanten Beschaffungs­
vorgang, der die Überprüfung eines jeden Kostenfaktors einschließt". ' Damit 
wird deutlich, daß die Wertanalyse ständige Aktivität verlangt, also ein perma­
nenter Kostenuntersuchungsprozeß ist, bei welchem Ergebnisse der Gegenwart 
befruchtend auf kommende Untersuchungen und Entscheidungen einwirken 
müssen. 

In der Wertanalyse stehen kaufmännische und technische Fragen und Probleme 
nebeneinander und verlangen zu ihrer Lösung auch die Anwendung von kauf­
männischen und technischen Methoden. Techniker und Kaufleute müssen kon­
struktiv zusammenarbeiten wollen und dort, wo es erforderlich ist, zum gegen­
seitigen Ausgleich und zur Revision der eigenen Vorstellung bereit sein. Der 

5) Vgl . Kipper, G., Wertanalyse, Verlag W. Schmidt, Berlin 1962 
6) Vgl. Trautmann, W.P., Die Wertanalyse im Einkauf, Deutscher Betr iebswirte-

Verlag Berlin 1960 
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Disponent ist verpflichtet, sich die Denkweise der Ingenieure in Bezug auf Kon­
struktionsmerkmale, Funklionsmerkmale und Sicherheitsvorstellungen zu ei­
gen zu machen und eine Synthese seines eigenen kaufmännischen Denkens mit 
dem technischen Denken anzustreben. Nur dadurch wird er in die Lage ver­
setzt, z.B. kostengünstige Substitutionsmöglichkeiten zu erkennen, die sich da­
durch ergeben, daß auf dem Markt Güter angeboten werden, deren Herstellung 
auf neuartigen Werkstoffen und Fabrikationsverfahren basiert. 
Bei der Beurteilung eines zu beschaffenden Materials wird der Wertanalytiker 
immer wieder von der Frage auszugehen haben, ob es hinsichtlich seiner Eigen­
schaften, seiner Qualität u.a., der geforderten Funktion entspricht. Überall 
dort, wo er zu dem Ergebnis kommt, daß eine Disproportion nach oben oder 
unten besteht, wird er nach Änderungen suchen und ihm besser oder günstiger 
erscheinende Materialien für den vorgesehenen Verwendungszweck vorschlagen 
müssen. 

Dazu gehört umfassende Markt— und Betriebskenntnis, die durch ständige In­
formationsbereitschaft ergänzt und auf dem laufenden gehalten werden muß. 
Die Anwendung der Wertanalyse verlangt von ihm ein Umdenken vom reinen 
Preis— auf das Funktions— und Kostendenken, d.h. der Preis darf für ihn nicht 
oberster Beschaffungsmaßstab sein, sondern er muß die Kosten der einzelnen 
Materialfunktionen und die dadurch verursachten Kosten in seine Betrachtung 
mit einbeziehen. Der wirkliche Wert muß für ihn den niedrigsten Kosten zur 
Erlangung der benötigten Funktion entsprechen. Auch für den eigenen Betrieb 
sich aisgravierend abzeichnende Materialneuentwicklungen müssen von ihm er­
faßt und ausgewertet werden. Die richtige Kombination wägbarer und unwäg­
barer Faktoren, ihre Abschätzung und Beurteilung im Sinne der Erzielung des 
materialwirtschaftlichen Optimums ist also die Aufgabe der "value analysis" 
und gleichzeitig Ausdruck der erforderlichen Qualifikation des Wertanalytikers. 

4.51 Die Methode der Wertanalyse 

. Der Rahmen der Wertanalysen—Arbeit ist die Durchführung von Kostenpro­
grammen und Preisreduktionsprogrammen. Hierbei können die verschiedenen 
Fragen der Wertanalyse systematisch gestellt und im Zusammenhang damit die 
Objektehinsichtlich möglicher Kosten— und Preisvorteile untersucht sowie die 
erfaßbaren Vorteile errechnet werden. Die wohl optimale organisatorische 
Form der Wertanatyse ist, wie die guten Erfolge in amerikanischen Industrie­
unternehmen bestätigen, die strikte Trennung der Wertanalysenarbeit von der 
normalen Beschaffungsfunktion, d.h. deren Wahrnehmung von einer besonde­
ren Instanz, die den Status einer Stabsstelle hat. Wertanalysen—Aufgaben kön­
nen bei dieser Organisationsform unbelastet gelöst werden, weil sie von der nor­
malen Beschaffungstätigkeit, vom sog. Tagesgeschäft, befreit sind. 
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Das Programm der Wertanalyse hat in erster Linie, die Bedeutungeines Arbeits­
planes. Seine Gliederung muß sich betriebsindividuell den jeweiligen Gegeben­
heiten anpassen; sie wird daher in jedem Betrieb anders ausfallen. Gliederungs­
merkmale können beispielsweise sein: ' 
1. Wichtigkeitsgrad der Materialien, 
2. Materialumschlag, 
3. Arbeitsaufwand je Beschaffungsobjekt, 
4. Anzahl der Beschaffungsvorgänge je Materialart in einem Geschäftsjahr. 

Vor Einleitung eines Wertanalyse-Programms sollte zunächst dessen Berechti­
gung unter folgenden Gesichtspunkten geprüft werden: 
.1. Erzielt das Unternehmen für den Beschaffungsaufwand den optimalen Ge­
genwert? 

2. Könnten für einen bestimmten Zweck bessere oder preiswertere Materialien 
beschafft werden? 
3. Werden für einen bestimmten Zweck zu hohe Qualitäten beschafft? 
Könnten niedrigere Qualitäten den gleichen Zweck erfüllen? 
4. Welche abbaufähigen Kosten — und durch welche Stellen verursacht — ent­
stehen im Zusammenhang mit der Beschaffungsleistung? 
5. Haben die Bemühungen Aussicht auf einen so großen Erfolg, daß der für sie 
erforderliche Aufwand gedeckt wird? 
Je nach Beantwortung der vorstehenden Fragen ergibt sich dann das Programm 
für die zu realisierenden Kosten— und Preisreduktionen. 
Bei der organisatorischen Durchführung von Wertanalysen empfiehlt sich die 
Aufstellung von Fragelisten, wofür ein in den USA entwickeltes Frageschema 
als Beispiel dienen soll: 
1. Verschafft die Anwendung oder Verwendung des Materials zusätzlichen 

Wert? 
2. Sind seine Kosten proportional zu seinem Ertrag? 
3. Braucht das Material alle Eigenschaften, die es besitzt? 
4. Gibt es für den vorgesehenen Zweck ein besseres Material? • 
5. Kann ein brauchbares Material mit einer kostengünstigeren Methode her­

gestellt werden? 

6. Kann ein genormtes Material gefunden werden, das brauchbar sein würde? 
7. Wïfd das Material unter Berücksichtigung der benötigten Mengen bei der 

Eigen— und Fremdfertigung mit den entsprechenden Werkzeugen, Geräten 
oder Maschinen hergestellt? 

8. Ist ein anderer annehmbarer Lieferant in der Lage, das Material billiger zu 
liefern? 

Q Kauft das fragliche Material irgend jemand billiger ein? 

7) Vgl. Trautmann, W.P., Wertanalyse als Mittel zur Kostensenkung und Leistungs­
steigerung in „Rationalisierung", Heft 2, München 1960 



44 

Diese Liste zeigt, daß immer betriebswirtschaftliche und technische Fragen ne­
beneinander stehen, die ihrerseits wiederum weitere Überlegungen und Maß­
nahmen auslösen. 
Alle Überlegungen müssen rechnerisch auf 
Erfolg und Mißerfolg, 
Aufwand und Ertrag 
untersucht werden. Alle bedeutsamen technischen und betriebswirtschaftlichen 
Daten müssen dazu zusammengetragen und analysiert werden. Daraus entstehen 
dann zwangsläufig alle die Fragen, die an ein Problem zu seiner Lösung zu 
stellen sind. 

Weitere Wege zur methodischen Gestaltung der Wertanalysen—Arbeit zeigt 
Gerhard Kipper in seinen Untersuchungen zur Wertanalyse auf. ' Kipper 
empfiehlt, bei der Einführung von Wertanalyse—Programmen sog. Erfahrungs­
listen anzulegen, in denen bereits früher vollzogene Normungen und Substitu­
tionen aufzuführen sind. Hierbei sollen das Ausgangsmaterial, dessen Kosten, 
das neu gefundene Material, dessen Verhältnis zur Funktion des ersten Mate­
rials, der Zeitraum und der Anlaß der Änderung sowie die eingesparten Ko­
sten nebeneinander gestellt werden. Eine solche Liste ermöglicht es, ähnliche 
Fälle aufzugreifen und diese der gleichen Untersuchung zu unterziehen. 
Als wettere Unterlagen für die Wertanalysen—Arbeit sollen nach Kipper sog. 
"Vergleichslisten" dienen. In ihnen soll beispielsweise eine Gegenüberstellung 
der für die gleiche Funktion verwendbaren Werkstoffe von Stahl und Metall 
bis zu den modernsten Kunststoffen samt deren Kosten vorgenommen werden. 
Diese Listen sind laufend zu ergänzen. Das Ergebnis ist dann eine sog. "Substi­
tutionsliste", in der mögliche Kosteneinsparungen der einzelnen Teile 
(z.B. Zahnräder ausGrauguß statt Stahlguß) aufgezeigt werden. Solche metho­
dischen Gegenüberstellungen und laufenden Ergänzungen ermöglichen die Er­
stellung eines Arbeitsprogramms und ebnen damit den Weg zur systematischen 
Wertanalyse. 

4.52 Die Organisation der Wertanalysen—Arbeit in der Materialwirtschaft 
deutscher Bergbauunternehmen 

Wertanalysen—Arbeit wird in deutschen Bergbauunternehmen in der Regel von 
zwei Instanzen durchgeführt, und zwar einmal durch sog. "Büros für Matertal­
substitution" und zum anderen durch sog. "Normenausschüsse", die jedoch 
zwangsläufig ini engem Erfahrungsaustausch miteinander stehen. -

Die "Büros für Materialsubstitution" sind beauftragt, alle mit der Materialsub­
stitution verbundenen Koordinierungsaufgaben und Kostenuntersuchungen 
in Verbindung mit den technischen Zentraldienststellen und den Beschaffungs-

8) Vgl. Kipper, G., Wertanalyse, Vertag W. Schmidt, Berlin 1962 ' 
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stellen durchzuführen. In der Regel ist diesen Büros ein sog. "Schlüsselbüro" 
angegliedert, weil die laufende Überarbeitung des Materialschlüssels automa­
tisch eine Fülle von wertanalytischen Fragen aufwirft. Diese Büros brauchen 
jedoch zusätzlich die aktive Unterstützung der Betriebe selbst, also der Mate­
rialabnehmer und —Verbraucher, Techniker und Ingenieure stellen aufgrund 
ihrer genauen Kenntnis der Funktions— und Konstruktionsmerkmale der sub­
stituierten Güter, der Sicherheitsbestimmungen und der betrieblichen Verhält­
nisse Daten und Vorschläge für die Aufstellung von Wertanalysen—Program­
men den "Büros für Materialsubstitution" zur Verfügung. 
Neben der Materialsubstttution ist jedoch die Normungsarbeit eine sehr wich­
tige Wertanalysen-Arbeit. Material, das in beträchtlichen Stückzahlen anfällt 
oder gleichgeartete Funktionen zu erfüllen hat, zwingt sowohl im Interesse 
einer Rationalisierung des Betriebsprozesses als auch aus Gründen der Aus­
tauschbarkeit zur Normung. 

In Deutschland ist inn Jahre 1948 ein Ausschuß "Normenpraxis" im sog. 
"Deutschen Normenausschuß" (DNA) gegründet worden, der ständig auf dem 
Gebiete der Werksnormung tätig ist und dazu angeregt hat, daß die deutschen 
Großunternehmen mehr und mehr dazu übergehen, eigene Normenausschüse 
einzurichten. Auch die deutschen Bergbauunternehmen haben die Bedeutung 
der Normenkontrolle erkannt und entsprechende Ausschüsse gebildet, die sich 
mit dieser Teilaufgabe der Wertanalysen-Arbeit zu befassen haben. 
Die Entwicklung auf dem Gebiete nationaler und internationaler Normung 
nimmt einen raschen Verlauf, Diese Entwicklung wird deshalb notwendiger­
weise von den Normenausschüssen ständig verfolgt,um neue Normen und Vor­
schriften in ihrer Auswirkung auf die eigenen Materialien zu überprüfen. 
Aber auch die sog. "Werksnormung" gehört zu den wertanalytischen Aufgaben 
dieser Ausschüsse. Durch sinnvolle Werksnormung mit der Festlegung einheit­
licher Benennungen und Begriffe sowie der Erstellung von Konstruktions—, 
Fertigungs—, Liefer— und anderer Vorschriften werden Mißverständnisse, 
Rückfragen und Falschlieferungen vermieden. 

Die Belastung der Betriebe durch Sortenvielfalt, mangelhafte Typenbeschrän­
kung und Verzicht auf Normung wäre ohne laufende wertanalytische Material­
kontrolle im heutigen Stadium der industriellen Entwicklung so erheblich, daß 
ernsthafte Störungen des Betriebsprozesses mit Sicherheit deren Folge wären. 
Aus der praktischen Wertanalysen—Arbeit in deutschen Bergbauunternehmen 
seien als aktuelles Beispiel für die Material-Substitution die Ergebnisse der 
Untersuchungen über die Verwendungsmöglichkeiten von Kunststoffrohren 
im Folgenden kurzgefaßt dargestellt: 
Kunststoffrohre zeichnen sich durch ihre geringe Empfindlichkeit gegen Säu­
reeinwirkungen unddurch hohe Schleißfestigkeit aus. Ihr Einbau ist wesentlich 
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leichter zu vollziehen als der Einbau von Metallrohren und damit mit geringe­
ren Arbeitskosten verbunden. Dem steht allerdings als Nachteil ihre mangeln­
de Widerständsfähigkeit gegen mechanische Beschädigungen und Temperatur­
schwankungen gegenüber, der ihre Verwendung für den Untertagebetrieb im 
wesentlichen ausschließt. Im Übertagebetrieb jedoch ist ihr Einsatz wirtschaft­
lich sinnvoll und technisch vertretbar. Das gewichtigste Argument für ihre dor­
tige Verwendung ist ihre im Vergleich zu Metallrohren erheblich längere Le­
bensdauer. 

Der Einsatz von Kunststoff röhren für die Rohrleitungssysteme der Kohlenwä­
schen, Kraftwerke und Kokerein, der aufgrund der durchgeführten Untersu -
chungen vollzogen wurde, ergab zwar im wesentlichen Preisgleichheit mit den 
bisher eingesetzten nahtlosen Stahlrohren, jedoch andererseits wesentlich nie­
drigere Einbaukosten und ein Mehrfaches der Lebensdauer der bisher einge­
setzten Stahlrohre. 

Die Bedeutung der Normung und Typisierung durch Wertanalyse sei anhand 
folgenden Beispiels aus der bergbaulichen Praxis erläutert: 
In der Klasse "Elektromaterial" wurde in enger Zusammenarbeit mit den tech­
nischen Zentraldienststellen die Normung und Typisierung der Materialien 
straff durchgeführt. Dadurch wurde beispielsweise bei Drehstrommotoren, 
Hebezeugen, Niederspannungsverteilungen, Kopflampen, Leuchten, Sicherun­
gen u.a. durch Typenbeschränkung eine wesentliche Vereinfachung der Ersatz­
teil beschaffung und eine verminderte, zum Teil gänzlich aufgehobene Ersatz­
teilhaltung erreicht. 

Der Wertanalyse steht für die Zunkunft noch ein weites Betätigungsfeld auf 
dem Wege zur Erreichung des materialwirtschaftlichen Optimums offen. 
Es wären u.a. künftig analytisch zu betrachten: 
1. Welche weiteren Substitutionsmöglichkeiten durch Kunststoffe bieten sich 
an? 
2. Beschränken sich die Unternehmen bei ihrer Beschaffungsdisposition nicht 
zu sehr auf Markenartikel? 
3. Sind die Werkzeuge in ihrer Form, Verarbeitung und Materialeigenschaft 
zweckentsprechend? 
4. Entspricht die Größe der angelieferten Gebinde dem Bedarf der einzelnen 
Verbrauchsstellen? 

Nur wenn Wertanalysen—Arbeit den Charakter innerbetrieblicher Gemein­
schaftsarbeit hat, können die durchzuführenden Kostenuntersuchungen und 
Wertanalysen—Aufgaben die Sicherheit geben, daß die Materialwirtschaft 
nach optimalen Gesichtspunkten gestaltet wird. 
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5 Die Materialbewertung 

5.0 Die Bewertung und ihr Zweck 

Unter Bewertung im technischen Sinne versteht man das Vergleichbarmachen 
heterogener Güter verschiedener Dimension und Wertigkeit mit einer einheit­
lichen Maßgröße, die es ermöglicht, die verschiedenen Güter addierbar zu ma­
chen. Diese einheitliche Maßgröße wird generell in Geldeinheiten ausgedrückt 
und entspricht dem Wert eines Gutes.'' . . . 

Das betriebliche Rechnungswesen rechnet außer mit Gütermengen, Zeiten und 
anderen technischen Maßgrößen vor allem mit Werten; es setzt also grund­
sätzlich einen meßbaren Wert voraus. Meßbar ist der allen Gütern gemeinsame 
Wert nur.tm Sinne des objektiven Tauschwertes. Er faßt sich ausxhließtich auf 
dem Wege des tatsächlich vollzogenen Tausches feststellen. Falls aus anderem 
Anlaß, z.B. der Bilanzierung und Ergebnisrechnung, für bereits kürzer oder 
länger ruhende oder gebrauchte Güter Werte zu ermitteln sind, so können die­
se nicht gemessen, sondern nur auf indirekte Weise von anderen Werten abge­
leitet werden. 

Solche Güter zu bewerten heißt also nichts anderes, als ihren Wert von anderen 
Werten, und zwar letztlich immer von irgendwelchen tatsächlich festgestellten 
Tauschwerten abzuleiten. ' 
Bei Ableitung eines Wertes braucht nun keineswegs immer in erster Linie der 
objektive Tauschwert für das zu bewertende Gut beachtet zu werden. Man kann 
bei der Bewertung auch subjektiven Nützlichkeitserwägungen oder bestimmten 
Informationsbedürfnissen Raum geben und tut dies in.vielen Fällen durchaus 
mit Vorrang. 
Die Bewertung besteht also entweder darin, für Güter oder güterähnliche Ge­
genstände, deren Tauschwert mangels Tausches nicht bekannt ist, einen 
Tauschwert abzuleiten, din. durch vergleichende Feststellungen der verschie­
densten Art zu ermitteln oder zu schätzen, oder darin, zur Verfolgung bestirn­
ter Zwecke nach bestimmten Methoden einen Wert als größenmäßig und rech­
nerisch vergleichbare Eigenschaft verschiedenster Güter und Gegenstände zu 
ermitteln und festzulegen, wobei dieser Wert von einem etwaigen bekannten 
oder schätzbaren Tauschwert dieser Güter durchaus abweichen darf oder sogar 
abweichen soll. 

DieArtderBewertunghängtalsoabvöndemZweck.den man mit ihr verfolgt. 
Das ist der oberste Grundsatz, der bei jeder Bewertung zu beachten ist. Aus 
diesem Grundsatz lassen sich im Einzelfall-alle weiteren Erwägungen über die 

1Ï Vgl . MeUerowicz, K., Kosten und Kostenrechnung, Bd. 1 , Berlin 1951 
2) Vgl . Jenni, P., Materialrechnung, Bern 1962 



48 

"zweckmäßige" Bewertung ableiten. 
In der betriebswirtschaftlichen Literatur ist die Problematik der Bewertung 
gewöhnlich für die Gesamtheit aller Kostengüter, also auch für die Anlagen und 
deren Abschreibung,abgehandelt. I m Sinne des gestellten Themas sollen in die­
ser Arbeit jedoch die im Hinblick auf die Vorräte und den Materialverbrauch 
anwendbaren Bewertungsmethoden dargestellt, die im deutschen Bergbau üb­
lichen Bewertungsverfahren erläutert und schließlich kritisch beurteilt werden. 

5.1 Bewertungsvorschriften und Bewertungskriterien 
Bei der Bewertung des Materialverbrauchs und der Vorräte zum Anfang und 
Ende jedes Geschäftsjahres sind handeis- und steuerrechtliche Vorschriften 
zu beachten. Die Bewertung des Verbrauchs ist allerdings nicht gesetzlich nor­
miert; sie folgt vielmehr ganz eindeutig aus der Art der Bewertung der Inven­
turbestände und dem Grundsatz der Geldrechnung. Der Verbrauch ist danach 
zu errechnen als 

Anfangsbeständ 
+ Anschaffungswert der Zugänge 
— Endbestand. 

5.10 Handelsrechtliche Vorschriften 

In der Bundesrepublik Deutschland gelten nachfolgende handelsrechtliche 
Bewertungsvorschriften: 
§40 Abs. 2 HGB: "Bei der Aufstellung des Inventarsund der Bilanz sind sämt­
liche Vermögensgegenstände und Schulden nach dem Wert anzusetzen, der ih­
nen in dem Zeitpunkt beizulegen ist, für welchen die Aufstellung stattfindet. 
§ 133.3 AktG: "Die Gegenstände des Umlaufvermögens dürfen höchstens zu 
den Anschaffungs— oder Herstellungskosten angesetzt werden. Sind die An-
schaffungs— oder Herstellungskosten höher als der Börsen— oder Marktpreis 
am Abschlußstichtag, so ist höchstens dieser Preis anzusetzen. Ist ein Börsen— 
oder Marktpreis nicht festzustellen und übersteigen die Anschaffungs-oder 
Herstellungskosten den Wert, der den Gegenständen am Abschlußstichtag bei­
zulegen ist, so ist höchstens dieser Wert anzusetzen". 
Somit sind bezüglich der Bewertung handelsrechtlich zumindest theoretisch 
zwei Firmen-Kategorien zu unterscheiden: 
1. Aktiengesellschaften einschließlich der Kommanditgesellschaften auf Ak­
tien, für welche die besonderen Bestimmungen des Aktiengesetzes gelten; 
2. alle anderen Firmen, für welche die Bewertung nur in § 40 Abs. 2 HGB ge­
regelt ist. 
Nach herrschender Meinung sind jedoch die in § 133.3 AktG gegebenen Be­
wertungsvorschriften nicht nur für Aktiengesellschaften verbindlich, sondern 
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gelten auch für alle übrigen Gesellschaftsformen. Der § 40 Abs. 2 HGB ist im 
übrigen ja so allgemein gehalten, daß aus seinem Wortlaut Bewertungsricht­
linien für die Praxis beim besten Willen nicht zu entnehmen sind. 
Da die Handelsbilanz in erster Linie auf den Gläubigerschutz abstellt, sind die 
genannten Bewertungsvorschriften auch unter diesem Gesichtspunkt zu sehen. 
Die Wertansätze sind demgemäß so niedrig 2u wählen, daß das Prinzip kauf­
männischer Vorsicht jederzeit gewahrt bleibt. Das Bewertungsprinzip gemäß 
§ 133.3 AktG wird als sog. Niederstwertprinzip bezeichnet. 
Ausgangspunkt für die Bewertung der Materialvorräte sind danach die Anschaf-
fungs— oder Herstellungskosten bzw. der Börsen— oder Marktwert am Ab­
schlußtage; diese Werte sind zu ermitteln und der niedrigere davon ist anzuset­
zen. Damit wird erreicht, daß Gewinne nicht vor ihrer Realisierung ausgewie­
sen, Verluste jedoch schon vor ihrer Realisierung offen aufgedeckt werden. Im 
Gesetz ist der Begriff der "Anschaffungskosten" nicht präzisiert. 
Da der § 133.3 AktG jedoch von Anschaffungskosten und nicht von Anschaf­
fungspreisen spricht, so werden nach allgemeiner Auffassung und unbestritte­
ner Auslegung der genannten Vorschrift die Anschaffungsnebenkosten, wie 
Eingangsfrachten und Eingangszeile, Aufwendungen für Spedition, Abfuhr-
und Abladekosten u.a., d.h. alle Aufwendungen, die notwendig sind, um die 
beschafften Wirtschaftsgüter dem Betriebszweck zuzuführen, als zum Anschaf­
fungswert gehörig betrachtet. Das heißt also, daß Anschaffungsnebenkosten 
handelsrechtlich aktiviert werden dürfen, jedoch nicht aktiviert werden müssen. 
Rabatte sind als Anschaffungskostenminderungen anzusehen und von den An­
schaffungskosten abzusetzen. Skonti dagegen können, müssen jedoch nicht 
von den Anschaffungskosten abgesetzt werden. 

Betriebs— und Verwaltungskosten dürfen nach § 133.3 AktG bei der Berech­
nung der Herstellungskosten in angemessenem Umfange berücksichtigt werden. 
Sie gehören jedoch nicht zu den Anschaffungskosten der auf dem Beschaf­
fungsmarkt bezogenen Güter. Auch die Lagerverwaltungskosten werden nach 
herrschender Auffassung dem Material erst dann zugeschlagen, wenn dieses sei­
nem endgültigen Verwendungszweck im Betrieb zugeführt wird. ' 

5.11 Steuerrechtliche Vorschriften 

Das Steuerrecht verfolgt eine andere Zwecksetzung als das Handelsrecht. Der 
Gewinn muß in entsprechender Höhe ausgewiesen werden, da er die Besteu­
erungsgrundlage ist.Hier sind demgemäß Mindestgrenzen gesetzt, d.h. die Frei­
heit der Bewertung ist nach unten eingeschränkt, damit der Gewinn nicht ma­
nipuliert werden kann. 

3) Vgl. Wöhe, G., Einführung in die Allgemeine Betriebswirtschaftslehre, Berlin und 
Frankfurt, 1960 
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Nach § 6 Abs. 1 Ziff. 2 EStG sind die Güter des Vorratsvermögens mit den 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten anzusetzen. Statt der Anschaffungs­
oder Herstellungskosten kann der niedrigere Teilwert angesetzt werden. 
Der Teilwert ist It. § 6 Abs. 1 Ziff. 1 EStG "der Betrag, den ein Erwerber des 
ganzen Betriebes im Rahmen des Gesamtkaufpreises für das einzelne Wirt­
schaftsgut ansetzen würde; dabei ist davon auszugehen, daß der Erwerber den 
Betrieb fortführt". 

Diese Bestimmungen gelten für alle aufgrund der Ab gaben Ordnung (AO) buch­
führungspflichtigen Einkommenssteuerpflichtigen, ferner gemäß § 20 des Kör­
perschaf tssteu e rgesetzes (KoStG) auch für die Körperschaftssteuerpflichtigen. 
Das deutsche Einkommenssteuergesetz (EStGJ definiert die Anschaffungsko­
sten ebenso wenig im Hinblick auf die Behandlung der Anschaffungsnebenko­
sten und Skonti wie das Handelsgesetzbuch (HGB). Auch in den Einkommens­
steuerrichtlinien ist zu dieser Fragt kein Hinweis zu finden. Es muß also ange­
nommen werden, und das ist auch die Übung, daß die handelsrechtliche Ausle­
gung auch steuerrechtlich maßgebend ist, allerdings mit dem grundlegenden 
Unterschied, daß steuerrechtlich diese Auslegung nicht im Sinne einer Ober­
grenze, sondern einer verpflichtenden Richtschnur gilt. Die Anschaffungsne­
benkosten sind deshalb nach herrschender Meinung in den steuerrechtlich maß­
gebenden Anschaffungswert einzubeziehen. 

Nicht ganz logisch im Sinne der steuerrechtlichen Grundsätze ist es hingegen, 
wie es nach herrschender Meinung geschieht, die Skonti als Anschaffungsko­
stenminderungen anzusehen, wobei jedoch eine Verpflichtung zur Minderung 
des Anschaffungswertes um die Skonti nicht besteht. ' 
Das gemäß § 6 Abs. 1 Ziff. 1 EStG für die Bewertung eingeräumte Wahlrecht 
zwischen dem Anschaffungswert und dem niedrigeren Teilwert wird durch das 
strenge Niederstwertprinzip des § 133.3AktG und durch die Bindung der Steu­
erbilanz an die Handelsbilanz erheblich eingeschränkt. 
Identität zwischen Handels— und Steuerbilanz ist dann möglich, wenn der han­
delsrechtlichen Bewertung keine steuerlichen Bestimmungen entgegenstehen. 
Der wesentliche Unterschied zwischen handeis— und steuerrechtlicher Bewer­
tung besteht darin, daß die handelsrechtlichen Vorschriften nur eine Ober­
grenze für die Bewertung festlegen, während die steuerrechtlichen Vorschriften 
eine bestimmte Art der Bewertung zwingend vorschreiben. Da die steuerrecht­
lichen Vorschriften die Bewertung nicht nur nach oben begrenzen, sondern 
eine bestimmte Bewertung, ungefähr im Sinne der handelsrechtlichen Niederst-
werte, verbindlich vorschreiben, richtet sich die Praxis naturgemäß in erster 
Linie nach den steuerrechtlichen Vorschriften, zumindest bei der grundsätz­
lichen Beweriungsarbett. 

4) Vgl. Wöhe, G., Betriebswirtschaftliche Steuerlehre, Bd. 1, Berlin und Frankfurt 
1962 
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Die Niederstwerte, die handelsrechtlich nur als Höchstwerte gelten, werden 
also gleichzeitig zu Mindestwerten. Nur auf diese Weise ist es möglich, gleich­
zeitig und mit dem geringsten Aufwand sowohl den steuerrechtlichen als auch den 
handelsrechtlichen Vorschriften zu genügen. Die Geschäftsbuchhaltung kann 
außerdem ja noch für die Handelsbilanz globale Abschreibungen vom Vorrats­
vermögen oder auf der Passivseite der Bilanz entsprechende Wertberichtigun­
gen vornehmen, wenn im Einzelfall aus bestimmten Gründen, z.B. mangels son -
stiger Möglichkeiten zur Bildung stiller Reserven, Differenzen zwischen Han -
dels— und Steuerbilanz in diesem Punkt in Kauf genommen werden. 

5.12 Bewertungskriterien für die Kostenrechnung 

Gesetzliche Bewertungsvorschriften für Wertansätze, vergleichbar mit denen 
für die Handels- und Steuerbilanz, gibt es in der Kostenrechnung nicht. Die 
genannten handeis— und steuerrechtlichen Vorschriften wirken nur nach au­
ßen; im Innenverhältnis, z.B. bei der Einstellung von Werten in die Kostenrech­
nung, genießen die Unternehmen Freizügigkeit, die ihre Grenze lediglich in den 
Grundsätzen der ordnungsmäßigen Buchführung nach § 38 HGB findet. 
Ehemalige Grundsätze, wie die 
"Grundsätze für die Buchhaltungsrichtlinien" vom 11.11.1937 

und die 
"Grundsätze für die Kostenrechnung" vom 16.1.1939 
sind heute nicht mehr Bestandteile des geltenden Rechts. Dennoch haben die­
se Richtlinien auch heute noch gewisse Bedeutung, als bei ihrer Beachtung der 
Mangel ordnungsmäßiger Buchführung nicht unterstellt werden kann. Anderer­
seits ist jedoch bei Nichtbeachtung dieser Grundsätze eine Buchführung nicht 
zwangsläufig zu verwerfen. 
Generell kann also gesagt werden, daß sich die Wertansätze in der Kostenrech­
nung ergeben aus dem jeweils im Vordergrund stehenden Zweck und den 
Aufgaben der Kostenrechnung. 
Aufgabe der Kostenrechnung ist die Erfassung, Verteilung und Zurechnung 
der Kosten, die bei der betrieblichen Leistungserstellung und —Verwertung 
entstehen, zu dem Zweck 
1. durch den Vergleich der Kosten mit der erstellten Leistung und somit durch 
Feststellung des Erfolges eine Kontrolle der Wirtschaftlichkeit des Betriebs­
prozesses zu haben, und 
2. auf der Grundlage der ermittelten Selbstkosten der Leistungen (Kostenträ­
ger) eine Kalkulation des Angebotspreises bzw. die Feststellung der Preisunter­
grenze zu ermöglichen. 

Preiskalkulationen finden im europäischen Bergbau in den Bestimmungen des 
Vertrages vom 18.4.1951 der Europäischen Gemeinschaftfür Kohle und Stahl 
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(EGKS) ihre Grenzen. 
Oieser Vertrag schreibt zwingend vor, daß 
a} die von der EGKS festgesetzten Preistimits eingehalten werden !Dumping-
Verbot) 
b) geplante Preisveränderungen bei der EGKS zu beantragen und erst nach 
deren Zustimmung in Kraft zu setzen sind. 
Aus diesem Grunde dient die Kostenrechnung im deutschen Steinkohlenberg­
bau im wesentlichen der Kontrolle der Betriebsgebarung, d.h. dem Vergleich 
der Kosten mit der erstellten Leistung und somit einer Kontrolle der Wirt­
schaftlichkeit des Betriebsprozesses. 
In Verfolgung dieses Hauptzwecks der Kostenrechnung im deutschen Stein­
kohlenbergbau sind bei der Bewertung des Materials insbesondere folgende 
Grundsätze zu beachten: 
1. Die Kosten sollen nach Möglichkeit in Geschäfts— und Betriebsbuchhaltung 
übereinstimmen; 
2. alle Betriebsbereiche sollen hinsichtlich des Materialverbrauchs in einheit­
licher Weise abgerechnet werden; 
3. einmal gewählte Bewertungsgrundsätze sollen ohne triftigen Grund nicht 
geändert werden. 
Inwieweit diese Grundsätze in der Praxis eingehalten werden, ergibt sich aus 
unseren Ausführungen in den Abschnitten 5.4 ff. 

5.2 Bewertungsverfahren 

5.20 Bewertung zu tatsächlichen Anschaffungspreisen 
Die Feststellung der tatsachlichen Anschaffungskosten verursacht bei der Fest­
stellung der Endbestände und beim Abgang in den Verbrauch in der Praxis oft 
erhebliche Schwierigkeiten und ist manchmal nur mit nicht vertretbaremAuf-
wand möglich. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn laufendes Material, 
das oft in großen Mengen und zu unterschiedlichen Preisen beschafft wird,nicht 
getrennt und nach Einkaufschargen aufgenommen werden kann. Bei fast allen 
Materialarten ist es die Regel, daß die Einkaufspreise im Laufeeines Jahres er­
heblich voneinander abweichen. Für die am Jahresende ausgewiesenen Bestän­
de und für die im Laufe der Geschäftsperiode verbrauchten Materialien läßt 
sich dann feststellen, aus welchen Einkäufen die fraglichen Mengen stammen 
und welches die tatsächlichen Anschaffungskosten gewesen sind. Es sind des­
halb für die Bewertung zu tatsächlichen Anschaffungspreisen, sowohl beim 
Verbrauch als auch beim Bestand, verschiedene Varianten denkbar, um die ge­
nannten Schwierigkeiten zu umgehen. Die vier üblichsten Varianten sollen im 
Folgenden aufgezeigt werden. 
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5.200 Bewertung zu gewogenen Durchschnittspreisen 

Bei der Bewertung zu Durchschnittspreisen werden die Bestände zu jeder Ma­
terialnummer des Materialschlüssels mengen— und wertmäßig fortgeschrieben. 
Die einzelnen Zugänge werden zu ihren tatsächlichen Anschaffungskosten zu­
gebucht. Entweder nach jedem Zugang oder in-bestimmten Zeitabständen, 
zum Beispiel am Ende jeden Monats, wird durch Division des Bestandswertes 
durch die Menge ein neuer Durchschnittspreis ermittelt. Dieser Durchschnitts­
preis ist dann maßgebend für die Bewertung der Abgänge bis zur Ermittlung 
eines neuen Durchschnittspreises. 

Werden die Abgänge jeweils zum Durchschnittspreis bewertet, so muß auch 
der Endbestand theoretisch mit diesem Durchschnittspreis zu Buche stehen. 
Dabei sind lediglich kleine Abweichungen infolge rechnerischer Ungenauigkei-
ten möglich. Ein größtmöglicher Genauigkeitsgrad der Rechnung würde dann 
erreicht, wenn nach jedem Zugang ein neuer Durchschnittspreis gebildet und 
jeder Abgang mit diesem Durchschnittspreis bewertet würde. Diese Rechnung 
käme den tatsächlichen Anschaffungskosten am nächsten. Abgesehen von dem 
hohen Aufwand, der von einer bestimmten Betriebsgröße an den Nutzen einer 
größeren Genauigkeit übersteigen würde, wäre die Anwendung dieser Rech­
nung nur dann sinnvoll, wenn gleichzeitig mit dem Wareneingang auch die 
Eingangsrechnung mit allen Anschaffungsnebenkosten bekannt wäre. Das ist 
in der Regel jedoch nicht der Fall, so daß bei einer provisorischen Zugangsbe­
wertung infolge fehlender Rechnung die beabsichtigte Genauigkeit wieder auf­
gehoben würde. 

Die Bewertung zu gewogenen Durchschnittspreisen ist das in der Praxis am 
häufigsten angewandte Bewertungsverfahren. Es führt am schnellsten und mit 
den geringsten Umrechnungen zu einer handeis— und steuerrechtlich zulässi­
gen und auch betriebswirtschaftlich brauchbaren Inventurbewertung. Beson­
dere Erwähnung verdienen auch die Vorteile dieses Bewertungsverfahrens für 
die Kostenrechnung. Mildert es doch durch Zufälligkeiten bei der Beschaffung 
bedingte oder sonstige kurzfristige Preisschwankungen stark ab und vermin­
dert deren radikale Übertragung auf einzelne Kostenträger. 

5.201 die Lifo-Methode {lifo = last in, first out) 

Bei der Bewertung zum bestandsjüngsten Anschaffungspreis werden die Ab­
gänge jeweils zu den Preisen der buchbestandsmäßig jüngsten Mengebewertet. 
Das buchbestandsmäßige Alter ergibt sich bei der Lifo—Methode aus der 
Reihenfolge der Zugänge. Den Buchbestand bilden dagegen nicht die zuletzt 
zugegangenen Mengen mit ihren Preisen, sondern die ältesten Mengen seit Be­
ginn der Rechnung, solange sie nicht wegen Erschöpfung des Bestandes eben­
falls abgebucht werden; in diesem Fall erhalten die bei der Wiederaufstockung 
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des Bestandes zugegangenen Mengen wiederum die Eigenschaft der ältesten 
Mengen. 

Es wird bei dieser Methode also buchtechnisch unterstellt, daß die zuletzt be­
schafften Materialien zuerst wieder ausgegeben werden. Diese Verfahrens­
weise ist in der Praxis jedoch sicherlich selten gegeben, was an sich noch nicht 
gegen die Anwendung des bestandsjüngsten Anschaffungspreises spricht, denn 
maßgeblich für die Beurteilung eines Bewertungsverfahrens ist deren Ange­
messenheit für den jeweiligen Bewertungszweck. 

Die Anwendung der Lifo-Methode führt zu gegenwartsnahen Preisen für den 
Verbrauch und gegenwartsfernen Preisen für den Bestand. Bei der Bestands­
bewertung hat diese Methode im übrigen einen erheblichen Stabilitätseffekt, 
denn der Bestand kann bei gleichmäßiger Lagerhaltung trotz stark schwanken­
der Beschaffungspreise lange Zeit zu denselben Preisen zu Buch stehen. In der 
heutigen Zeit ständig steigender Preistendenz kommen diese Wirkungsweisen 
den Interessen der Unternehmer, für die Kostenrechnung möglichst gegen­
wartsnahe, für die Bestände dagegen möglichst alte Preise anzuwenden, sehr 
entgegen. 

In Deutschland ist diese Bewertungsmethode jedoch steuerrechtlich unzulässig 
und wird deswegen in der Praxis selten angewandt. 

5.202 Die Fifo-Methode (fifo = first in, first out) 

Bei der Bewertung zum bestandsältesten Anschaffungspreis werden die Ab­
gänge jeweils zu den Preisen der buchbestandsmäßig ältesten Menge bewertet. 
Das buchbestandsmäßige Alter ergibt sich aus der Reihenfolge der Zugänge; 
den Buchbestand bilden immer die fetzten Zugänge, so weit zurück in die Ver­
gangenheit, wie es seine Höhe erfordert. 

Es wird bei dieser Methode also buchtechnisch unterstellt, daß die zuerst be­
schafften Materialien zuerst wieder ausgegeben werden. Das ist in der Praxis 
vorwiegend der Fall, zumal dann, wenn eine lange Lagerdauer schädliche Wir­
kungen auf die Qualität der gelagerten Materialien haben kann. Im übrigen 
ergibt sich ein derartiges Verfahren aufgrund der in der modernen Lagerwirt­
schaft üblichen Einlagerungssystematik zwangsläufig. Es besteht jedoch kein 
notwendiger Zusammenhang zwischen diesem Verfahren in der Lagerwirt­
schaft und dem Fifo—Verfahren in der Bestandsfortschreibung. Der Zweck 
des Fifo—Verfahrens ist allein in seiner Wirkung auf die Kostenrechnung und 
auf die Bestandsbewertung zu suchen. 5> 

Das Verfahren bewirkt eine gegenwartsnahe Bewertung der Bestände, anderer­
seits jedoch relativ gegenwartsferne Preise für die Bewertung des Materialver­
brauchs. In Zeiten steigender Preise, wie in der Gegenwart, widerspricht so­
wohl die Wirkung auf die Bestände als auch die Wirkung auf den Verbrauch 

5) Vgl. Wöhe, G., Einführung In die Allgemeine Betriebswirtschaftslehre, Berlin und 
Frankfurt 1960 
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der bereits in Abschnitt 5.201 erläuterten Interessen—Tendenz der Unterneh­
mer. Die Anwendung des Fifo-Verfahrens wird also praktisch nur in Zeiten 
fallender Preise von Interesse sein. 

Die Anwendung des Fifo—Verfahrens findet in Deutschland seine Grenzen in 
den bereits in Abschnitt 5.11 dargelegten steuerrechtlichen Bestimmungen. 
Es wird deshalb und wegen seiner grundsätzlichen Bedeutung nur in Zeiten 
fallender Preisentwicklungen in der Praxis angewandt. 

5.21 Bewertung zu letzten Beschaffungspreisen 

Der Bewertung zu letzten Beschaffungspreisen kommt praktisch nur Bedeu­
tung für die Verbrauchsbewertung zu. Bei dieser Methode wird jeder einzelne 
Abgang ausnahmslos zum tatsächlichen Anschaffungspreis des letzten Zu­
gangs derselben Materialart bewertet. Der Hauptzweck dieser Bewertungs­
methode liegt in der gegenwartsnahen Bewertung des Material—Verbrauchs 
für die Kostenrechnung. Der Beständeausweis zu bestimmten Stichtagen muß 
dabei in jedem Falle gesondert bewertet werden, da sich aus der Fortschrei­
bung mit Hilfe der letzten Anschaffungspreise keine zuverlässigen Zahlen er­
geben. Für sich allein betrachtet ist die Bewertung des Verbrauchs zu letzten 
Anschaffungspreisen in der praktischen Anwendung bedeutend einfacher, als 
die bisher dargestellten Bewertungsmethoden. Dieser Vorteil wird jedoch u.E. 
mehr als aufgewogen durch den erheblichen Arbeitsaufwand, der zusätzlich 
für die Bestandsbewertung zu den verschiedenen Stichtagen entsteht. Schnell 
und reibungslos wären die Bestandsbewertungen noch am ehesten mit Hilfe 
von Festpreisen durchzuführen, auf deren Problematik wir im Folgenden noch 
eingehen werden. 

Zusätzliche Nachteile und Schwierigkeiten bei der Bewertung des Verbrauchs 
zu letzten Anschaffungspreisen könnensichfernerdaraus ergeben, daß die Preise 
einzelner Zugänge aus besonderen Gründen aus dem Rahmen fallen, d.h. nicht 
durch echte Preisveränderungen bei den betreffenden Materialien auf dem Be­
schaffungsmarkt bedingt sind, z.B. infolge Wahl eines anderen Beschaffungs­
weges, durch Dringlichkeits— oder Mengenzuschläge. Derartig zufällige Preis­
schwankungen sind als Einflußfaktoren der Kostenrechnung unerwünscht und 
müssen eliminiert werden, was gewisse Unsicherheiten und Verzögerungen in 
das System bringt und es deshalb für die Praxis weitgehend ungeeignet macht. 

5.22 Bewertung zu Tagespreisen 

Unter Tagespreis wird der Preis eines Gutes auf dem Markt zu einem Zeitpunkt 
verstanden, der durch irgendwelche, mit dem zu bewertenden Gut in Ver­
bindung stehende Vorgänge und Ereignisse /A: bestimmen ist. Maßgeblich sind 
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für seine Ermittlung nicht von einem Unternehmen tatsächlich gezahlte Preise. 
Tagespreise können sich ihrem Wesen nach jeden Tag ändern. Entscheidend 
ist daher, welcher Zeitpunkt für die Heranziehung von Tagespreisen für irgend­
welche betrieblichen Rechnungen maßgeblich sein soll. 

Es sind grundsätzlich unzählige Arten von Tagespreisen denkbar. Hier seien 
jedoch nur die in der Literatur häufig genannten und in der betriebswirtschaft­
lichen Praxis oft angewandten Tagespreise genannt, und zwar: Stichtagpreise, 
Lagerbezugs-Tagespreise, Umsatztagespreise und Wiederbeschaff ungspreise. ' 
Zweck der Verwendung von Tagespreisen ist in erster Linie eine gegenwarts-
undzukunftsnähereBewertung, als sie mit Hilfe tatsächlicher oder auch letzter 
Anschaffungspreise möglich ist. Tagespreise spielen also vor allem für Rech­
nungen einegroßeRolle,die zur Beurteilung und Entscheidung bestimmter Ein­
zelfragen dienen sollen, z.B. bei Vorkalkulationen, Inventuren aus Anlaß von 
Beteiligungen, Fusionen, Geschäftsübernahmen, Wirtschaftlichkeitsberechnun­
gen von Investitionen u.a. 

Für die Bewertung des Materialverbrauchs in der laufenden Kostenrechnung 
und für die Bestandsfortschreibung kommen dagegen Tagespreise teils ihrer 
Natur nach und teils aus praktischen Gründen nicht in Betracht. Von Be­
deutung sind Tagespreise lediglich für die Stichtag—Bewertung der Material­
bestände im Sinne des § 133,3 des deutschen Aktiengesetzes {vgl. Abschnitt 
5.10). 

Die Bewertung der Materialbestände zu Stichtagpreisen ist verhältnismäßig ein­
fach. Schwierigkeiten ergeben sich jedoch dann, wenn die in die Bestände an 
Eigenerzeugnissen eingegangenen Kostengüter genau, dh., einzeln, zu Tages­
preisen bewertet werden sollen. Zu diesem Zweck müßten sich die Herstell­
kosten jederzeit nach Art und Menge der verschiedenen am Markt beschafften 
Rohstoffe, Teile usw., die dem Erzeugnis direkt zurechenbar sind, sowie nach 
den verschiedenen Bearbeitungszeiten in den einzelnen Betriebsstellen zerle­
gen lassen, was in der Praxis nur mit Lochkarten — oder sogar elektronischen 
Datenverarbeitungsanlagen zu lösen ist. 

Tagespreise sind grundsätzlich nicht aus dem Rechnungswesen einer Unter­
nehmung zu entnehmen, sondern müssen vom Markt beschafft werden. Für ver­
schiedene Rohstoffeund Waren kann man dabei auf Börsennotierungen zurück­
greifen, während man die Tagespreise anderer Materialien aus den jeweils letz­
ten Listenpreisen der Lieferanten ersehen kann. Bei einem Großteil von Ma­
terialien ist der Tagespreis oftmals jedoch nur dutch "Rückfrage beim Lieferan­
ten zu ermitteln. Da dieser Weg jedoch sehr umständlich und aufwendig ist, 
begnügtmansich in der Praxis für die Tagespreisbewertung häufig mit den letz­
ten Anschaffungspreisen dieser Materialien. 

6* VgL Jenni, P., Materialrechnung, Bern 1962 
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5.23 Bewertung zu Niederstpreisen 

Bei der Bewertung zum Niederstpreis gemäß den Bestimmungen des § 133, 
3 AktG und des § 6, Abs. 1, Ziffer 2 EStG sind die Anschaffungskosten oder 
Herstellungskosten und die Stichtagpreise resp. die niederen Teilwerte zu er­
mitteln und zu vergleichen; der jeweils niedrigere der beiden Preise ist anzu­
setzen. 

Die Bewertung zu Niederstpreisen ist in der Praxis außerordentlich umständ­
lich. Diese Methode wird deshalb fast ausschließlich zur Bewertung der Ma­
terialbestände am Bilanzstichtag angewandt, um den gesetzlichen Erforder­
nissen zu genügen (vgl. Abschnitt 5.10 und 5.11). 

Die Niederstpreismethode entspricht viel besser dem kaufmännischen Grund­
satz der Vorsicht bei der Bewertung des Vermögens als die meisten anderen 
Bewertungsverfahren. Allerdings scheint uns auch hier das Vorsichtsprinzip 
nicht mit letzter Konsequenz zum Zuge zu kommen. Das läßt sich am besten 
an einem Beispiel erläutern: 

Bei fallenden Preisen sind die St ich tagspreise niedriger als die Anschaffungsprei­
se, die St ich tag p reise sind somit anwendbar. Bei fallender Preistendenz ist je­
doch über den Bilanzstichtag hinaus mit weiteren Preisrückgängen zu rechnen, 
die in der Bewertung zum Stichtagpreis im Sinne der kaufmännischen Vor­
sicht somit keine Berücksichtigung finden. 

5.24 Bewertung zu Festpreisen 

Festpreise sind ursprünglich nach irgendwelchen Bewertungsmethoden meist 
in Anlehnung an den Marktpreis unter Berücksichtigung erkennbarer Verände­
rungen gebildete Preise, die längere Zeit unverändert beibehalten werden. 
In welchen Zeitabständen eine Unternehmung im Einzelfall die Festpreise neu 
festlegt, hängt ab von der Stabilität des Preisniveaus, vom Anwendungsgebiet 
der Festpreise, dem Bewertungszweck, dem gewünschten Genauigkeitsgrad 
und nicht zuletzt von den praktischen Schwierigkeiten und den Kosten der 
Neufestlegung. 7) 

Die Bewertung von Materialien zu Festpreisen erfolgt im wesentlichen aus 
zwei Gründen: 

1) um die Kontrolle der Betriebsgebarung mittels Zeitvergleich und Soll—Ist-
Vergleich zu erleichtern, 

2} um die Lagerbuchführung, die wertmäßige Bestandsfortschreibung und die 
Kostenrechnung zu erleichtern und zu vereinfachen. 

Das Rechnen mit Festpreisen besteht darin, daß Ist—Preise aufgespalten wer­
den in Festpreise und Preisdifferenzen, die fortgeschrieben und nachträglich 
aufgeteilt werden. 

7) Vgl. Kilger, W., Flexible Plankostenrechnung, Köln und Optaden 1961 
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Wegen der Bedeutung dieses Problemkreises für die Praxis und insbesondere 
auch für die Materialbewertung im deutschen Steinkohlenbergbau wird im 
Anschluß an die Darstellung der im deutschen Bergbau üblichen Bewertungs­
verfahren im Abschnitt 5.6 näher darauf eingegangen werden, auch im Sinne 
einer Kritik an den verwendeten Bewertungsverfahren und im Hinblick auf die 
mögliche Anwendung zweckmäßigerer Bewertungsmethoden. 

5.3 Die Frage der Einzel— und Gruppenbewertung 

Prinzipiell gilt sowohl in der Handels— als auch in der Steuerbilanz der Grund­
satz der Einzelbewertung. Sind jedoch die Anschaffungskosten verschiedener 
Materiallieferungen, die im Laufe einer Geschäftsperiode auf Lager genommen 
und vermischt werden, unterschiedlich, so ist es praktisch nicht möglich, die 
genauen Anschaffungskosten der als Endbestand verbleibenden Menge zu er­
mitteln. In diesem Fall darf im Umlaufvermögen der Handelsbilanz eine Sam­
melbewertung der Vorräte erfolgen. 

Auch im Steuerrecht ist unter bestimmten Voraussetzungen eine Sammelbe­
wertung zulässig. Hier dürfen Wirtschaftsgüter, die im wesentlichen gleichartig 
sind und ungefähr die gleiche Preislage haben, in einem Posten bewertet wer­
den. In Abschnitt 36 der Einkommensteuerrichtlinien 1960 (EStR) heißt 
es dazu, daß bei Wirtschaftsgütern, die im Verkehr nach Maß, Zahl oder Ge­
wicht bestimmt werden und bei denen die Anschaffungs— oder Herstellungs­
kosten wegen Schwankungen der Einstandspreise im Laufe''cfes"'Wirtschafts­
jahres im einzelnen nicht mehr einwandfrei feststellbar sind,'der Wert im 
Schätzungswege zu ermitteln ist. Dabei gilt weder der Grundsatz, daß die zu­
letzt beschafften Wirtschaftsgüter zuerst verbraucht worden sind (last in — 
first out), noch der Grundsatz, daß die zuerst beschafften Wirtschaftsgüter zu­
erst verbraucht worden sind (first in — first out). Bei Vermischung vertret­
barer Güter des Vorratsvermögens, die zu verschiedenen Preisen erworben wor­
den sind, stellt die Durchschnittsbewertung — Bewertung nach dem gewogenen 
Mittel der im Laufe des Wirtschaftsjahres vorhandenen Wirtschaftsgüter - ein 
zweckentsprechendes Schätzungsverfahren für die am Stichtag der Schluß­
bilanz vorhandenen Materialbeständedar. 

Sammel— oder Gruppenbewertungen werden darüber hinaus jedoch in der 
Praxis häufig in der Weise vorgenommen, daß verschiedenartige Güter zu 
Gruppen zusammengefaßt und insgesamt mit einem einheitlichen (durch­
schnittlichen) Preis bewertet werden. Grundsätzlich ist ein solches Vorgehen 
als äußerst problematisch anzusehen, doch kommt es natürlich auf die Art der 
Gruppenbildung, der Preisbildung und der Zwecksetzung einer solchen Be­
wertung an. 



59 

Auch Gruppenbewertungen nach der materiellen Ähnlichkeit der Güter werden 
in der Praxis vorgenommen. Doch auch diese Methode, die lediglich Annähe­
rungswerte vermitteln kann, ist letztlich als Notbehelf anzusehen. 
Von ganz anderen Gesichtspunkten geht das neuerdings vieldiskutierte sog. 
Zonenpreisverfahren aus. Danach werden grundsätzlich die verschiedenartig­
sten Güter ausschließlich nach der Höhe ihrer Preise in Gruppen eingeteilt. 
Für jede Gruppe gilt ein einheitlicher Preis; alle Güter, die in eine bestimmte 
Gruppe fallen, können nach Addition ihrer Gesamtmenge mittels einer einzi­
gen Multiplikation bewertet werden. Diese Methode käme in der Praxis zur 
Vereinfachung von Stichtagbewertungen, mit Einschränkungen eventuell auch 
für Materialverbrauchs—Bewertungen in Betracht, nie dagegen für eine wert— 
oder mengenmäßige Bestandsfortschreibung. 8) 

5.4 Die im deutschen Bergbau üblichen Bewertungsverfahren 

Grundsätzlich lassen sich in der bergbaulichen Materialwirtschaft drei vonein­
ander abweichende Bewertungsverfahren abgrenzen, und zwar entsprechend 
der bereits erläuterten Gruppierung der bergbaulichen Materialarten in 

1. laufendes Material 

2. Holz 

3. Spezialbetriebsmaterial. 

Laufendes Material ist verschlüsselt und gekennzeichnet durch laufenden Be­
darf bei allen Betrieben, so daß es immer bevorratet ist. Bei der Bewertung 
dieser Materialien wird mit gewogenen Durchschnittspreisen gearbeitet. 
Für Gruben—, Stamm— und Schnitthölzer werden ebenfalls gewogene Durch­
schnittspreiseermittelt. Die BewertungdesVerbrauchsan Gruben— und Stamm­
holz erfolgt jedoch zu festgesetzten Verrechnungspreisen. 
Spezialbetriebsmaterial ist nicht verschlüsselt. Es wird im Einzel-Anforderungs­
verfahren beschafft, also nicht bevorratet, und ist meist hochwertig. In der 
Regelwirddieses Material unmittelbar nach Eingang verausgabt. Selten kommt 
es zu einer Einlagerung und wenn, dann nur kurzfristig. Das hier übliche Be­
wertungsverfahren ist die Einzelbewertung, d.h. Eingang und Ausgang erfol -
gen zum gleichen Wert. 

Unabhängig vom gewählten Bewertungsverfahren erfolgt der Materialwertzu­
gang in der Konten'Klasse 3 der Geschäftsbuchhaltung nach folgender Metho­
de: Eingehende Lieferanten— und Frachtrechnungen zu Materiallieferungen 
werden zunächst von der Rechnungsprüfung bearbeitet und mit einem Bu­
chungsbeleg versehen. Der jeweils als geprüft anerkannte Rechnungswert wird 
auf den Buchungsbeleg übertragen, ebenso das entsprechende Bestandskonto, 

8) Vgl. Jenni, P., Materialrechnung, Bern 1962 
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das aus den Materialeingangsscheinen ersichtlich ist. Die Rechnungen durch­
laufen im Anschluß daran zur weiteren Vervollständigung der Kontierung die 
Anlagenbuchhaltung (hier: Prüfung, ob eine Aktivierung des gelieferten Ma­
terials in Frage kommt), die Betriebsbuchhaltung (hier: Kontierung der je­
weiligen Kostenstelle) und die Geschäftsbuchhaltung (hier: Kontieren der 
Kreditorenkonten). Im Rechenzentrum werden die Belege dann nach Lochen 
und Prüfen in die Kontenklasse 3 eingebucht. 

5.40 Die Bewertung des laufenden Materials zu gewogenen Durchschnitts­
preisen 

Unter anderen Gesichtspunkten als in der Kontenklasse 3 der Geschäftsbuch­

haltung erfolgt der Materialwertzugang innerhalb der Materialbuchhaltung. 

Hier ist der Zugang Bestandteil der mengen— und wertmäßigen Bestandsrech­

nung. Die Bestandsrechnung vollzieht sich nach Skontration in der Form: 

Anfangsbestand 
+ Zugang 

./. Abgang 

= Endbestand. 

Die Bestände, Zu— und Abgänge sind innerhalb der Materialbuchhaltung nach 
einzelnen Materialnummern untergliedert, während für die Zwecke der Ge-
schäftsbuchhaltungdie globale Erfassung nach Bestandskonten ausreichend ist. 

5.400 Die Bewertung des Matertalzugangs 

Die Bewertung des Zugangs erfolgt definitiv, sofern innerhalb des jeweiligen 
Buchungsmonats die Lieferantenrechnung vorliegt, sie erfolgt dagegen nur 
provisorisch, wenn im Monat des Materialeingangs die zugehörige Lieferanten­
rechnung noch nicht eingegangen ist. 
Definitiver Zugang 

Ausgangsbasis für die Bewertung des Zugangs durch die Materialverrechnung 
ist für die Menge der Materialeingangsschein und für den Wert die zugehörige 
Lieferantenrechnung. , 

Soweit Zugangsfrachten anfallen, so sind die Frachtwerte für die Material­
buchhaltung folgendermaßen erfaßbar: 

1) Bahnfrachten: aufgrund der Materialeingangsscheine, in welche die Emp­
fangsmagazine die Frachtwerte It. Frachtbrief bereits übertragen haben, 

2) Sonstige Frachten: aufgrund von Lieferantenrechnungen, die von den 
Frachtbeauftragten eingereicht werden. 

Die Ermittlung der Einstandspreise erfolgt durch Umrechnung des Rech­
nungsbetrages auf die abgenommene Menge. Maßgebend für die Bewertung ist 
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in jedem Falle die abgenommene und nicht die gelieferte Menge. Die Differenz 
zwischen diesen beiden Mengen muß den handelsüblichen Toleranzen ent­
sprechen. 

Bei der Ermittlung der Einstandspreise müssen häufig handelsübliche Dimen­
sionen auf betriebsübliche Dimensionen umgerechnet werden. Stab— und 
Formeisen z.B. werden nach Gewicht gehandelt, im Materialschlüssel und 
demzufolge bei allen Mengenberechnungen im Unternehmen nach Meter oder 
Stück verrechnet. Diese Umrechnungen sind betrieblich bedingt, denn Stab­
eisen, Bleche usw. werden im Bergbauunternehmen von den jeweiligen Ver­
brauchsstellen nach Meter und Stück verlangt. Würden die handelsüblichen 
Dimensionen im Unternehmen geführt, so müßte dieses Material bei der Aus­
gabe jeweils mit dem spezifischen Gewicht umgerechnet werden. Es ist ein­
leuchtend, daß dabei die Fehlerhäufigkeit durch Rechenungenauigkeiten — 
um soviel mal größer würden, als eine Liefercharge bei der Ausgabe in Teil­
mengen zerfiele. Die einmalige Umrechnung bei der Bewertung dagegen ist 
einfacher und sicherer. Ein weiterer Vorteil der Urnrechnung beim Warenein­
gang ist die Vereinfachung für die körperliche Aufnahme durch die permanente 
Inventur. Die Bestände können dabei ohne Umrechnung direkt gemessen 
werden. 

Die Einstandspreise lassen sich jedoch nicht immer direkt aus der Rechnung 
ermitteln, weil eine Lieferung meist mehrere Materialarten einschließt, so daß 
einzelne Rechnungsposten auf die Einzelmengen der Gesamtlieferung aufge­
schlüsselt werden müssen, und weil bei Abweichungen zwischen gelieferter 
und abgenommener Menge innerhalb der handelsüblichen Toleranzen der auf 
die Liefermenge lautende Rechnungsbetrag auf die abgenommene Menge um­
gerechnet werden muß. Diese Abweichungen nach oben oder unten erhöhen 
oder reduzieren den Einstandspreis pro Einheit. 

Für die zeitraubende Ermittlung des Einstandspreises sei hier als Beispiel eine 
Lieferung Bleche angeführt. Der Bewertungsgang geht aus den Auszügen von 
Bestellung, Rechnung und Eingangsschein hervor: 
1. Bestellung 

,,Schwarzbleche in Thomasgüte St. 33 in den drei Standardformaten nach 
Wahl. 
Grobbleche geglüht 

Mat.—Nr. kçj Einheitspreis Gesamtpreis 

DM DM 
602 3 mm 24.000 
602.... 6 mm _ 24.000 
602.... 12 rrim 18.000 
602.... 15 mm 12.000 

78.000 504,20 39.327;80 
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Die Preise gelten für Lieferung auf Frachtbasis Hauptgüterbahnhof ausschließ­
lich Aufpreise gemäß Aufpreislisten 

zuzüglich 3,75 DM/t Anhängebetrag 
abzüglich Frachtrückvergütung gemäß den Bestimmungen 

für revierferne Gebiete 

4 % Jahresrabatt vom Grundpreis, der an jeder 
Rechnung in Abzug gebracht wird. 

Versand erfolgt an das Zentralmagazin". 

Aus dieser Gesamtbestellung erfolgte eine Teillieferung, die mit den geliefer­
ten Teilmengen wie folgt in Rechnung gestellt wurde: 

Rechnung 

Gelieferte Menqe Aufpreis/t 

kg 

2.000 
2.410 
2.110 
1.200 

7.720 

DM 

33, -
23 , -

Hauptgüterbahnhof 
Mindermengen 

V. Frachtdifferenz 

Umlage PR 25/53 
Umlage Berlin 

Grundpreis/t 
DM 

484,-
24 , -

1,50 

3,25 
0,50 

Teilbetrag 
QM 

66, -
55,43 

3.736,48 
185,28 

4.043,19 
11,58 

4.031,61 
25,09 

3,86 

4.060,56 
./. F räch truck Vergütung 7,41 57,20 

4.003,36 

Die Ermittlung des Einstandspreises erfolgt dann auf dem Materialeingangs­
schein wie folgt: 

3. Materialeingangsschein 

Schwarzbleche TSt 33 

16 Tafeln 
5x1250x2500= 2000 kg 

16 Tafeln 
6x1250x2500= 2410 kg 

Menge 

m 2 

50, -

50 , -

Einheitspreis 

pro m 

21,43 

. 25,34 

Rechnungs­
betrag 

DM 

1.071,34 

1.267,11 
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7 Tafeln 
12x1250x2500= 2110 kg 

5 Tafeln 
15x1000x2000= 1200 kq 

21,875 

10,-

48,52 

60,36 

1.061,32 

603,59 

7720 kg 4.003,36 

55,43 
57,84 

1.166,44 

-
50,64 

1.021,24 

-
28,80 

580,80 

1.061,32 
48,52 

1,34 

603,59 
60,36 

1,67 

Zur Ermittlung des Einheitspreises in m2 ist jedoch folgende Nebenrechnung 
erforderlich: 

kg 2.200 2.410 2.110 1.200 

Aufpreis 66 , -
Mindermengen 48,— 
Grundpreis/4'% 968,-

Sumrre 1.082,- 1.279,71 1.071,88 609,60 

Summe 
x Koeff. 1.071,34 1.267,11 
Preis/m2 21,43 25,34 
Fracht/m2 0,56 0,67 

Koeff. 0,99014886 = 4.003,36 : 4.043,19 

Diesoermittelten Einstandspreisewerden in die Preiskartei übernommen, wenn 
sich Abweichungen gegenüber dem letzten Endbestandspreis ergeben. Bei 
gleichlautenden Preisen unterbleibt die Preisübernahme in die Preiskartei. 
Provisorischer Zugang 

Nicht zu jedem Materialeingang geht dem Unternehmen noch im Buchungs­
monat die entsprechende Lieferantenrechnung zu. Da jedoch unmittelbar nach 
dem Materialeingang vom Lager schon Abgänge durch Verbrauch erfolgen kön­
nen,ergibt sich die Notwendigkeit, diese Materialeingänge vor Buchungsschluß 
des jeweiligen Monats provisorisch zu bewerten, da sich sonst buchungsmäßig 
in der Bestandsrechnung negative Mengen und Werte ergeben können. 
In der von uns untersuchten Unternehmensgruppe müssen sämtliche Material­
eingangsscheine eines Buchungsmonats bis spätestens zum 16. - 17. des Folge­
monats bei der Lochkartenstelle der Materialverrechnung zur weiteren Bear­
beitung vorliegen. Etwa 2 bis 3 Tage vorher meldet die Rechnungsprüfung 
der Materialverrechnung den Rechnungsschluß, so daß zu diesem Zeitpunkt 
mit der provisorischen Bewertung der Eingangsschiene begonnen werden kann. 

Zur provisorischen Bewertung der Eingangsscheine bieten sich grundsätzlich 
drei Möglichkeiten an: 

1. Bewertung zu Bestellpreisen 
2. Bewertung zu letzten Einstandspreisen und 

3. Bewertung zu letzten Bestandspreisen. 
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Von der ersten Möglichkeit kann jedoch nicht immer Gebrauch gemacht wer­
den, obwohl die Bewertung zu Bestellpreisen die genaueste Art der Berech­
nung wäre. Aus den Klauseln der oben als Beispiel angeführten Bestellung 
geht aber ohne weiteres hervor.daß ein genauer Betrag je Einheit erst anhand 
der endgültigen Lieferantenrechnung ermittelt werden kann. Selbst bei einer 
annähernd genauen Errechnung des Einstandspreises anhand der Bestellunter­
lagen wäre es nach Eingang der Lieferantenrechnung erforderlich, eine Be­
wertung nach dieser Rechnung vorzunehmen. Es müßten also zwei aufwendige 
Arbeitsgänge durchgeführt werden. Aus diesem Grunde erscheint es auch ver­
tretbar, eine weniger zeitaufwendige Näherungslösung anzustreben, indem 
man die letzten Einstandspreise oder aber die letzten Endbestandspreise zur 
provisorischen Bewertung der Materialzugänge heranzieht. 
Nach Eingang der Lieferantenrechnung in einem der Folgemonate kann dann 
in dem betreffenden Buchungsmonat der endgültige Wert eingebucht und der 
provisorisch eingebuchte Betrag gleichlaufend ausgebucht werden. Die dabei 
evtl. entstehende Differenz wirkt wie ein mengenneutraler Wert—Zu— oder 
Abgang und beeinflußt den neuen Endbestandspreis. 

5.401 Die Bewertung des Materialabgangs 

Ausgangspunkt für die Bewertung des Materialabgangs sind die von den ver­
schiedenen Verbrauchsstellen ausgestellten Magazin—Ausgabescheine. Eine 
manuelle Bewertung erfolgt nur, soweit die zu bewertenden Materialabgänge 
Neubau—, Auftrags— und Einzugskonten, Rektifikationen und Neubelastun­
gen, also nicht Kostenstellen der Betriebsbuchhaltung betreffen, und zwar 
zentral durch die Materialverrechnungsstelle anhand der von den Magazinen 
hereingegebenen Material-Ausgabescheine. 

Alle übrigen Materialabgänge werden maschinell bewertet. Dazu lochen die 
Magazine die Daten der jeweils von ihnen aufgrund von Materialausgaben 
ausgestellten Material—Ausgabescheine direkt ab und geben die Lochkarten an 
die Zentrale Materialverrechnung weiter. Hier werden zur Bewertung des Ver­
brauchs in den einzelnen Kostenstellen des Unternehmens die letzten End­
bestandspreise im Marktsensing—Verfahren auf Lochkarten übertragen, die 
bereits mit statistischem Merkmal, Materialnummer und dem Endbestands­
preis des Vormonats vorgelocht sind, wenn der neue Endbestandspreis von 
dem des Vormonats abweicht. Diese Karten werden in der Lochkartenstetle 
dann zu den von den Magazinen ausgestellten (Mengen—) Ausgabekarten ge­
mischt und kommen mit diesen zur letzlich durchzuführenden Ausgabe-
Buchung. 

Die Bewertung selbst wird anhand der von der Materialverrechnungsstetle ge­
führten Preiskartei vorgenommen. In diese werden einmal die Materialein­
standspreise und zum anderen monatlich die Endbestandspreise, zu denen der 



65 

Materialabgang bewertet wird, übernommen. Die Einstandspreise werden er­
mittelt wie in Abschnitt 5.400 bereits dargestellt. Sie werden in die Preiskartei 
nur dann übernommen, wenn sie von den letzten Einstandspreisen abweichen. 
Die Endbestandspreise, d.h. die durchschnittlichen Endbestandspreise werden 
monatlich nach Materialnummern maschinell aus dem Lochkarten—Material 
der Bestandsrechnung maschinell aufgelistet und manuell in die Preiskartei 
übertragen. 

5.402 Der Bestandswert 

Der Materialwert ergibt sich bekanntlich aus der Fortschreibung 

von Anfangsbestand 

+ Zugang 
./. Abgang 

Endbestand. 

Im unkompliziertesten Fall, d.h. bei 

— niedrigem Anfangsbestand 
— gleichbleibendem Preisniveau 
— Bildung eines neuen Durchschnittspreises nach jedem Zugang für die Be­

wertung des Abgangs 
— nicht gegebener Notwendigkeit der Vornahme von Nachverrechnungen 
— Rechnungseingang gleichzeitig mit jeder Lieferung 
— Nichtauftreten von Bestandsunterschieden bei der permanenten Inventur 
— nicht gegebener Notwendigkeit der Vornahme von Abwertungen 
— Nichtauftreten von sog. ,,rollender Ware" am Bilanzstichtag 
— Nichtauftreten von Buchungsdifferenzen durch rechtzeitiges Bekanntwer­

den des letzten Endbestandswertes zur Bewertung des Abganges, 

dürften sich zwischen Einstandspreis und Endbestandspreis keine Abweichun­
gen ergeben. 

Diese Voraussetzungen sind in der Praxis jedoch nur in den seltensten Fällen, 
ja man kann sogar sagen praktisch nicht gegeben, so daß aus den angeführten 
Gründen ein Auseinanderklaffen des Einstandspreises und des Endbestands-
preises praktisch die Regel ist. 

Um Preisverzerrungen auszuschließen, ist es also erforderlich, daß die zustän­
digen Sachbearbeiter vor Anwendung des Endbestandspreises für die Bewer­
tung von Matertalabgängen die jeweiligen Preisabweichungen beobachten und 
gegebenenfalls entsprechende Korrekturen vornehmen. 
Folgende Fälle sind in der Relation Einstandspreis : Endbestandspreis möglich: 

— Einstandspreis= Endbestandspreis 

Das ist der oben bereits geschilderte Idealfall, der praktisch nicht vor­
kommt. Ein korrigierender Eingriff wäre in diesem Falle nicht erforder­
lich. 
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- Einstandspreis < Endbestandspreis 

Dieser Fall tritt ein, wenn der Abgang der vergangenen Periode zu niedrig 
bewertet wurde oder wenn Nachbelastungen erfolgt sind. Am Ende des 
Monats entsteht dadurch eine Differenz in Höhe von 

Endbestand x Einstandspreis ./. Endbestand x 
Endbestandspreis. 

Diese Differenz muß in den Folgemonaten, spätestens bis zum Ende des Wirt­
schaftsjahres, ausgeglichen sein. Dazu bieten sich folgende Möglichkeiten an: 

a) Der Abgangswert muß gegenüber dem letzten Endbestandswert noch erhöht 
werden, um eine langsame Anpassung zu erreichen, bis der Endbestands­
preis mindestens mit dem Einstandspreis auf gleicher Höhe liegt. Diese Me­
thode ist mit Ausnahme zum jeweiligen Ende des Wirtschaftsjahres immer 
möglich. 

b) Sofern sich die Abweichung bei hochwertigen Gütern ergibt, die in geringer 
Stückzahl an nur wenige Verbrauchsstellen gegeben werden, kann eine 
Nachbelastung der jeweiligen Kostenstellen durchgeführt werden. 

c) Die Wertdifferenz kann auf andere Stoffgruppen oder Materialnummern, 
bei denen die umgekehrte Relation eingetreten ist, umgebucht werden. 

d) Der überhöhte Endbestandswert kann bis auf die Anschaffungskosten ab­
gewertet werden. 

— Einstandspreis > Endbestandspreis 

Im Regelfall sind auch hier keine korrigierenden Eingriffe nötig, denn beide 
Preise werden sich à Ui longue einander angleichen. 

Bei allen Bewertungen des Materialabgangs zu anderen als den Endbestandspreì-
sen ist in erster Linie die Höhe der jeweiligen Bestände zu beachten, da bei ge­
ringen Beständen schneller negative Bestandswerte auftreten können, während 
größere Bestände Wertabweichungen eher aufzufangen imstande sind. 

5.41 Die Holzbewertung zu Verrechnungspreisen 

Für Holz werden drei verschiedene Bestandskonten geführt. Danach ist eine 
getrennte Bestandsführung des Holzes nach folgenden Gliederungskriterien ge­
geben : 

Bestandskonto 1: von Dritten verwendungsfertig bezogenes Gruben— und 
Schnittholz 

Bestandskonto 2: von Dritten bezogenes Stammholz, bestimmt zum ver­
wendungsgerechten Zuschnitt im eigenen Sägewerk. 

Bestandskonto 3: im eigenen Sägewerk zugeschnittene Hölzer verschiedener 
Dimensionen. 
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Abweichend von den bisher geschilderten Bewertungsverfahren wird bei der 
Bewertung des Abgangs von den Bestandskonten 1 und 2 mit Verrechnungs­
preisen operiert. 

5.410 Die Bewertung des Zugangs 

In gleicher Weise wie beim laufenden Material erfolgt die Verbuchung des Zu­
gangs bei innerhalb des jeweiligen Buchungsmonats vorliegender Lieferanten­
rechnung definitiv, bei fehlender Rechnung zunächst mit einem provisorischen 
Wert. 

Definitiver Zugang 

Eingehende Holzlieferungen werden nach Menge, Art und Dimension aufge­
nommen. Über die Aufnahme der Holzeingänge wird ein sog. Abnahmeschein 
ausgestellt. Nach Prüfung auf Übereinstimmung der Lieferung mit der zu­
grundeliegenden Bestellung werden die Daten des Abnahmescheines mittels 
Buchungsautomat abgelocht. Aus der dabei gewonnenen Lochkarte wird der 
entspr. ' Materiai<:in<|angsschein ausgedruckt, welcher der Materialverrech­
nungsstelle als Grundlage für die mengenmäßige Erfassung der Zugänge 
dient. 

Nach Eingang der zugehörigen Lieferantenrechnung wird der Material—Ein* 
gangsschein mit den Rechungsbeträgen bewertet. 

Unterschiede zwischen den abgenommenen und den fakturierten Mengen kön­
nen bei Holz nicht auftreten, da Toleranzen im Holzgeschäft nicht üblich 
sind und der Lieferant den Usancen entsprechend seine Rechnung erst auf­
grund des ihm vom jeweiligen Abnehmer zugesandten Abnahmescheines aus­
stellt. 

Eingangsfrachten und Zollgebühren werden aus den Frachtbriefen und Zoll­
papieren in die Materialeingangsscheine übernommen und anteilig auf die ein­
zelnen Holzgruppen umgelegt. 

Voraussehbare Frachtrückerstattungen, die von der Bundesbahn auf die Frach­
ten verschiedener Holzarten bei Erreichen einer bestimmten Einfuhrmenge ge­
wahrt werden, werden von den Gesamtfrachtkosten für die Anlieferung der 
in Frage kommenden Holzarten laufend abgesetzt, um Preisverzerrungen zu 
vermeiden, die dann entstehen würden, wenn man die Frachterstattungen erst 
bei deren Wirksamwerden in bloc für die Bewertung berücksichtigen würde. 
Provisorischer Zugang 

Fehlen am Tage des jeweiligen Buchungsabschlusses eines Monats noch Holz­
lieferanten—Rechnungen, die in diesen Monat gehören, so wird grundsätzlich 
nach den Preisen der vorliegenden Bestellungen bewertet. 
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In der Regel liegen für Holzlieferungen langfristige Rahmenverträge vor, so daß 
ohnehin nicht mit erheblichen Preisschwankungen zu rechnen ist. 
Geringe Abweichungen können sich jedoch z.B. dadurch ergeben, daß Holz­
lieferungen nicht aus den vertraglich vorgesehenen Regionen erfolgen und da­
mit eventuell vereinbarte Entfernungszuschläge je nach tatsächlicher Entfer­
nung zwischen Versand— und Empfangsort mehr oder weniger als vorgesehen 
zum Zuge kommen. 

Abweichungen zwischen provisorischer und definitiver Zugangsbewertung 
werden in gleicher Weise ausgeglichen wie für sog. laufendes Material (vgl. 
dazu unsere Ausführungen in Abschnitt 5.400). 

5.411 Die Bewertung des Abgangs 

Ausgangsbasis für die Bewertung des Abgangs sind die von den Verbrauchs­
stellen ausgestellten Holz-Ausgabescheine. 

Die Daten dieser Scheine werden zentral mittels Buchungsautomat mit ange­
schlossenem Kartenlocher abgelocht. Die dabei anfallenden Lochkarten die­
nen der Mengenfortschreibung innerhalb der Bestandsrechnung. 

Zur wertmäßigen Fortschreibung erstellt die Materialverrechnungsstelle mo­
natlich sog. Preiskarten, in welche die Materialnummer, der sog. Koeffizient 
und der in dem zu verrechnenden Monat anzusetzende Einheitspreis manuell 
eingetragen werden. 

Auch die Daten dieser Karten werden abgelocht und die dabei gewonnenen 
Lochkarten dann für die maschinelle Bewertung der Abgänge zu den Mengen— 
Ausgabekarten gemischt. 

Der in die Preiskarten eingetragene Koeffizient ist der Umrechnungsfaktor auf 
cbm der nach Stückzahl gelieferten Hölzer, deren Dimension aus der jewei­
ligen Materialnummer hervorgeht. 

So bedeutet z.B. der Koeffizient 6362 zu der Material-Nummer 101.250.18, 
daß ein sog. Nadelstempel der Materialgruppe 101 mit einer Länge von 250 cm 
und einem Durchmesser von 18 cm einen cbm—Inhalt von 0.06362 hat. 
Aus der Multiplikation von Koeffizient und Stückzahl ergibt sich jeweils die 
mit dem Einheitspreis zu verrechnende Menge. 

Nach den uns aus der Zugangsbewertung bekannten Faktoren müßte der in 
der Ausgangsbewertung anzusetzende Einheitspreis eigentlich dem Endbe-
standspreis It. Bestandsfortschreibung entsprechen. Das ist jedoch in der 
Praxis nur bei dem vom Handel verwendungsgerecht bezogenen Schnittholz 
der Fall. 
Schnittholz wird jedoch gewöhnlich nur in geringen Mengen bezogen. Der 
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Hauptbedarf an Schnittholz muß entsprechend den jeweils vorliegenden be­
sonderen Wünschen der Verwendungsstellen aus zugeliefertem Stammholz 
im eigenen Sägewerk zugeschnitten werden. 

Da also die Schnittholzbestände aus dem genannten Grunde gering sind, er­
gibt sich für diese Bestände zwangsläufig die Anwendung gewogener Durch­
schnittspreise als einzig brauchbaresBewertungsverfahren. Bei anderen Be-. 
wertungsverfahren bestünde zu leicht die Gefahr des Ausweises überhöhter 
oder negativer Bestände. 

Der größte Anteil am gesamten Holzbedarf eines Bergbauunternehmens ent­
fällt auf das zu Ausbauzwecken unter Tage verwendete Grubenholz. Dieses 
Holz wird im Abgang zu Verrechnungspreisen bewertet, die von der Material-
verrechnungsstelle von Zeit zu Zeit ermittelt und festgesetzt werden. Die 
Festsetzung dieser Verrechnungspreise orientiert sich 

a) am voraussichtlichen Jahreseinkaufspreis, 

b) am jeweils letzten Endbestandspreis und 
c) an der aufgelaufenen Differenz aus: 

Menge x Anschaffungspreis ./. Menge x Endbestandspreis. 
Das Rechnen mit über einen längeren Zeitraum gleichbleibenden Verrech­
nungspreisen ist abrechnungstechnisch einfacher und bringt zudem den Vor­
teil mit sich, daß nicht jede kurzfristige Preisschwankung in die Betriebsab­
rechnung der Grubenbetriebe eingeht. 

Abweichungen zwischen dem letzten Endbestandspreis und dem Verrech­
nungspreis wirken sich in Anbetracht der hohen Bestände, die in den Gruben­
holzarten gehalten werden müssen, nicht wesentlich auf die einzelne abgegebe­
ne Holzeinheit aus. 

Das als Einsatzholz im eigenen Sagewerk verarbeitete Stammholz wird eben­
falls zu Verrechnungspreisen bewertet. 

Da die voraussichtliche Einsatzmenge in der Regel am Jahresanfang übersehen 
werden kann, läßt sich der Verrechnungspreis mit hinreichender Genauigkeit 
abschätzen, so daß hier zwischen Endbestandspreis und Verrechnungspreis 
kaum Differenzen auftreten können. 

Die im eigenen Sägewerk zugeschnittenen Hölzer werden auf die Bestands­
konten zu Verrechnungspreisen übernommen, die für längere Zeit unverändert 
bleiben. Diese Verrechnungspreise werden ausgerichtet an den Handelspreisen, 
die ohne Schwierigkeit aus den Rahmenverträgen ersehen werden können, die 
für alle gängigen Holzsortimente mit dem Holzhandel abgeschlossen werden. 
Auch der Schnittholzverbreuch der Grubenbetriebe wird zu diesen Verrech­
nungspreisen bewertet. Diese Handhabung entspricht im übrigen dem betriebs­
wirtschaftlichen Grundsatz, in eigener Regie erzeugte Produkte nicht höher zu 
bewerten als zu ihrem jeweiligen Marktpreis. 
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5.412 Der Bestandswert 

Wir haben in Abschnitt 5.402 bereits zur Problematik der Bestandswerte Stel­
lung genommen. Wir haben dabei die Gründe aufgezählt, die zu Differenzen 
zwischen Einstands- und Endbestandspreis führen können und auch die Mög­
lichkeiten genannt, die zum Ausgleich derartiger Differenzen gegeben sind. 
Diese Ausführungen gelten für die zu Verrechnungspreisen bewerteten Holz­
bestände in gleicher Weise. Ergänzend sei an dieser Stelle lediglich angeführt, 
daß die Anwendung von Verrechnungspreisen über die in Abxhnitt 5.402 ge­
nannten ein weiterer Grund sein kann für die Entstehung von Differenzen 
zwischen Einstands- und Endbestandspreis. 

5.42 Die Einzelbewertung von Spezialbetriebsmaterialien 

Unabhängig von seinem Wert gilt jedes Material als sog. Spezialbetriebsmate-
rial, das nicht verschlüsselt ist. Gründe dafür, daß eine Materialart nicht in den 
Materialschlüssel aufgenommen wurde, können sein: 

a) das Material wird nicht laufend und nicht von allen Betrieben des Unter­
nehmens gebraucht, 

b) das Material ist erstmalig angefordert worden und seine Eignung als sog. 
laufendes Material, d.h. die Notwendigkeit, dieses Material in den Material­
schlüssel aufzunehmen, kann noch nicht übersehen werden. 

Die Hauptmerkmale des Spezialbetriebsmaterlals sind also: 

unregelmäßig benötigt, 

nicht bevorratet, 
nur einzeln beschafft nach Anforderungsschein. 

Spezialbetriebsmaterial gibt es innerhalb sämtlicher Materialgruppen. 
Da sich das Spezialbetriebsmaterial über die genannten Merkmale hinaus 
nicht nach weiteren Gesichtspunkten zusammenfassen läßt, ist dafür eine 
Bewertung mit gewogenen Durchschnittspreisen wie beim sog. laufenden 
Material ausgeschlossen. 

Aus diesem Grunde wird Spezialbetriebsmaterial einzeln bewertet, d.h. der 
jeweiligeEinstandswertistgleich dem Abgangswert. Der jeweilige Endbestands-
wert entspricht also in jedem Falle genau den Anschaffungskosten. 

5.420 Die Bewertung des Zugangs 

Aus dem bereits in Abschnitt 5.400 geschilderten Grunde ergibt sich auch 
beim Spezialbetriebsmaterial die Notwendigkeit definitiver und provisorischer 
Bewertung. 

Definitiver Zugang 

Nach Rechnungseingang noch im Materialzugangsmonat wird der zugehörige 
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Materialeingangsschein mit dem gesamten Rechnungsbetrag bewertet. Besteht 
der Materialeingang aus mehreren Teilen, wie das gewöhnlich bei Ersatzteil­
lieferungen der Fall ist, so unterbleibt zweckmäßigerweise die Aufteilung des 
Rechnungsbetrages auf die einzelnen Stücke der Lieferung dann, wenn die 
Gesamtiieferung, wie es der Regelfall ist, an einen Betriebsbereich ausgegeben 
wird. 

Eventuell spater eingehende Fracht— oder Zollrechnungen werden durch ent­
sprechende Nachbelastungen reguliert. Die verbrauchsgerechte Zurechnung ist 
dadurch garantiert, daß beim Spezialbetriebsmaterial sämtliche Belege und 
Nachweisungen mit der Bestell—Kennziffer der jeweils anfordernden Dienst­
stelle versehen werden. 

Provisorischer Zugang 

Sofern zum Buchungsschluß eines Monats Rechnungen zu Lieferungen von 
Spezialbetriebsmaterial noch nicht vorliegen, so ist eine provisorische Zugangs­
bewertung nur zu den Preisen It. vorliegender Bestellkopie möglich. 
Also: Die definitive Bewertung von Materialzugängen erfolgt zum Gesamtbe­
trag der eingereichtenLieferantenrechnung, während die provisorische Be­
wertung zum Gesamtbestelltwert vorgenommen wird. 

Nennenswerte Abweichungen zwischen Bestelltwert und Rechnungswert er­
geben sich bei Spezialbetriebsmaterial in der Regel nicht, so daß ein Ausgleich 
zwischen provisorischer und definitiver Bewertung vielfach nicht erforderlich 
ist. 

Wenn jedoch Differenzen zwischen Bestell - und Rechnungswert auftreten, 
so werden sie im jeweiligen Folgemonat unter der betreffenden Bestell—Num­
mer storniert oder nachbelastet. 

5.421 Die Bewertung des Abgangs 

Da Spezialbetriebsmaterial jeweils nur für einen ganz bestimmten Verwen­
dungszweck bestellt wird, schlägt es sich in der Regel sofort um. 
Nur in seltenen Fällen geht die zugehörige Lieferantenrechnung gleichzeitig 
mit der Materiallieferung ein. Abweichend von den in den Abschnitten 5.40 
und 5.41 geschilderten Verfahrensweisen ergibt sich hier aus diesem Grunde 
dieNotwendigkeit.auch den Material—Ausgabeschein zunächst provisorisch mit 
den Preisen It. der dieser Lieferung zugrundeliegenden Bestellung zu bewerten, 
denn für Spezialbetriebsmaterial steht weder ein gewogener Durchschnittspreis 
noch ein Verrechnungspreis zur Verfügung. Eventuelle Abweichungen, die 
sich zwischen Rechnungswert und ßestellwert nachträglich ergeben, können 
nur durch entsprechende Gutschriften resp. Lastschriften auf den Konten der 
Verbrauchsstellen ausgeglichen werden. 
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5.422 Der Bestandswert 

Durch die gleiche Bewertung von Zugang und Abgang entspricht beim Spezial-
betriebsmaterial der Endbestand an irgendeinem Stichtag in jedem Fall den 
tatsächlichen Anschaffungskosten des in Frage stehenden Materials. 

5.5 Die Beurteilung der im deutschen Bergbau angewandten 
Bewertungsverfahren 

Als grundsätzlichste Feststellung aufgrund der von uns durchgeführten Unter­
suchung gilt wohl die, daß die deutschen Bergbauunternehmen für die ver­
schiedenen Zwecke der Bewertung, d.h. für Handelsbilanz, Steuerbilanz und 
Kostenrechnung, keine verschiedenen Bewertungsverfahren anwenden. Even­
tuelle Wertabweichungen vom Endsaldo der Kontenklasse 3 gegenüber dem 
Ausweis der Vorräte in der Bilanz werden global durch Wertberichtigungen 
vorgenommen und berühren nicht die grundsätzliche Bewertungsarbeit. 
Somit ist unter diesem Gesichtspunkt der Aufwand für die Bewertungsarbeit 
auf ein Minimum beschränkt. 

1st auf dereinen Seite die einheitliche Bewertung für die verschiedenen Zwecke 
auch grundsätzlich als Vorteil zu werten, so stehen dem auf der anderen 
Seite jedoch einige Nachteile gegenüber, die sich teilweise aus den angewand­
ten Verfahren zwangsläufig ergeben, teilweise aber auch aus der Durchfüh­
rung dieser Bewertungsverfahren resultieren. Diese Nachteile wirken sich 
hauptsächlich in der Kostenrechnung aus.--

Der größte Nachteil für die Kostenrechnung bei Anwendung der genannten 
Bewertungsverfahren besteht darin, daß Preisschwankungen auf dem Be­
schaffungsmarkt das Kostengebaren der Betriebe verzerren können. Die unter­
schiedliche Höhe des ausgewiesenen Materialverbrauchs ist nicht Ausdruck 
von reinen Mengenänderungen. Dadurch gelangen Faktoren in die Kosten­
rechnung, für die der Betrieb nicht verantwortlich ist, die jedoch dessen 
Kostenstellen belasten. Ein Zeitvergleich und Betriebsvergleich wird dadurch 
erschwert. 

Über die Preisschwankungen des Beschaffungsmarktes hinaus werden durch 
die provisorischen Bewertungen infolge Fehlens von Lieferantenrechnungen 
Ungenauigkeiten verursacht in der Weise, daß Abweichungen zwischen pro­
visorischer und definitiver Bewertung als Werte ohne Mengen in Form von 
Preiserhöhungen oder —minderungen im jeweiligen Folgemonat wirksam 
werden. 

Das gleiche gilt auch für nachträgliche Belastungen oder Gutschriften. Ver­
brauchsstellen gleicher Materialien werden auf diese Weise in verschiedenen 
Monaten in unterschiedlicher Höhe belastet. 
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Die Durchführung der Bewertung zu gewogenen Durchschnittspreisen ist um­
ständlich, außerordentlich zeitaufwendig und somit für die Termingestaltung 
der Materialverrechnung nachteilig. Die Preise pro Einheit sind nicht immer 
unmittelbar aus der Lieferantenrechnung zu entnehmen, sondern müssen 
häufig erst durch umfangreiche Rechenarbeiten gewonnen werden. Abwei­
chungen zwischen abgerufenen und gelieferten Mengen komplizieren diese 
Arbeit noch zusätzlich. Diese Rechenarbeiten sind zudem einer maschinellen 
Verarbeitung nicht zugänglich, und binden Personal, d.h. verursachen erheb­
liche Arbeitskosten. Provisorische Bewertungen bedeuten Doppelarbeit. Wert­
ansätze für die Zu— und Abgänge liegen aus diesen Gründen in der Material­
buchhaltung nicht vor Mitte des jeweiligen Folgemonats vor, so daß erst nach 
diesem Termin mit der Verrechnung begonnen werden kann. Die Betriebe 
sind jedoch an einer zeitnäheren Auswertung sehr interessiert. 
Ein weiterer Nachteil ist das monatlich notwendige Abstimmen der Einstands­
preise mit den Endbestandspreisen des Vormonats vor deren Anwendung für 
die Materialabgangs—Bewertung sowie die jeweils notwendigwerdenden Über­
tragungen der Endbestandspreise in die Preiskartei. Der letztere Nachteil ist 
lediglich bei der praktizierten Holzbewertung zu Verrechnungspreisen weit­
gehend aufgehoben, da für diese Bewertungen die Preiskartei nur selten ge­
ändert werden muß. 

5.6 Möglichkeiten einer Festpreisrechnung im Hinblick auf die 
Ausschaltung der durch die praktizierten Bewertungsmethoden 
gegebenen Nachteile 

tn unserer Beurteilung der im deutschen Bergbau angewandten Bewertungs­
verfahren in Abschnitt 5.5 kommen wir zu dem Ergebnis, daß trotz einer 
weitestmöglichen Vereinheitlichung und trotz Einsatz von Lochkartenmaschi­
nen die Bewertungsergebnisse eine Reihe von Mängeln aufweisen und in ge­
wissem Sinne sogar als unbefriedigend angesehen werden müssen. 
Es stellt sich uns damit zwangsläufig die Frage, in welcher Weise wir die Be­
wertungsprobleme besser lösen können. 

Dabei bietet sich uns zur Ausschaltung der in Abschnitt 5.5 bereits dargelegten 
Mängel und Nachteile lediglich die sog. Festwertrechnung an. 
Durch die Anwendung von Festpreisen, die über längere Zeit hinweg konstant 
gehaltenwerden,ist es nämlich möglich, störende Preiseinflüsse aus der Kosten­
rechnung fernzuhalten. Durch den mittels Festwerten erreichten gleichmäßi­
gen Wertansatz ist in der Kostenrechnung aus den Materialverbrauchswerten 
der einzelnen Kostenstellen das Mengengerüst des jeweiligen Materialverbrauchs 
ableitbar. Das Kostengebaren der Betriebe wird dadurch transparent, Zei t-
und Betriebsvergleiche liefern echte Zahlen zur Unternehmensdisposition. 
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Die sich ergebenden Unterschiede /wischen Anfangs- und Endbeständen 
sind ausschließlich Ausdruck reiner Mengenänderungen. 9) 
Auch Abrechnungen werden bei der Anwendung von Festpreisen wesentlich 
vereinfacht, die Auswertung dieser Abrechnungen läßt sich zudem erheblich 
schneller durchführen. 

Eine einmal angelegte Preiskartei hat bei der Festpreismethode grundsätzlich 
mehrere Jahre Gültigkeit. Dadurch*kann jeweils nach Monatsschluß sofort 
mit der Verrechnung begonnen werden. Die Materialeingangsscheine könnten 
bei Vorliegen von Festpreisen ebenso wie heute schon die Material—Ausgabe­
scheine auf den Buchungsautomaten der einzelnen Magazine dezentral abge­
locht und mit diesen unmittelbar zur zentralen maschinellen Auswertung an 
die Lochkiirtenstelle der Materialverrechnung gegeben werden. 

5.60 Die Bildung von Festpreisen 

Bei der Bildung von Festpreisen stehen zunächst drei Fragen im Vordergrund, 
und zwar 

1. welche Materialien sollen in die Festpreisrechnung einbezogen 
werden ? 

2. auf welcher Basissollen die Festpreise gebildet werden? 

3. wie lange sollen die gebildeten Festpreise Gültigkeit haben? 
UmdieAuswirkungenvonSchwankungenderKostengüterpreiseaus der Kosten­
rechnung gänzlich auszuschalten, wäre es grundsätzlich erforderlich, für alle 
vom Markt bezogenen Kostengüter Festpreise zu bilden. In der Praxis ist die­
ses Erfordernis jedoch nicht in dem Maße, wie es theoretisch richtig wäre, 
zu realisieren. 

Für verschiedene Kostengüterarten ist die Einbeziehung in ein Festpreissystem 
entweder unmöglich oder unwirtschaftlich. Ausschlaggebend für die Auswahl 
der in ein Festpreissystem einzubeziehenden Güterarten ist nach Kilger 10) 
die Mengenkomponente der Gleichung 

Kosten = Menge x Preis. 
Demzufolge sind also alle Güter, denen ein festumrissenes Mengengerüst 
fehlt, aus der Festpreisrechnung auszuklammern. 

Diese Einschränkung würde, auf die von uns untersuchte Unternehmensgruppe 
bezogen, die Ausklammerung des sog..Spezialbetriebsmaterials aus der Fest­
preisrechnung bedeuten. 

Wie wir gesehen haben, gehören zum Spe/ialbetriebsmaterial vielfach Maschi­
nen, maschinelle Anlagen und Geräte, die nur auf Anforderung, also in relativ 
geringen Stückzahlen, bezogen werden. Diese Materialien verändern sich zu­
dem von einem Beschaffungszeitpunkt zum anderen in ihrer qualitativen und 

9) Vgl. Kilger, W., Flexible Plankostenrechnung, Köln und Opladen 1961 

10) w.o. 
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funktionalen Beschaffenheit infolge verbesserter Fabrikationsmethoden oder 
infolge funktionaler Verbesserungen aufgrund des technischen Fortschritts, so 
daß sie auch aus diesem Grunde für eine Festpreisrechnung nicht in Betracht 
kommen. 

Von den bergbaulichen Materialkategorien kämen also nur das sog. laufende 
Material und das Holz für eine Bewertung zu Festpreisen in Frage. Den Mate­
rialien dieser Kategorien liegt ein festumrissenes Mengengerüst zugrunde, d.h. 
sie werden regelmäßig in größeren Stückzahlen bezogen, und sie sind kosten-
mäßigsobedeutsam,daß deren Preisschwankungen, sofern sie nicht abgefangen 
würden, die effektive Kostengebarung der einzelnen Verbrauchsstellen ver­
wischen würden. 

Bei der Anwendung einer Festpreisrechnung auf diese beiden Materialkate­
gorien wären rd. 70 % des Gesamtmaterialverbrauchs eines Bergbauunterneh-
mßns in dieses Bewertungssystem einbezogen. 

Als nächstes stellt sich nun die Frage, auf welcher Basis die Festpreise gebil­
det werden sollen. Es bieten sich dafür grundsätzlich zwei Möglichkeiten an: 

1. die Bildung von Festpreisen, die von den Gegebenheiten des Beschaffungs­
marktes vollkommen losgelöst sind; 

2. die Bildung von Festpreisen auf der Basis der zu einem bestimmten Zeit­
punkt gegebenen Marktpreise. 

Vom Beschaffungsmarkt losgelöste Festpreise sind als reine Rechenziffern zu 
betrachten. Das Ziel der Festpreisrechnung wäre an sich damit zu erreichen, 
denn das Kostengebaren der Betriebe käme deutlich zum Ausdruck und die 
Abrechnungstechnik würde wesentlich vereinfacht. Doch kann es natürlich 
nicht Sinn einer Festpreisregelung sein, derart von der Wirklichkeit zu ab­
strahieren. Bei einer derartigen Verfahrensweise hätten Preisabweichungen 
keinerlei Anpassungsfähigkeit mehr und die Gegenwartsnähe der Kostenrech­
nung im Hinblick auf die Kostengüterpreise würde stärker verloren gehen als 
mit allen anderen Wertansätzen. 

Aus diesen Gründen besteht denn auch das allgemein bevorzugte Verfahren 
darin, für sämtliche Materialien, die in ein Festpreissystem einbezogen werden 
sollen, ein bestimmtes, einheitliches Preisniveau zugrunde zu legen. Hierbei 
ist naturgemäß darauf zu achten, daß als Festpreisbasis nur solche Preise an­
gesetzt werden, die sich bei ruhiger Marktentwicklung auf einer bestimmten, 
in etwa gleichbleibenden Höhe eingependelt haben. Um das Wertgefüge nicht 
zu verfälschen, ist es darüber hinaus erforderlich, neu in das Festpreissystum 
einzubeziehende Materialien — das sind solche, die bei Einführung des Fest­
preissystems noch nicht im MateriaIsehlüsseI enthalten waren — auf das den 
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Festpreisen zugrundegelegte Preisniveau umzurechnen. 
Eine weitere Problematik der Pestpreisrechnung liegt in der Frage, wie lange 
man einmal ermittelte Festpreise beibehalten soll. Grundsätzlich ergibt sich 
aus der Zielsetzung der Festpreisrechnung, nämlich Zeitvergleiche möglich zu 
machen, zwingend die Forderung, einmal gewählte Festpreise über längere 
Zeit hinweg unverändert beizubehalten. 11) 
Bei positionsweiser Verrechnung ist die Notwendigkeit einer Änderung über­
haupt nicht, bei gruppenweiser Verrechnung jedoch erfahrungsgemäß im je­
weiligen Zeitabstand von etwa 3 — 5 Jahren gegeben. Eine allgemein und für 
jeden Betrieb gültige Formel für den Turnus der jeweiligen Änderung von 
Festpreisen läßt sich allerdings nicht aufstellen. 

Großbetriebe werden jedenfalls dazu neigen, ihre einmal ermittelten Festpreise 
möglichst lange beizubehalten, denn bei der Vielzahl der von ihnen verbrauch­
ten Materialien erfordert die jeweilige Neuermittlung von Festpreisen einen 
ganz erheblichen Arbeitsaufwand. 

5.61 Die Durchführung der Festpreisrechnung 

Bei Einführung einer Festpreisrechnung müßten die Bestandskonten, die der 
Materialgruppeneinteilung entsprechen, je nach der Zusammensetzung der 
einzelnen Preisgruppen, weiter in Unterkonten gegliedert werden. Außerdem 
müßte eine gleiche, in der Einteilung korrespondierende Anzahl von Preis­
differenzkonten eingerichtet werden, die in der Kontenklasse 3 zu führen 
wären. 

In der praktischen Durchführung der Festpreisrechnung müssen zunächst alle 
eingehenden Lieferantenrechnungen vor der Verbuchung mit den gewählten 
Festpreisen bewertet werden. 
Der anschließende Buchungsvorgang ist wie folgt durchzuführen: 

— Verbuchung des Rechnungsbetrages 

per Preisdifferenzkgnto 
an Kreditorenkonto 

— Verbuchung des Festpreises 
per Bestandskonto 

an Preisdifferenzkonto 
Auf diese Weise sind folgende Erkenntnisse aus den angesprochenen Konten 
ableitbar: 

a} Saldo Preisdifferenzkonto 
+ Saldo Bestandskonto 
= Einstandskosten des Bestandes 

111 Vgl. Jenni, P., Materialrechnung, Bern 1962 
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b) Sollseite Preisdifferenzkonto : Habenseite Preisdifferenzkonto 
= Kostenindex. Der Kostenindex dient zur Ermittlung der 
Preisabweichung im Einstandswert des Gesamtbestandes gegen­
über dem den Festpreisen zugrunde gelegten Preisniveau. 

c) Sollseite der Verkehrszahlen des Preisdifferenzkontos des 
letzten Monats : Habenseite der Verkehrszahlen des Preis­
differenzkontos des letzten Monats = Zugangsindex. Der je­
weilige Zugangsindex kennzeichnet die Preisabweichungen der 
Materialeinkäufe des letzten Monats gegenüber dem den Fest­
preisen zugrunde liegenden Preisniveau. 

Je nach den individuellen Bedürfnissen der einzelnen Unternehmungen lassen 
sich noch weitere Relationen herstellen und daraus entsprechende Erkennt­
niswerte ableiten. 

Die Einführung einer Festpreisrechnung bedingt nachfolgende organisato­
rische Maßnahmen und Verfahrensweisen: 

1. Materialanforderungen dürfen nur Materialien einer Preisgruppe enthalten; 
2. Bestellungen müssen jeweils auf gleiche Preisgruppenbeschränkl bleiben; 
3. Lieferantenrechnungen dürfen nur dann akzeptiert werden, wenn sie nach 

Preisgruppen getrennt ausgestellt und eingereicht werden; 
4. Sämtliche eingehenden Materiallieferungen müssen monatlich abgerechnet 

werden, d.h. Lieferantenrechnungen dürfen nur Materiallieferungen eines 
Monats zugrunde liegen; 

5. Material—Eingangs— und Ausgabescheine sind jeweils getrennt für Materia­
lien einer Preisgruppe auszustellen. 

Die wesentlichsten organisatorischen und personellen Veränderungen im Zu­
sammenhang mit der Einführung der Festpreisrechnung sind in der Rechnungs­
prüfung notwendig, und zwar in Zusammenhang mit der erforderlichen Anglie-
derung eines sog. Eingangsbüros, dem folgende Aufgaben zufallen: 

a) Annahme und Registrierung sämtlicher Bestellkopien, 
b) Annahme, Numerierung und Registrierung aller eingehenden Lieferanten­

rechnungen; Erstellen der dazu notwendigen Buchungsbelege, 
c) Annahme aller Materialeingangsscheine, 
d) Vorbereiten der Lieferantenrechnungen zur Verbuchung, 

e) Weiterleiten der Rechnungs— Originale zur Verbuchung an Geschäfts— und 
Betriebsbuch haitung, 
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f) Weiterleiten der Rechnungs—Duplikate mit den zugehörigen Material-
Eingangsscheinen an die zuständigen Rechnungsprüfer, 

g) Weiterleiten der nach Verbuchung von der Geschäfts- bzw. Betriebsbuch­
haltung zurückerhaltenen Rechnungs—Originale an die zuständigen Rech­
nungsprüfer, 

— nach der rechnerischen und materiellen Prüfung haben die Rechnungs­
prüfer die gebuchten mit den geprüften Rechnungen zu vergleichen und 
bei Wertabweichungen entsprechende Belege zur Verbuchung der Dif­
ferenzwerte auszuschreiben -

h) Ablegen der Rechnungs-Originale und Weiterleiten der Rechnungs—Dup­
likate an die Materialbuchhaltung nach Rückerhalt von den Rechnungsprü­
fern, 

i) Bestimmen des Netto-Einstandswertes je Malerialposition für das zu Fest­
preisen abgerechnete Material, 

j) Führen einer Preiskartei für das zu Festpreisen abgerechnete Material, 

— mit dieser Preiskartei ist eine Überwachung der Einstandspreise der be­
zogenen Materialien möglich -

k) Bestimmen der Festpreise für erstmalig bezogene Materialien. 

Alle übrigen organisatorischen Änderungen sind nicht erheblicher Natur. 

In den Arbeitsabläufen der Magazine werden keinerlei Änderungen notwendig. 

In der Buchhaltung ist über die bereits genannten notwendigen Ergänzungen 

hinaus lediglich noch die erforderliche Unterteilung der Bestandskonten ent­

sprechend der Anzahl der bestehenden MateriaIpreisgruppen erwähnenswert. 

Auch in der maschinellen Abrechnung ergeben sich, abgesehen von veränderten 
Rechen— und Sortiervorgängen, keine nennenswerten Veränderungen. 

6 Die Materialrechnung 

Als weitere Maßnahme im Hinblick auf die gestellte materialwirtschaftliche 
Aufgabe, nämlich die Erreichung des materialwirtschaftlichen Optimums, ist 
die Einrichtung einer zweckmäßigen Materialrechnung erforderlich, mit deren 
Hilfe die notwendige Kontrollfunktion über die Materialbewegungen im Be­
trieb ausgeübt werden kann. 

Zur Durchführung dieser Kontrollaufgabe wurde von Wissenschaft und Praxis 
eine Fülle unterschiedlicher Formen der Materialrechnung entwickelt. 1) 
Diese Verschiedenartigkeit ist vornehmlich bedingt durch die Unterschiede im 
jeweiligen ,Betriebsprozeß, im Materialsortiment u.a. betrieblichen Daten, sie 

1) Vgl. Fein, E., Die Lagerbuchhaltung, Zürich o.J. 
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ergibt sich aber auch aus dem durch die jeweilige Unternehmensleitung gestell­
ten Rechnungsziel und anderen individuellen Wünschen. 
Damit wird offenkundig, daß die konkrete Materialrechnung stets den indi­
viduellen Gegebenheiten des Betriebes angepaßt sein muß, und daß nur die 
Beantwortung der grundsätzlichen Fragen der Materialrechnung Anspruch auf 
Allgemeingültigkeit erheben kann. 

6.0 Die Matertalrechnung als Teil des betrieblichen Rechnungswesens 

Das betriebliche Rechnungswesen wird gewöhnlich in drei Hauptgebiete 

1. Geschäftsbuchhaltung als Aufwands- und Ertragsrechnung, 

2. Betriebsbuchhaltung als periodische Kosten— und Leistungsrechnung, 

3. Kalkulation als Stückkostenrechnung, 

4. Statistik und 
5. Planungsrechnung 

eingeteilt. Dazu kommen Hilfsrechnungen, die sowohl der Geschäfts— als 
auch der Betriebsbuchhaltung vorgelagert sind. Hierzu gehören 

a) Materialrechnung 

b) Lohnrechnung und 

c) Anlagenrechnung, 

in denen die drei größten Posten der Aufwands- bzw. Kostenrechnung, näm­
lich die Materialien, die Löhne und Gehälter sowie die Abschreibungen erfaßt 
und weiterverrechnet werden. 2) 

Die Materialrechnung ist also.nur eine Hilfsrechnung, doch kommt ihr im Ge­
samtgefüge des betrieblichen Rechnungswesens erhebliche Bedeutung zu, und 
zwar 
in der Finanzbuchhaltung 

dort dienen die Zahlen der Materialrechnung zur Feststellung der Materialbe­
stände in der Bilanz sowie des Materialaufwandes in der Gewinn— und Verlust­
rechnung, 

in der Betriebsbuchhaltung 

dort dienen die Zahlen der Materialrechnung zur Ermittlung des Betriebserfol­
ges. 

Die Bedeutung der Materialrechnung ist allein schon daraus zu ersehen, daß 
ihr in den deutschen Kontenrahmen eine ganze Kontenklasse, nämlich die 
Kontenklasse 3. zur Verfügung steht, und zwar sowohl im sog. Reichskonten­
rahmen von 1937 als auch im Gemeinschaftskontenrahmen von 1949. 

2) V g l . G roch la , E., Ma te r i a lw i r t s cha f t , Wiesbaden 1 958 
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lnnerhalbder Kontenklasse3,die im Gemeinschaftskontenrahmen als „Stoffe-
Bestände" bezeichnet wird, kann die Materialrechnung also auf das gesamte 
mögliche Kontengefüge zurückgreifen. 

Dessen Gliederung in Kontengruppen, Kontenarten, Konten und evtl. Unter­
konten wird in den Betrieben, entsprechend den konkreten Verhältnissen, 
sehr unterschiedlich gehandhabt. 

Das Kontengefügewirdjeweils nicht nur von der Betriebsgröße, der Anzahl der 
Materialarten, sondern auch von der Aufbereitungsnotwendigkeit des anfallen­
den Zahlenmaterials für die durchzuführenden Kontrollaufgaben abhängen. 
Während die Materialrechnung in der Regel zu ganz tiefen Gliederungen der 
Konten tendiert, wird man sich in der Betriebsbuchhaltung mit den 
Kontenarten oder sogar mit den Kontenartengruppen zufriedengeben kön­
nen. In der Finanzbuchhaltung versucht man im allgemeinen, die Material­
konten bis zu wenigen, manchmal sogar zu einem einzigen Konto zusammen­
zufassen. 

6.1 Die Materialrechnung und ihre grundsätzlichen Aufgaben 

Bei dem Versuch, die von der Materialrechnung durchzuführenden Aufgaben 
darzustellen, lassen sich zwar eine Reihe von Teilaufgaben nennen, wie Bereit­
stellung spezifischer Zahlen für Beschaffung und Betrieb, Verhinderung 
von Diebstählen, Feststellungder sog. Lagerhüter u.a., letztlich lassen sich jedoch 
alle diese Teilaufgaben auf zwei Grundaufgaben zurückführen, nämlich die 
Mengenkontrolle und die Wertkontrolle. 

Die Materialrechnung hat im Vergleich zu anderen Teilbereichen des betrieb­
lichen Rechnungswesens wohl am-stärksten den Charakter einer Mengenrech­
nung. Das Material wird in Mengengrößen von der Betriebsplanung als Bedarf 
vorgegeben und vom Betrieb in Mengengrößen angefordert. Da im Betriebs­
bereich vornehmlich in Mengen gedacht wird, hat auch die Materialrcchnung 
im Sinne der originären Bereitstellungsaufgabe primär die Aufgabe der Men­
genkontrolle zu erfüllen. Die Mengenkontrolle durch die Materialrechnung 
berührt den gesamten Bereich der Materialwirtschaft. Dabei legt man in der 
Praxis den Kontrollrechnungen zweckmäßigerweise die Mengencinheiien 
zugrunde, welche der Betrieb bei seinen Verbrauchsanforderungen anwen­
det, z.B. Meter (Rohr), Liter (Öl), Quadratmeter (Blech), Kubikmeter 
(Dampf), Stück (Kleineisenzeug). Oftmals wird die Mengenkontrolle durch 
die Zurückführung auf das Gewicht des Materials wesentlich vereinfacht. 
und zwar besonders dann, wenn das Abwiegen der Stoffe sich schneller 
vollzieht als eine andere Mengenfeststellung. Voraussetzung hierfür ist aller­
dings, daß durch die Verwendung von Umrechnungsgrößen eine relativ genaue 
Feststellung der Mengeneinheiten möglich ist, nach denen sich der Betrieb 
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richtet z.B. 

Länge einer Drahtrolle in Metern : Gewicht einer 
Drahtrolle in kg = Gewicht kg/m 

Zu berücksichtigen ist natürlich bei der Wahl derartiger Umrechnungsgrößen 
einmal die Aufwendigkeit der Umrechnungsarbeit selbst, mehr jedoch die 
dabei gegebene Möglichkeit von Fehlerquellen. 3) 

Die Material rech n u ng soll also die Mengenbewegungen des Materials, d.h. 
die Zu— und Abgänge, und die sich daraus ergebenden Bestände mengen-" 
mäßig sichtbar machen. Diese Aufgabe der Materialrechnung geschiehtzur 
Bestandsüberwachung unter zwei Zielsetzungen: 

1. aus wirtschaftlichen Gründen, in dem auf die Bestandsmengen Einfluß 
genommen werden kann im HinbKok'auf 

a) optimale Lagerhaltungskosten, 

b) geringstmöglichen Raumbedarf, 

c) niedrigstmögliche Kapitalbindung 
d) Vermeidung'der Gefahr von Material-

Überalterungen infolge technischen 
Fortschritts. 

2. aus disposittven Gründen, indem anhand der ausgewiesenen Bestände der 
Dispositionszeitpunkt und die Bestellmenge orientiert wird, damit die 
Materialien jeweils so rechtzeitig und in solchen Mengen bereitstehen, 
daß bei einem Minimum an Kosten jeder Materialanforderung an das Lager 
entsprochen werden kann. 

Diesen beiden Zwecksetzungen würde eine reine Mengenrechnung genügen, 
doch sind die genannten nicht die einzigen Aufgaben der Materialrechnung. 
Bei der Mengenkontrolle steht das Mengenproblem, also die ausreichende 
Materialversorgung des Betriebes, im Vordergrund. Zwar lassen sich in die 
Mengenkontrolle, wie wir gesehen haben, auch ökonomische Überlegungen 
zur Lösung des Kapital— und Kostenproblems einbauen, in der Regel ist es 
jedoch notwendig, mit der Mengenkontrolle auch eine Wertkontrolle zu ver­
binden. Die Notwendigkeit einer Wertkontrolle in der Materialrechnung ist 
einmal damit zu begründen, daß allgemein die einzelnen Materialarten nach 
unterschiedlichen Maß- und Gewichtseinheiten erfaßt werden, die nicht 
addierbar sind, z.B. kg + m + Stück. Aussagen über Eingangs-, Bestands­
oder Ausgangsgrößen können also nur für die einzelne Materialart (gemessen 
nach der entsprechenden Mengeneinheit) gemacht werden. Sollen mehrere 
sehr unterschiedliche Materialarten für BManzierungs— und Kostenfeststellun­
gen zusammengefaßt werden, so sind sie auf eine gemeinsame Basis zurückzu­
führen, die am besten durch den Wert dargestellt wird. 

3) Vgl. Grochla, E., Materialwirtschaft, Wiesbaden 1958 
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Weiterhin ist es natürlich evident, daß die im Betrieb befindlichen Materialien 
ein bedeutender.Posten im Rahmen des betrieblichen Wertgefüges und —Um­
laufes sind,dessen rechnerische Verfolgung zu den Grundaufgaben des betrieb­
lichen Rechnungswesens gehört. 

Der Vorteil einer zusätzlichen Wertrechnung in der Materialrechnung besteht 
darin, daß deren Ergebnisse leichter in der Geschäfts- und Betriebsbuchhal-
tung sowie auch in der Kalkulation, die sämtlich mit Werten rechnen, ver­
wendet werden können. 'Andererseits bringt die Wertrechnung ein erhebliches 
Mehr an Buchungs— und Umrechnungsarbett, so daß deren Notwendigkeit an­
gezweifelt werden konnte. 4) Legt man der Materialrechnung dagegennur 
Mengengrößen zugrunde, so sind-trotzdem Wertumrechnungen durchzufüh­
ren, nur werden diese dann in andere Bereiche des Rechnungswesens, so in 
die Finanz—und Betnebsbuchhal.tung.'in die Kalkulation u.a., verlagert. 
Die Materialrechnung berührt den wertmäßigen Beständeausweis der Vorräte 
in der Kontenklasse 3 nur mittelbar, indem sie nur die bewerteten Abgangs-, 
mengen liefert. Die Zugänge auf die Konten der Klasse 3 erfolgen durch un­
mittelbare Buchung der Lieferantenrechnungen auf die einzelnen Bestands­
konten. 

Von größerer Bedeutung ist die wertmäßige Erfassung und Verrechnung des 
Materialverbrauchs jedoch für die Zwecke der Kostenrechnung. Diese Aufgabe 
der Materialrechnung steht nach Dringlichkeit und Umfang des Informations­
bedürfnisses für die Unternehmung im Vordergrund. Aus der in Abschnitt 6.4 
noch folgenden Beschreibung der einzelnen teils von der Unternehmensleitung 
vorgeschriebenen, teils von den verantwortlichen Stellenleitern verlangten 
Auswertungen wird erkennbar sein, daß der größte Teil der wertmäßigen Auf -
listungen auf dieses Ziel ausgerichtet ist. 

Darüber hinaus gibt der wertmäßige Ausweis der Bestände in feinerer Unter­
gliederung als es in der Geschäftsbuchhaltung'möglich ist, wichtige Hinweise 
auf gezielte Eingriffsmöglichkeiten im Hinblick auf die optimale Gestaltung 
der gesamten Materialwirtschaft. 

6.2 Die Durchführung der Materialrechnung 

Betrachtet man die Durchführung der Kontrollaufgaben durch die Material­
rechnung im zeitlichen Ablauf, so wird ersichtlich, daß sich dieser in folgen­
den beiden Hauptabschnitten vollzieht: 

1. laufende Rechnung 

2. Stichtagsrechnung 

41 Vgl. Raasch, K., Lagerbuchführung und Lagerverwaltung, Wiesbaden o.J. 
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6.20 Die laufende Rechnung 

In der laufenden Rechnung werden die Materialeingarige und —bestände so­
wie der Materialverbrauch laufend ermittelt. Buchungstechnisch ist dies durch 
rein kontenmäßige,Verbuchung, Skontration oder mittels Materialkonto mit 
Bestandsspalten möglich. Letztere Buchungstechnik wird in der Praxis für die 
Materialrechnung am häufigsten angewandt. Die entsprechend diesen Bu­
chungstechniken notwendigen Aufzeichnungen können in der Materialbuch­
haltung, in der Materialdisposition und am Ort der Materiallagerung geführt 
werden. 

In der Materialbuchhaltung erfolgt die Verbuchung auf Materialkonten bzw. 
Lagerkonten, und zwar mengen— und wertmäßig. Die Materialdisposition 
und die Magazine dagegen führen in der Regel nur mengenmäßige Fortschrei­
bungen, und zwar auf Materialdispositions— und Lagerfachkarten. 
Durch die Eingangs- und Bestandsrechnung werden die laufenden Material­
eingänge sowie nach Abzug der Abgänge die Bestände festgehalten. Sie dient 
der Kontrolle des Materialbereitstellungsplanes. 

Grundlage für die Buchung des Materialeingangs ist in der Regel der Material­
eingangsschein, während Verbrauchsentnahmen vom Lager unter Zugrundele­
gung eines Materialausgangsscheines abgebucht werden. Aus der Saldierung 
von Materialeingang und -ausgang ergibt sich der jeweilige Materialbestand 

Da die Materialdispositions— und Lagerfachkarten, auf denen die Mengenfort-
schreibungen erfolgen,in der Regel im Kopfteil Angaben über Mindestbestand, 
Bestell bestand und Bestellmengen enthalten, kann der Disponent bzw. Ma­
terialherausgeber die Bestände überwachen, um bei Erreichung des Bestellbe­
standes eine Nachbestellung auszulösen. Auch eine Überwachung des Mate-
rialumschlageskannaufdengenannten Karten erfolgen, wenn dafür Spalten zur 
Aufnahme der monatlichen Gesamtausgänge vorgesehen werden. Eine 
solche regelmäßige Erfassung aller Abgänge in den Periodenspalten ist ein 
wichtiges Kontrollmittel für den Vergleich der Bedarfs— und Vorratsplanung 
mit der tatsächlich stattgefundenen Materialausgabe an den Betrieb. Die lau­
fende Kontrolle der Materialabgaben an den Betrieb dient jedoch noch einem 
anderen Zweck. Bilden sich nämlich Vorräte von Materialien, deren Verbrauch 
nachläßt bzw. gänzlich aufhört, so erkennt zuerst der Disponent bzw. der 
Materialherausgeber eine solche Verbrauchsstockung, und es ist möglich, so­
fort Maßnahmen zum Abbau der Bestände zu veranlassen. 
Die Bevorratung selbst ist, wie wir gesehen haben, Aufgabe der Materialdis­
position, jedoch wird der Materialherausgeber im Magazin zur Kontrolle von 
Mindest— und Bestellbestand stets wesentlich beitragen können. 
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Die dargestellten Buchungen und Feststellungen innerhalb der Eingangs- und 
Bestandsrechnung, insbesondere anhand der Materialdispositionskarte und der 
Lagerfachkarte, werden in der Regel nur mengenmäßig durchgeführt. In der 
Materialbuchhaltung jedoch erfolgt die Verbuchung auf den Materialkonten 
mengen- und wertmäßig. 

Aus der engen Verknüpfung der Eingangs— und Bestandsrechnung mit der 
Finanzbuchhaltung, die grundsätzlich bei den Verbuchungen der Materialein­
gänge den Anschaffungswert verwendet, kann jedoch, wie wir wissen, nicht 
geschlossenwerden,daßnurderAnsatzzum Anschaffungswert in der Eingangs­
und Bestandsrechnung der Materialbuchhaltung möglich ist. Denn tatsächlich 
stehen der Materialbuchhaltung ja mehrere Bewertungsmöglichkeiten offen, 
die von den Bewertungen in der Finanzbuchhaltung oft erheblich abweichen 
können (vgl. Abschnitt 5). 

Die bei der Erfassung der Materialbewegungen gebuchten Stoffabgänge sind 
vornehmlich Verbrauchsausgänge, die in den Betriebsprozeß eingehen, um 
dort der Leistungserstellung zu dienen. Ausnahmen bilden lediglich Rücklie­
ferungen an Lieferanten,Weiterlieferungenan andere Lager, Ausbuchungen von 
Differenzen und dergleichen. Da Materialverbrauch jedoch gleich Material­
kosten ist — denn Kosten sind der bewertete Güterverzehr zur Erstellung von 
Leistungen - , ist die Kostenrechnung, deren Aufgabe darin besteht, entstan­
dene Kosten den Kostenträgern zuzurechnen, die sie verursacht haben, an 
einer genauen Verbrauchsrechnung innerhalb der laufenden Materialrechnung 
sehr interessiert. Die Verbrauchsrechnung hat also vorbereitenden Charakter 
für die anschließende Kostenrechnung. 

Grundlage der Verbrauchsrechnung sind die Verbrauchsabgänge an den Be­
trieb aufgrund der Material—Ausgabescheine sowie der Rücklieferungen auf­
grund sog. Rücklieferungsscheine. 

Für die mengenmäßige Verbrauchserfassung ist heute weitgehend die Fort­
schreibung oder Skontrationsmethode Grundlage der Materialrechnung. Nach 
dieser Methode erfolgt die Verbrauchserfassung direkt, fortlaufend und 
schriftlich, und zwar in der bereits beschriebenen Weise, daß die Verbrauchs­
menge aufgrund eines Beleges (Materialausgabeschein) abgegeben und dieser 
Beleg vom Bestand auf der Materialkarte resp. Fachkarte in der Form der 
Skontration oder des Kontos mit Bestandsspalten abgebucht wird. 
Die Fortschreibungsmethode hat den Vorteil einer relativ genauen Erfassung 
der Istmengen für die entsprechenden Kostenträger und Kostenstellen; nur 
die gleichfalls weiterzuverrechnenden Lagerverluste müssen durch Erfahrungs­
sätze zugeschlagen werden. Dem steht allerdings der Nachteil hoher Kosten 
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gegenüber,diesichausdemSystemder Belege, Aufschreibungen und Kontrol— 
len ergeben. Diesen Nachteil nimmt jedoch die Praxis in Anbetracht der Un­
zulänglichkeiten anderer Methoden der mengenmäßigen Verbrauchserfassung 
wie z.B. der Rückrechnungs- oder Befund—Methode, in Kauf. 

Da Kosten bewerteter Güterverzehr sind, bedürfen die erfaßten Verbrauchs­
mengen einer Bewertung. Zur Problematik der Verbrauchsbewertung und der 
dafür relevanten Bewertungsmethoden haben wir bereits in Abschnitt 5 aus­
führliche Stellung bezogen. Wir verweisen in diesem Zusammenhang darauf. 

Auch die Weiterverrechnung des mengenmäßig erfaßten und bewerteten Ma­
terialverbrauchs in der Kostenrechnung wird weitgehend durch die Material­
rechnung vorbereitet. 5) Das geschieht einmal durch die rechnungstechnische 
Unterscheidung der Materialien in Einzelkosten—und Gemeinkostenmaterial. 
Zum Einzelkostenmaterial gehören-'alle Materialien, die den Kostenträgern 
direkt zugerechnet werden können, während als Gemeinkostenmaterial die 
Materialien bezeichnet werden, die den Kostenträgern nur indirekt, d.h. über 
die Kostenstellenrechnung, zugerechnet werden können; dazu gehören insbe­
sondere die Betriebsstoffe. 

6.21 Die Stichtagrechnung 

Durch die laufende Materialrechnung werden in der Regel nur die buchmäßigen 
Bestände festgestellt, die jedoch von den tatsächlichen Beständen infolge 
schwer erfaßbarer Abgänge, wie 

a) natürlicher Schwund, 
b) Diebstahl, 

c) Ausgabeirrtum und 
d) Eintragungsfehler 

mehr oder weniger abweichen können. 

Deshalb muß zur Feststellung der Istbestände und damit der tatsächlichen 
Abgänge (Verbrauch + Verluste) eine Stichtagkontrolle hinzutreten. 
Zur Stichtagkontrolle ist der Betrieb bereits durch 

a) handelsrechtliche Vorschriften 
d.h. §39, Abs. 2HGB und 

b) steuerrechtliche Vorschriften 
d.h. § 160, Abs. 1 AO 

verpflichtet. Danach muß jeder Kaufmann neben der jährlichen Bilanzauf­
stellung am Schluß eines Geschäftsjahres innerhalb einer angemessenen Zeit 
eine Inventur durchführen und ein Inventarverzeichnis aufstellen. ^) Der im 

5) Vgl. Henzel, F., Lager Wirtschaft, Essen o.J. 

6) Vgl. Heinen, E., Handelsbilanzen, Wiesbaden 1958 
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§ 39, Abs. 3 HGB vorgesehene Ausnahmefall, die Inventur nur alle zwei-
Jahre durchzuführen, ist aufgrund der steuerlichen Vorschriften weitgehend 
bedeutungslos geworden. Obwohl der Gesetzgeber das Verfahren der Inventur 
nicht ausdrücklich nennt, muß aus § 39 Abs. 3 HGB geschlossen werden, daß 
erdiekörperlicheBestandsfortschreibunggewollt hat, d.h. die Aufnahme durch 
Zählen, Messen, Wiegen und nur in Ausnahmefällen durch Schätzen. 
Geht man also vom Wortlaut der gesetzlichen Vorschriften aus, so ist für den 
Schluß eines Geschäftsjahres ein Inventarverzeichnis aufzustellen. 

FürdiekörperlicheAufnahmeselbsthabensichdabei zwei Verfahren entwickelt, 
nämlich 

a) die Stichtag—Inventur und 

b) die permanente Inventur. 

Die vom Gesetzgeber ursprünglich geforderte Form der Inventur ist die körper­
liche Aufnahme am letzten Tag des Geschäftsjahres, also am Stichtag selbst 
oder an einem in dessen unmittelbarer Nähe liegenden Tag, von dem aus nur 
geringfügige Buchkorrekturen notwendig sind. Das bedeutet, daß am Tage der 
Inventur alte anderen Arbeiten unterbrochen werden müssen, um im Bereich 
der Materialwirtschaft alle Materialien mengenmäßig zu erfassen. Auch die 
Weitergabe von Material an den Betrieb muß dabei möglichst unterbleiben, da 
sonst die Übersicht über die zu inventarisierenden Vorräte verlorengeht. Diese 
Art der körperlichen Bestandsermittlung läßt sich also ohne Störungen des 
Betriebsablaufes nur dort durchführen, wo wenige Materialarten vorhanden 
sind, die mengenmäßig schnell erfaßt werden können. In Betrieben mit einer 
Vielzahl unterschiedlicher Materialien und großen Lagermengen, wie z.B. in 
Bergbauunternehmen, ist die Stichtag-Inventur praktisch nicht durchführbar. 
Hier ist die körperliche Aufnahme der Materialien nur in Form der sog. per­
manenten Inventur möglich, d.h. durch eine körperliche Bestandskontrolle 
während des ganzen Geschäftsjahres. Dabei werden die primären Arbeiten der 
Materialwirtschaft kaum behindert. Dazu kommt der Vorteil, daß die Kontrol­
le von Spezialkräften durchgeführt wird, die eine zuverlässige Aufnahme ge­
währleisten, während bei der Stichtag—Inventur zwangsläufig meist unge­
schultes Personal eingesetzt werden muß, wodurch erhebliche Aufnahmefehler 
entstehen können. ^) Maßgebend für die handelsrechtliche Duldung und steuer­
rechtliche Anerkennung (gemäß StR 1955 Abschnitt 31) der permanenten 
Inventur war das vom Institut der Wirtschaftsprüfer erstellte Gutachten Nr. 
1/1940 über ,,Das mengenmäßige Inventar für Vorräte, Halb- und Fertig­
fabrikate nach § 39 HGB." 8) Sowohl nach diesem Gutachten als auch nach 
den genannten Einkommensteuerrichtlinien 1955 hat die Lagerbuchführung 

1) Vgl. Grochla, E., Materialwirtschaft, Wiesbaden 1958 

81 Vgl. Der Wirtschaftstreuhänder 1941, S. 59 
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allerdings ganz bestimmten Mindestanforderungen zu entsprechen, wenn das 

Inventarverzeichnisnach ihren Aufzeichnungen aufgestellt werden soll. 

Die beiden genannten Inventurarten bedingen einen unterschiedlichen Ablauf 

der Inventurarbeiten. 

Bei der Stichtag—Inventur sind umfangreiche organisatorische Vorbereitungen 

notwendig, damit am Aufnahmetag die körperliche Bestandsaufnahme rei­

bungslos abläuft. Dazu gehören: 

a) Einteilung der Lager in Aufnahmebezirke 

b) Bestimmung der verantwortlichen Aufnahmeleiter, 

c) Festlegung einheitlicher Inventurrichtl inien, 

d) Vorbereitung der Aufnahmelisten und dergl. 

Für die Aufnahme selbst ist sehr wesentlich, daß den Aufnehmenden die 

Buchbestände unbekannt bleiben, damit die körperliche Kontrol le nicht 

unterlassen und stattdessen eine geschätzte Zahl in ungefährer Höhe des 

Buchbestandes angegeben wird. 

Im Anschluß an die Aufnahme erfolgt die Bewertung der Ist—Bestände für 

den Jahresabschluß und die Korrektur der Materialkarten und —konten zur 

Eröffnung der neuen Periode der laufenden Materialrechnung. 

Bei der permanenten Inventur dagegen ist eine langfristige Planung erfor­

derlich, da die körperliche Aufnahme der Materialien sich über das ganze 

Jahr verteilt. Jede Materialart muß bei dieser Aufnahme—Methode nach einem 

bestimmten Plan,den der Aufnahmeleiter aufstellt und allein kennt,-wenigstens 

einmal im Laufe eines Geschäftsjahres durch besondere Kontrolleure über­

prüft werden. Daraus ergibt sich automatisch eine Überwachung des Lager­

personals das dadurch zur Ordnung angehalten w i rd , da jederzeit für jede 

Materialart eine Kontrolle erfolgen kann. 

Bei der Material—Aufnahme im Rahmen der permanenten Inventur wird eben­

falls der Bestand der einzelnen Materialarten mengenmäßig ermittelt. Durch 

Vergleich des Aufnahme—Ergebnisses mit der entsprechenden Lagerfach karte 

bzw. Materialkarte erfolgt die Abstimmung des Buchbestandes mit dem effek­

tiven Bestand, wobei zunächst versucht w i rd , die eventuell aufgetretene Dif­

ferenz anhand der Belege zu klären. Die festgestellten Differenzen werden auf 

einem Sammelblatt erfaßt, das dann als Grundlage dient für die auf den Be­

standskonten der Mater-iarbuchhaltung und der Finanzbuchhaltung vorzuneh­

menden Korrekturbuchungen. 

6.3 Verfahren der Materialrechnung 

Zur Lösung der Aufgaben der Materialrechnung sind verschiedene Verfahren 

möglich. Grundsätzlich kann man trennen zwischen 
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manuellem Verfahren und 

maschinellem Verfahren. 

Das maschinelle Verfahren ist differenziert nach verschiedenen Techniken, die 
je nach den vorliegenden Betriebsgegebenheiten eingesetzt werden können. 

Man arbeitet mit 

a) Buchungsautomaten, 

b) konventionellen Lochkartenmaschinen und 

cj elektronischen Datenverarbeitungsanlagen. 

Die verschiedenen Verfahren werden in der Praxis teilweise allein, teilweise 
kombiniert angewandt. 

6.30 Manuelles Verfahren 

In vielen Klein— und Mittelbetrieben wird die Materialrechnung auch heute 
noch vollständig manuell durchgeführt, d.h. ohne Verwendung technischer 
Hilfsmittel. 

Ausschreiben der Belege, Bewerten der Mengen, sämtliche Rechen-und Sor­
tiervorgänge, Übertragungen auf Materialkarten, Schreiben von Materiallisten 
und Buchen auf den Materialkonten erfolgen manuell. Dabei kann man als 
Unterformen 

a) das Übertragungsaufschreibeverfahren 
b) das Durchschreibeverfahren und 

c) das Kupon— und Schuppenverfahren 

unterscheiden. 

Das Übertragungsaufschreibeverfahren ist das konventionellste dieser Verfah­
ren. Beim Durchschreibeverfahren und beim Kupon— oder Schuppenverfah­
ren werden die im Rahmen der Materialrechnung notwendigen Arbeitvor­
gänge dagegen rationeller durchgeführt. Des Durchschreibeverfahrens bedient 
man sich insbesondere zur Belegausstellung und zur Materialverbuchung. Das 
weniger verbreitete Kupon— oder Schuppen ver fahren ähnelt in seiner Hand­
habung dem bekannten Lohnstreifenverfahren, bei dem abtrennbare Einzet-
belege und gleichzeitig in Durchschrift Sammelbelege bzw. Sammellisten er­
stellt werden. 

Diese zeitraubenden und umständlichen Verfahren verlieren jedoch Zusehens 
an Bedeutung. Die Entwicklung geht heute dahin, daß auch schon viele Mit­
telbetriebe mit Buchungsautomaten arbeiten. 

Als Bestandteil oder Vorstufe maschineller Verfahren bleiben jedoch manuel­
le Arbeitsvorgange immer erforderlich, zumindest bis zur Ausfertigung bu-

' chungs— oder lochreifer Belege. 
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6.31 Maschinelle Verfahren 

Von einer bestimmten Betriebsgröße an ist die manuelle Durchführung der 
Materialrechnung schon wegen der Vielzahl der anfallenden Belege und der 
verlangten Auswertungen nach den verschiedenen Gesichtspunkten nicht nur 
unwirtschaftlich, sondern fristgerecht sogar unmöglich. Der Abrechnungsab­
lauf kann den Erfordernissen des Betriebes entsprechend nur noch maschinell 
durchgeführt werden, und zwar je nach den gegebenen Verhältnissen in unter­
schiedlichem Umfang. 

6.310 Materialrechnung mit Buchungsautomaten 

Buchungsautomatenübernehmendabei die Buchungsarbeit in vollem Umfange, 
Gebucht wird maschinell auf Materialkarten und Materialkonten. Uraufschrei-
bungen und Sortiervorgänge müssen jedoch manuell durchgeführt werden. In' 
ihrer einfachsten Form sind Buchungsautomaten mit Schreibmaschinen zu 
vergleichen,währendsiein höher entwickelten Formen mit Rechenwerken aus­
gestattet sind. 

An neuere Buchungsautomaten können jetzt auch Kartenlocher angeschlossen 
werden. Diese Buchungsautomaten—Kombination empfiehlt sich insbesondere 
bei dezentraler Lagerhaltung, aber zentraler Materialrechnung. Dabei kann 
nämlich in den Magazinen mittels Buchungsautomaten die Lagerbuchführung 
bewältigt werden, während anhand der dabei anfallenden Lochkarten die Ma­
terialbestandsrechnung zentral für den gesamten Unternehmensbereich Ma­
terialwirtschaft durchgeführt werden kann. 

In dieser kombinierten Form sind die Buchungsautomaten bereits als Vorstufe 
zum konventionellen Lochkartenverfahren oder der elektronischen Daten­
verarbeitung anzusehen. 

6.311 Konventionelles Lochkartenverfahren 

Eine weitergehende Möglichkeit, manuelle Eingriffe in die Verarbeitungsab­
läufe der Materialrechnung zu umgehen, bietet das sog. konventionelle Loch­
kartenverfahren. Dabei erfolgt mit Ausnahme der Ausstellung der lochreifen 
Belege und der Handablochung dieser Belege der gesamte Abrechnungsablauf 
maschinell. 

Grundlage des Rechnungsvorganges ist dabei die gelochte und geprüfte Karte. 
Je nach Kombination der Maschinen können durch das konventionelle Loch­
kartenverfahren alle gewünschten Auswertungen maschinell durchgeführt 
werden. Die gebräuchlichsten Maschinen können nach ihren funktionalen 
Möglichkeiten wie folgt unterteilt werden: 
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a) Maschinen zur Übernahme von Belegdaten in das Eingabemedium, d.h. 
die Lochkarten. Dazu gehören: 

Locher 

Lochprüfer 
Streifenlocher 

Stanzer 
Doppler 

b) Maschinen zum Ordnen von Lochkarten. Dazu gehören: 

Sur tiermasch inen 
Mischer 

c) Maschinen zum Rechnen. Dazu gehören: 

Rechenlocher für die vier Grundrechenarten 

Zählwerk der Tabelliermaschine 

d) Maschinen zum Schreiben. Dazu gehören: 

Lochsch r i f tu bersetz er 

Schreibwerk der Tabelliermaschine. 

Der Vorteil des konventionellen Lochkartenverfahrens besteht darin, daß die 
einmal gelochten und geprüften Karten für die verschiedensten Auswertungen 
verwendet werden können, wobei lediglich die Vollzähligkeit der Karten durch 
Summenabstimmung zu prüfen ist. 
Das Verfahren ist wirtschaftlich, wenn 

1. große Mengen von Daten schnellstmöglich zu verarbeiten sind, 

2. Auswertungen der Materialrechnung nach verschiedensten Gesichtspunkten 
durchgeführt werden müssen, 

3. sich an Grunddaten Rechnungsoperationen anschließen. 

In der Regel werden in Großbetrieben alle drei Voraussetzungen erfüllt sein. 
Im Ablauf der im Rahmen der Materialrechnung durchzuführenden Arbeiten 
ändert sich durch den Einsatz von Lochkartenmaschinen grundsätzlich wenig. 
Der Arbeitsablauf wird nur dadurch beeinflußt, daß Grundlage jedes Rech­
nungsvorganges nunmehr eine Lochkarte ist. Verwendung finden im einzelnen 
Zugangs—, Rücklieferungs—, Entnahme—, Preis— und Bestandskarten. Soweit 
möglich, werden zweckmäßigerweise sog. Verbund—Lochkarten, d.h. Loch­
karten auf denen alle wichtigen Daten der Originalbelege enthalten sind, ver­
wendet. 

In einer Lochstanzstetle werden die Belegdaten in die Lochkarten eingelocht, 
die dann zur weiteren Verarbeitung und Auswertung in die Maschinen einge­
geben werden. Die Maschinen übernehmen im einzelnen 
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a) das Ausrechnen der Mengen und Werte 

b) das Saldieren der neuen Bestände. 

DieArbeitder Karteisachbearbeiter entfällt also völlig. Auch die Materialkartei 
besteht nicht mehr in ihrer alten Form. An ihre Stelle treten Bestandsloch­
karten, die nach jeder Materialbewegung neu erstellt werden. Durch Tabellier­
maschinen können die auf den Bestandskarten registrierten Bestände sowohl 
mengen— als auch wertmäßig in Normalschrift aufgelistet werden, so daß 
man sehr schnell imstande ist, eine Inventur der Buchbestände durchzu­
führen. 9) 

6.312 Elektronische Datenverarbeitung 

Durch den Einsatz von Elektronenrechnern läßt sich eine weitere Beschleu­
nigung der Materialrechnung, selbst bei sehr umfangreichen Materialbewe­
gungen, erreichen. Elektronenrechner sind das höchstentwickelte Instrument 
für betriebliche Massendatenverarbeitung. Gegenüber dem konventionellen 
Lochkartenverfahren unterscheidet sich die elektronische Datenverarbeitung 
durch folgende Eigenschaften: 

1. Die Rechenvorgänge werden mit elektronischer Geschwindigkeit, d.h. 
praktisch zeitlos durchgeführt; 

2. Die Speicherelemente der elektronischen Datenverarbeitungsanlagen ge­
statten eine sehr umfassende und flexible Programmierung; 

3. Die Elektronenrechner lassen neben den eigentlichen Rechenoperationen 
das automatische Treffen und Ausführen logischer Entscheidungen zu; 

4. Elektronenrechner sind nicht schaltungs—, sondern programmgesteuert. 

Obwohl die Automatisierung des Rechnungswesens noch im Anfangsstadium 
der Entwicklung steht, ist bereits eine Vielfalt unterschiedlicher Verfahren 
und Maschinen typen entwickelt worden. Generell bestehen diese Anlagen 
jedoch aus Steuer—, Speicher— und Recheneinheit sowie dem Ein— und Aus­
gabeteil. 

Verfahrenstechnisch läuft die elektronische Materialrechnung in folgender 
Weise ab: 

1. Speicherung des Programms, 
2. Eingabe der Daten, d.h. der Materialbestände, der Zu— und Abgänge, 

über Lochkarten, Lochstreifen, Lochbänder oder Magnetbänder, 
3. Festhalten der eingegebenen Daten in sog. Speichern d.h. Elektronen­

röhren, Magnetkernspnichem, Magnettrommeln, Plattenspeichern, Magnet­
bandeinheiten und dergl., 

4. Ablauf der programmierten Rechenoperationen zur Bestimmung der neuen 
Materialbestandsgrößen nach Menge und Wert, 

9) Vgl. Richtlinien der Magazin Wirtschaft, Herausgaben Wirtschaftsvereiniqunq Eisen und 
Stahl, Dusseldorf 1955 
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5. Ausgabe der Ergebnisse über Lochkarten, Lochstreifen, Lochbänder oder 
Magnetbänder, 

6. Erstellen von Ergebnislisten mit Hilfe von Tabelliermaschinen und Schnell 
druckern aufgrund der sog. Zwischenträger, d.h. der unter 5. genannten 
Medien, welche die Rechenergebnisse vermitteln. 

Die unter 2. genannten Dateneingabe—Medien werden ebenfalls automatisch 
mit Hilfe sog. Umformungsgeräte, die an Schreibmaschinen angeschlossen 
werden können, erstellt. Örtlich dezentralisierte Magazine können diese 
Eingabernedien selbst erstellen und an die zentrale Rechenstelle geben oder 
mittels Fernschreiber oder Funk ihre Daten direkt an die zentrale Rechen­
stelle durchgeben. Die zentrale Rechenstelle kann Funk- oder Fernschreib-
E'mpfangsgeräte mit sog. Umformungsgeräten kombinieren, so daß eingehende 
Meldungen der dezentralen Magazine direkt in Eingabe—Medien für den Elek­
tronenrechner umgeformt werden k-önnen. 

Aus dem kurzskizzierten Verfahrensablauf ist zu ersehen, daß die elektro­
nische Datenverarbeitung auch die Materialrechnung so zu rationalisieren 
imstande ist, daß sie ein immer brauchbareres Instrument zur Erreichung 
des materialwirtschaftlichen Optimums wird. Die Anschaffungs— oder Miet­
kosten elektronischer Anlagen sind jedoch bis dato so hoch, daß ihre wirt­
schaftliche Anwendung zunächst wohl nur sehr großen Betrieben ( Konzernen, 
Unternehmenszusammenschlüssen) möglich sein wird. Erst die Schaffung 
kleiner Maschinentvpen wird auch Mittel— bis Großbetrieben ihren wirt­
schaftlichen Einsatz erlauben. 

6.4 Die Materialrechnung im deutschen Steinkohlenbergbau 
Grundlage der Materialrechnung sind die Material—Zu— und Abgänge. Alle 
Auswertungen lassen sich auf diese beiden Vorgänge zurückführen. Unsere 
Ausführungen dazu gliedern wir unter dem Gesichtspunkt der Verrechnungs­
technik nach 

Datenerfassung und 
Datenverarbeitung, 

da sich aus unseren Betriebsuntersuchungen ergeben hat, daß in gleicher Wei­
se, wenn auch mit einigen Einschränkungen, die Grenze zwischen manuellem 
und maschinellem Verfahren gezogen werden kann. Wir ergänzen unsere Aus­
führungen in der Anlage durch eine Reihe von Schaubildern, um die ange­
wendeten Verfahren der Datenverarbeitung und Datenerfassung zu veran­
schaulichen. Wir verweisen im einzelnen darauf. 

6.40 Die Datenerfassung ( = die Erfassung der Zu— und Abgänge ) 
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6.400 Die Erfassung der Zugänge 

Zugänge sind auf verschiedene Weise zu verzeichnen, und zwar: 

1. durch Fremdbezug 

2. durch Material-Verlagerungen 

a) vom Zentralmagazin an ein Nebenmagazin 
b) von einem Nebenmagazin an ein anderes 

3. durch Plusbestände, d.h. aufgrund von Inventuren festgestelltes Über­
steigen der Ist-Mengen über die SolI-Mengen. 

Material—Verlagerungen berühren den Gesamtbestand nicht; sie sind beim 

verlagernden Magazin jedoch als Abgänge zu betrachten. 

Zugänge im Zentralmagazin 

Grundsätzlich erfolgen Material—Anlieferungen an das Magazin. Ausnahmen 
ergeben sich grundsätzlich nur dann, wenn besondere Gründe, wie Transport­
umwege, eine direkte Anlieferung des eingehenden Materials bei der jewei­
ligen Verbraucherstelle zweckmäßig erscheinen lassen. 
Urbeleg für dje Materialvereinnahmung ist der Material-Eingangsschein. Er 
wird manuell ausgefüllt und enthält alle notwendigen Daten 

a) aus der Bestellung und 
b) über die gelieferte Ware, 

wie Tag des Materialeingangs, Materialwert, Menge, Materialnummer, Fracht­
kosten u.a. 

Da der Material—Eingangsschein zunächst Grundlage für die Lagerbuchhal­
tung ist, enthält er keine Preise und Werte. 

An die Erfassung der Daten im Material—Eingangsschein schließt sich die 
Erfassung des Zugangs in der Materialbestandskarte an. Sie erfolgt mittels 
Buchungsautomaten. 

Damit ist die Datenerfassung im Zentralmagazin abgeschlossen. Lagerfach­
karten werden nicht mehr geführt. 

Zugänge in den Nebenmagazinen 

Zugänge durch Fremdbezug werden in den Nebenmagazinen in der gleichen 
Weise wie im Zentralmagazin erfaßt. 

Die Zugänge in den Nebenmagazinen erfolgen außerdem durch Verlagerun­
gen vom Zentralmagazin. Diese Materialverlagerungen werden ausgelöst durch 
im Mark-sensing—Verfahren in sog. Ziehkarten vorgenommene Eintragungen 
des Materialbedarfs, die dem Zentralmagazin zugeleitet werden. Dort werden 
diese Karten abgelocht und gedoppelt. Während das Doppel dieser Karten, 
mittels Schreiblocher in Klartext übersetzt, als Materialbegleitkarte dem 
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verlagerten Material beigegeben wird, dient das Karten—Original zur Mate­
rialfortschreibung, d.h. zur Abbuchung des verlagerten Materials aus dem 
Bestand des Hauptmagazins und zur Zugangsbuchung im Rahmen der Fort­
schreibung des Nebenmagazin -Bestandes. Wir verweisen hierzu auf unsere 
ausführliche Darstellung im Rahmen der Erörterung der strukturellen Lager-
org'anisation in Abschnitt 7.140. 
Zugänge in der Dispositionskartei 

Die Disponenten gehören zum Arbeitsstab des Zentralmagazins. Sie führen 
als Grundlage für ihre Materialdispositionen eine Mengenrechnung durch, die 
mit den Mengenrechnungen der einzelnen Magazine abstimmbar ist. 

Diese Mengenrechnung wird auf sog. Dispositionskarten geführt, die für dezen­
tral vereinahmte Materialienmanuell und für zentral vereinnahmte Materialien 
maschinell bearbeitet wird. 

Grundlage für die Erfassung der Materialzugänge sind in beiden Fällen die 
anläßlich von Materialvereinnahmungen ausgestellten Material—Eingangsschei­
ne. 

Zugänge in der Materialrechnung 

Da die Materialzugänge nicht nur Bestandteil der mengenmäßigen, sondern 
auch der wertmäßigen Bestandsrechnung sind, müssen sie bewertet werden. 
Aus der Art des angewandten Verrechnungssystems zu Ist—Preisen ergibt 
sich die Notwendigkeit, die Material—Eingangsscheine manuell zu bewer­
ten (vgl. unter Abschnitt 5.400). Diese Bewertungsarbeit wird in einer zen­
tralen Materialverrechnungsstelle ausgeführt. Hier werden sämtliche Matcrial-
Etngangsscheine bei Vorliegen der zugehörigen Lieferantenrechnung defini­
tiv, bei noch nicht eingegangener Rechnung dagegen provisorisch bewertet. 
Die bewerteten Material—Eingangsscheine werden der zentralen Lochkarten­
stelle der Abteilung Materialverwaltung zugeleitet, die sämtliche Daten der 
Material—Eingangsscheine auf Lochkarten erfaßt, welche die Grundlage 
bilden für die maschinelle Verarbeitung der Materialzugähge mittels Loch­
kartenmaschinen. ' 

6.401 Die Erfassung der Abgänge 

Abgänge sind zu verzeichnen durch 
1. Materialverbrauch 
2. Material—Verlagerungen 

a) vom Zentralmagazin an ein Nebenma­
gazin 

b) von einem Nebenmagazin an ein anderes 
3. durch Minusbestände, d.h. aufgrund von 

Inventuren festgestellte Minderbestände 
gegenüber den Buchbeständen. 
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Wie bereits unter 6.400 gesagt, berühren Materialverlagerungen den Gesamt­
bestand nicht; sie sind beim empfangenden Magazin jedoch als Zugange 
zu betrachten. 

Minderbestände, die bei Inventuren festgestellt werden, werden wie Ver­

brauchsabgänge behandelt, d.h. von den Buchbeständen abgebucht. 

Abgänge im Zentralmagazin 

Verschiedene Materialien, wie z.B. hochwertige Maschinenteile, Kugellager 
u.a. werden aus lagerwirtschaftlichen Erwägungen nur im Zentralmagazin 
gelagert und von dort aus direkt an die Verbrauchsstellen abgegeben, ohne 
Nebenmagazine zu berühren. Der Urbeleg für den Abgang dieser Materialien 
vom Zentralmagazin ist grundsät/lichder Material—Ausgabeschein. 
Material—Ausgabescheine werden von den jeweiligen Material—Verbrauchs­
stellen selbst ausgestellt. Sie enthalten 

1. die genaue Materialbezeichnung 

2. die Materialnummer It. Materialschlüssel 

3. die gewünschte Materialmenge 
4. die Bezeichnung der anfordernden Dienststelle 

5. die Kostenstelle der anfordernden Dienststelle. 
Wertangaben enthält der Material—Ausgabeschein nicht, da er zunächst nur 
der reinen Mengenrechnung dient. 

Die genannten Daten der Material—Ausgabescheine werden mittels Buchungs­
automaten auf den Material—Bestandskarten erfaßt. An diese Buchungsauto­
maten sind Kartenlocher angeschlossen, die gleichzeitig mit der Erfassung 
auf den Bestandskarten die Daten der Material-Ausgabescheine auf Loch­
karten ablochen, welche der nachfolgenden Materialrechnung als Grundlage 
dienen. 
Buchungsgrundlage für Magazin—Abgänge durch Material—Verlagerungen 
sind die bereits in Abschnitt 6.400 erwähnten abgelochten sog. Ziehkarten, 
die von den Nebenmagazinen ausgestellt werden. Die verlagerten Mengen 
werden in den Bestandskarten ebenfalls über Buchungsautomaten erfaßt, 
allerdings nur in interner Buchung zwischen Haupt— und Nebenmagazin, 
da die verlagerten Materialien noch keine Verbrauchsabgänge darstellen. 
Abgänge in den Nebenmagazinen 
Verbrauchs—Abgänge werden in gleicher Weise behandelt wie die Abgänge 
in den Verbrauch aus dem Zentralmagazin (vgl. dort). 

In Sonderfällen kann durch die Materialdisposition veranlaßt werden, daß 
Materialien von einem Nebenmagazin zu einem anderen verlagert werden, und 
zwar immer dann, wenn durch die Material—Verlagerung eine vorzeitige 
Bestellung neuer Materialien vermieden werden kann. Bei diesem Vorgang 
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werden manuell Verlagerungsscheine ausgestellt, die auf den Bestandskarten 
über Buchungsautomaten erfaßt, jedoch nicht in die eigentliche Material­
rechnung eingehen. 
Abgänge in der Dispositonskartei 

Bei allen Materialien, die direkt vom Zentralmagazin an die Verbrauchsstel­
len abgegeben werden, werden die Daten der jeweiligen Materialausgänge, 
wie in den Materialausgabescheinen vermerkt, über Buchungsautomaten 
auf den sog. Dispositionskarten erfaßt. 

Bei allen dezentral, also von den Nebenmagazinen verausgabten Materialien 
ist-dieses Verfahren nicht möglich. Die Ausgabedaten zu diesen Materialien 
können von den Disponenten, die organisatorisch zum Zentralmagazin ge­
hören, nicht unmittelbar erfaßt werden. Diese Daten werden von der zen­
tralen Lochkartenstelle aufgrund der von den Nebenmagazinen auf Loch­
karten vorgenommenen Ablochungen It. Material—Ausgabescheinen auf­
gelistet und von den Disponenten anhand der Auflistungen manuell in die 
Dispositionskarten übertragen. 
Abgänge in der Materialrechnung 

Eine Erfassung von Material—Abgangsdaten entfällt für die Abteilung Material­
verrechnung, wenn man die Datenerfassung mit dem Ablochen der Loch­
karten abgrenzt, denn diese Funktion nehmen, wie wir gesehen haben, die 
Magazine selbst dadurch wahr, daß sie gleichzeitig mit der Bestandsfort­
schreibung mittels Buchungsautomaten die Material—Abgangsdaten Ii. Ma­
terial—Ausgabeschein ablochen und die dabei anfallenden Lochkarten der 
Abteilung Materialverrechnung zur weiteren Verarbeitung zur Verfügung 
stellen. 

Die zur Materialverrechnung notwendigen Abgangswerte, d.h. die letzten 
Endbestandspreise It. Preiskartei, werden je Materialnummer im Marksensing-
Verfahren ergänzend auf die von den Magazinen hereingegebenen Loch­
karten eingestrichelt. Damit sind die Lochkarten mit allen für die Material­
rechnung notwendigen Daten versehen und können in die Lochkartenma­
schinen zur Ausführung der notwendigen Rechenoperationen eingegeben 
werden. 

Für die Materialverrechnung des Spezialbetriebsmaterials werden die notwen­
digen Daten ausschließlich manuell erfaßt. Dieses Verfahren ist deshalb 
notwendig, weil Spezialbetriebsmaterial, wie wir in Abschnitt 5.42 bereits 
erläutert haben, einzeln bewertet wird. 

6.41 Die Datenverarbeitung ( = die Verarbeitung der Z u - und Abgänge ) 
Die Datenverarbeitung ist der Arbeitsprozeß, der die erfaßten Daten zu ir­
gendwelchen Ergebnissen bringt, die anschließend zur Auswertung gelangen. 
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Oie Datenverarbeitung im Rahmen der Materialrechnung des deutschen 
Steinkohlenbergbaues, die wir hier zu untersuchen haben, vollzieht sich 
in der Praxis in geringem Umfang manuell, überwiegend auf Buchungsau­
tomaten und auf Lochkartenmaschinen. 

6.410 Manuelle Datenverarbeitung 

Manuell werden im Rahmen der Materialrechnung Daten nur noch in kleinen 
Nebenmagazinen verarbeitet, und zwar in den Magazinen der Kokereien, der 
Kraftwerke und sonstiger Nebenbetriebe. Diese Magazine verfügen nicht über 
Buchungsautomaten, weil ihr geringer Materialumschlag deren Einsatz wirt­
schaftlich nicht rechtfertigt. 

In diesen Magazinen werden die Materialbestände aufgrund der erfaßten 
Zu— und Abgänge auf den Bestandskarten manuell errechnet und fortge­
schrieben. Für die dezentral, also in den Nebenmagazinen, verausgabten 
Materialien verarbeiten die Disponenten im Zentralmagazin manuell die 
Zu— und Abgangsdaten auf den entsprechenden Dispositionskarten. 
Aufgrund der Zu— und Abgangsdaten und der Materialverlagerungen errech­
nen sie täglich die Bestände des Zentralmagazins. Die Bestände der Neben­
magazine werden durch die Disponenten jedoch nur monatlich errechnet, 
und zwar anhand der von der Lochkartenstelle gelieferten Auflistungen der 
in diesen Magazinen erfolgten Materialausgaben. 

Manuell werden auch die übrigen erforderlichen Auswertungen, wie Durch­
schnittsverbrauch des letzten Monats, Durchschnittsverbrauch der letzten 
sechs Monate, Lagerumschlagsziffern u.a. durchgeführt. 

6.411 Datenverarbeitung auf Buchungsautomaten 

Mit Hilfe von Buchungsautomaten werden im Zentralmagazin und in den 
Nebenmagazinen der Grubenbetriebe sämtliche Zu— und Abgänge daten-
mäßig unmittelbar bei jeder Materialbewegung verarbeitet, so daß nach jeder 
Buchung der neue Materialbestand vorliegt. 

Das gleiche gilt für die Dispositionskarten der Disponenten, auf denen anhand 
der erfolgten Zu— und Abgänge maschinell 

a) der Durchschnittsverbrauch 

b) die noch zu liefernden oder zu bestellenden Mengen und 
c) die Mindestbestand—Unterschreitungen 

errechnet werden. 

6.412 Datenverarbeitung auf Lochkartenmaschinen 

Die durch die Unternehmensgröße von Bergbauunternehmen bedingte Viel­
falt von notwendigen Auswertungen der Materialrechnungs—Daten erfordert 
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zwingend den Einsatz von Maschinen. Diese Auswertungen werden bislang 
noch mit Hilfe von konventionellen Lochkartenmaschinen vorgenommen. 
Im Gegensatz zur Datenverarbeitung in den Magazinen und bèi den Dis­
ponenten, deren Ergebnis reine Mengenrechnungen sind, werden hereinge­
gebene Daten in der zentralen Lochkartenstelle der Abteilung Materialver­
rechnung mengen— und wertmäßig verarbeitet. 

Die Verarbeitung der Daten führt zu Ergebnissen, die 

der Materialbuchhaltung 
der Betriebsabrechnung und 
der Materialstatistik 

dienen. 

Aufgabe der Materialbuchhaltung ist die Erfassung aller Bewegungen innerhalb 
der Kontenklasse 3, aufgegliedert nach Materialnummern innerhalb der Be­
standskonten. Sie ist, wie bereits erläutert, ein sog. Hilfsbuch dieser Konten­
klasse. Dieser Aufgabe entsprechend steht die wertmäßige Erfassung der 
Material-Bewegungen und —Bestände an erster Stelle. 
Für die Betriebsabrechnung wird die Aufteilung des gesamten Material­
verbrauchs nach den einzelnen Kostenstellen verlangt. 
Die Verarbeitung der Daten für die Zwecke der Materialstatistik führt zu 
Ergebnissen, die der Unternehmensführung als Grundlage der Disposition 
dienen und für die einzelnen Betriebe zur eigenen Kostenkontrolle und 
Auftragsabrechnung unentbehrlich sind. 

Für die vorgenannten Zwecke werden die Zugangs— und Ausgabekarten in 
der zentralen Lochkartenstelle zu verschiedenen Auswertungen verarbeitet. 
Zur Veranschaulichung der dazu notwendigen Arbeitsvorgänge haben wir 
die bei der Programmierung übliche Darstellung in Form von Flußdiagrammen 
mit Abweichungen von der ihnen eigenen starren Form verwendet. 
Die Vorteile dieser Darstellungsart liegen in der Möglichkeit, die Arbeitsvor­
gänge in ihrer zeitlichen Reihenfolge zu verbinden. 

Grundlage der gesamten Materialrechnung sind der Material—Eingangs— und 
—Ausgabeschein. Der chronologische Fluß dieser Belege ist aus den Anlagen 
6 - 8 ersichtlich. Aus Anlage 9 ist erkennbar, welche Buchungen durch diese 
beiden Belege jeweils ausgelöst werden. 

Die wichtigsten Auswertungen der Lochkartenstelle werden im Folgenden 
tabellarisch dargestellt: 

1. Bestandsermittlung je Konto u. Materialklasse, Erstellung von Bestands— 
und Preislisten mit Umsatzfortschreibung (vgl. dazu Anlage 10} 
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Dazu gehören 

a) Abstimmen der Umsätze und Bestände und 

b) Bestandsfortschreibung, 

wozu folgende Auflistungen notwendig sind, die wir hier nur beispielhaft 
darstellen: 

Liste Ol 

Konto 
Nr 

16 

Statistisches 
Merkmal 

4 

Material 
Nr 

6 172 718 

Vortrag 

Menge 

V 300,000 
S 280,000 

Wert 

1.718*0 
1656.00 

Eingänge 

Menge 

60.000 

Wert 

160,00 

Ausgänge 

Menge 

60.000 

Wert 

240,00 

Zu dieser Aufl istung werden folgende Lochkartenarten benötigt: 

a) Karten der alten Bestände, 

b) Karten sämtlicher Material—Eingänge, 

c) Karten sämtlicher Material-Ausgänge, 

und entsprechend unserer Belegflußdarstellung in Anlage 10 nachstehende 
Maschinen eingesetzt: 

a) Sortiermaschine 

b) Mischer 

c) Tabelliermaschine 

d) Doppler. 

Liste 02 

Monat Jahr Statistische 
Merkmale 

Material 
Nr 

Bestand ani 

Menge Einheits­
preis 

Wert 

Mater ia l 
Nr 

Umsatz -
Fortschreibung 

Menge Wert 

Zu dieser Aufl istung werden 

a) die unbewegten Bestandskarten 

b) die neuen Bestandskarten 

eingesetzt, dh. entsprechend den Belegflußdarstellungen 

folgende Maschinen eingegeben: 
in Anlage 10 in 
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a) Rechenlocher . 
b) Mischer 
c) Tabelliermaschine 

d) Doppler. 

2. Betriebsabrechnung je Magazin (vgl. dazu Anlage 11) 

Zu dieser Abrechnung werden lediglich die Materialausgabe-Lochkarten 

benötigt. Zur Erstellung der Abrechnung werden entsprechend unserer 

Darstellung in Anlage 11 

a) Tabelliermaschinen, 

b) Doppler, 
c) Sortiermaschinen 

eingesetzt. Die maschinelle Auflistung der gewünschten Abrechnung erfolgt 
in nachstehender Aufgliederung: 

Magai 
z in .tonds 

Konto 

Klasse Ab: 
Iah 
lung 

K o n t o 

kloss« 
Konten: wraoS= 

w g s : 
twrreh 

Nc stelle art 

Summe : 
)etrietafcsien.|Kaskn. *se,Abteilung 

tosttnort 

Wcrt{ in OM) Wart (in DM ) 

Summe : 
KOKD (ohne 
Kbstcnart) 

Wirt ( in DM) 

Summe; 
1) IH. Matr öl 
BJSOE .Bett Mat, 

3. Ermittlung der Materialkosten je Betrieb (vgl. dazu Anlage 12} 

Zur Ermittlung der Materialkosten je Betrieb werden 

al die monatlichen Doppel-Summen-Karten der Materialausgabe 
b) jeweils am 15., 20. und 25. des Monats die normalen Material-Ausgabe-

karten herangezogen. 

Anhand dieser Karten werden mit 

a) Sortiermaschinen und 
b) Tabelliermaschinen 

die Materialkostenabrechnungen für jeden ßetriebsbereich nach folgendem 

Schema aufgelistet: 

Betriebs 
N r 

Abnactmungs= 
bere ich 

Kosten= 
a r i 

K astern 

steile 

taufendes Material Speziai-Material 

DM DM 

tfcferkil insgesamt 

DM 
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4. Erstellung der allgemeinen Eingangsnachweisung (vgl. dazu Anlage 13} 
Zur Erfassung der gesamten monatlichen Materialeingänge werden entspre­
chend unserer schaubildlichen Darstellung in Anlage 13 nur die aufgrund der 
vorliegenden Material—Eingangsscheine und Lieferantenrechnungen abge­
lochten Eingangskarten herangezogen. 

Mil Hilfe von 

a) Sortiermaschinen 
b) Tabelliermaschinen 

c) Dopplern und 

d) Mischern 

werden die monatlichen Nach Weisungen in folgender Form aufgelistet: 

FmaanQsjBuchungs 
Monat Monal 

Karten 
ort 

MoQQZiri Mat.-Eing 
Schein N 

Konto 
Nr 

Retfmungs 
Nr 

5MHtKChK 
Merkmal 

Material 
Nr 

Material 

Menge 

Mcfcrnl 
Wart 

eesttn 
Nr 

5. Auftragsnummernschreibung für die sog. angegliederten Betriebe 
(vgl. dazu Anlage 14) 

Für die Abrechnung der Aufträge, welche die sog. angegliederten oder Hilfs­
betriebe für andere Betriebsbereiche ausgeführt haben, wird der dabei an­
gefallene Materialverbrauch maschinell auftragsgerecht aufgelistet als Grund­
lage für die innerbetriebliche Materialverrechnung. Dazu werden die abge­
lochten Material—Ausgabekarten herangezogen, und mit Hilfe von 

a) Dopplern 
b) Sortiermaschinen und 
c) Tabelliermaschinen 

Aufschreibungen in nachstehender Aufgliederung erstellt: 

Magazin Konto 
Nr. 

Au f t rags 

Nr 
Mal- Ausgabt Material 

Seh« in - N r J Menge 
Material 

iinheitspreis 
Material 
Werl 

Material 
Nr 

Mit dieser Aufzählung und Darstellung der Arbeitsvorgänge haben wir die 
wesentlichsten der vorgenommenen Auswertungen in der Materialrechnung 
erfaßt. Mit diesen Auswertungsvorgängen ist die zur Verfügung stehende 
Maschinenkapazität zu etwa 60 % ausgenutzt. 
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Die freien Kapazitäten bleiben jedoch nicht ungenutzt, sondern werden 
für kontinuierlich angeforderte Sonder—Auswertungen eingesetzt, wie z.B. 
für die maschinelle Ermittlung 

a) der Kosten für den eisernen Grubenausbau 

b) des Büromaterialverbrauchs einzelner Betriebsbereiche 

c) des Einsatzes sog. Spezialbetriebsmaterials durch einzelne Betriebe 
für bestimmte Perioden der Geschäftstätigkeit. 

6.413 Elektronische Datenverarbeitung 

In der von uns untersuchten Unternehmensgruppe wird die Materialrech­
nung zur Zeit noch im konventionellen Lochkartenverfahren durchgeführt. 
Es ist jedoch naheliegend, daß der deutsche Bergbau in Anbetracht der 
gegebenen Unternehmensgrößen und der damit notwendigen vielfältigen 
Aufgaben der Materialrechnung den Einsatz elektronischer Datenverarbei­
tungsanlagen vollziehen wird. 

Wir wollen deshalb im Folgenden kurzgefaßt die Vorteile eines Einsatzes 
elektronischer Datenverarbeitungsanlagen gegenüber dem Einsatz konven­
tioneller Lochkartenmaschinen aufzeigen. 

Im konventionellen Lochkartenverfahren können die Arbeiten nur nachein­
andergeschaltet in mehreren Durchläufen auf verschiedenen Maschinen 
durchgeführt werden. Elektronische Datenverarbeitungssysteme erledigen 
die programmierten Aufgaben wohl auch nacheinandergeschaltet, jedoch 
in einem Durchlauf. Bei Einplanung genügend großen Speicherraumes ist 
mit der Elektronik sogar ein Nebeneinanderarbeiten möglich. Dadurch 
werden die gewünschten. Ergebnisse wesentlich schneller zugänglich. Die 
Grenzen der elektronischen Datenverarbeitung liegen lediglich 

a) im Umfang des eingeplanten Speicherraumes, 
b) in den vorgesehenen Eingabe— und Ausgabe—Einheiten und 
c) in der Zuverlässigkeit der Gestaltung der Vorarbeit, also der Programmie­

rung. 
Über die beim Sortieren, Mischen und Speichern erzielbaren erheblich grös­
seren Geschwindigkeiten hinaus sind an weiteren Vorteilen elektronischer 
Rechenanlagen anzuführen: 

1. die fast unbeschränkte Speicher— und Rechenkapazität der Anlagen, 
2. die Fähigkeit der Anlagen, durch Programmierung logischer Entschei­

dungskriterien die Programme entsprechend zu variieren, 
3. die Möglichkeit der Programmspeicherung, 
4. die Realisierbarkeit maschineninterner Selbstkontrollen der errechneten 

Daten. 
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Die Durchführung der gesamten Materialrechnung mit Hilfe elektronischer 
Rechenanlagen würde also erhebliche Vorteile mit sich bringen. Der wesent­
lichste Vorteil scheint uns dabei jedoch folgender zu sein: 
Durch die Möglichkeit, die Materialbewegungen der Vergangenheit zu 
speichern, wäre im Rahmen der Materialrechnung eine automatische Ma­
terial—Disposition realisierbar. Die Bestandsrechnung könnte also mit einer 
Bedarfsrechnung gekoppelt werden derart, daß bei Erreichung eines bestimm­
ten Bestellbestandes mit Hilfe einer dafür angeschlossenen Recheneinheit 
automatisch eine Bestellkarte ausgestanzt würde. 

Bei der Einführung einer elektronischen Materialrechnung könnten die er­
strebten Vorteile großer Rechengeschwindigkeit jedoch nur dann voll zur 
Geltung kommen, wenn entsprechende Vorbedingungen dazu geschaf­
fen werden. Noch so große Rechengeschwindigkeiten des Systems allein 
genügen nicht, sondern es muß zunächst dafür Sorge getragen werden, daß 
die zu verarbeitenden Daten rechtzeitig vorliegen. Ein großes Hindernis auf 
dem Weg 2ur Erfüllung dieser Forderung, also zur schnelleren Information 
über die mengen— und wertmäßigen Bewegungen und Bestände, ist das 
verwendete Material—Verrechnungssystem zu Ist—Preisen. Bei diesem Bewer­
tungssystem ist, wie wir in Abschnitt 5.4 bereits erläutert haben, die Bewer­
tung der Materialzugänge eines Monats erst Mitte des Folgemonats abge­
schlossen, so daß die Bestandsrechnung erst ungefähr am 20. des Folge­
monats vorliegt. 

Auch bei Einsatz elektronischer Datenverarbeitungsanlagen könnte die Be­
standsrechnung nur unwesentlich früher vorliegen. Dieser Nachteil ist u.E. 
nur durch gleichzeitige Einführung eines Festpreissystems (vgl. Abschnitt 5.6) 
zu beseitigen. Mit der Einführung von Festpreisen könnte eine über einen 
längeren Zeitraum feststehende Preiskartei im Elektronenrechner gespeichert 
und alle maschinell errechneten Mengenbewegungen könnten unmittelbar 
zu Festpreisen bewertet werden. Die bisher sehr zeitraubende und personal­
aufwendige.Bewertungsarbeit würde damit entfallen. Nach Schaffung dieser 
Voraussetzungen würde die Durchführung der Materialrechnung mit Hilfe 
elektronischer Datenverarbeitungsanlagen im Hinblick auf die Erreichung des 
materialwirtschaftlichen Optimums folgende Vorteile mit sich bringen: 

1. Herabsetzung des durch die Magazinbestände gebundenen Kapitalsauf­
grund umfassender und zeitnäherer Disposition und damit Schaffung 
optimaler Bestände, 

2. Bessere Information der Zentraldienststellen über die Material kosten— 
Struktur der Betriebe durch schnellere Auswertung der Materialfluß— 
Daten, 
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3. Verringerung der Selbstkosten, durch Reduzierung des Personalbedarfs 
der Abteilung Material Verwaltung sowie durch Herabsetzung der Lager­
haltungskosten, 

6.42 Datenerfassung und Datenverarbeitung zur Stichtagrechnung 
{Die permanente Inventur} 

Wie bereits in Abschnitt 6.21 dargestellt, ist jeder Kaufmann durch die han­
delsrechtlichen Vorschriften des § 39 Abs. 2HGB und die steuerrechtlichen 
Vorschriften des § 160 Abs. 1 der Abgabenordnung (AOJ verpflichtet, neben 
der jährlichen Bilanzaufstellung am Schluß eines Geschäftsjahres innerhalb 
einer angemessenen Zeit eine Inventur durchzuführen, d.h. eine körperliche 
Aufnahme der Materialbestände vorzunehmen, und ein Inventarverzeichnis 
aufzustellen. Diese Vorschriften gelten jedoch entsprechend dem Ergebnis 
des vom Institut der Wirtschaftsprüfer erstellten Gutachtens Nr. 1/1940, 
dem sich der Gesetzgeber It. den Einkommensteuer-Richtlinien (EStRJ 
1955, Abschnitt 31, angeschlossen hat, nicht absolut, d.h. die Ermittlung 
der Ist—Bestände durch die sog. permanente Inventur ist in Deutschland 
handelsrechtlich geduldet und steuerrechtlich anerkannt. 
Damit ist gleichzeitig die Erstellung des Inventarverzeichnisses über die 
Materialbestände zum jeweiligen Bilanzstichtag anhand der Bestandsfort­
schreibungen in der Lagerbuchführung gestattet, allerdings unter der Vor ­
aussetzung, daß die Lagerbuchführung bestimmten Mindestanforderungen 
entspricht. 

Auf diese Weise werden denn auch im deutschen Steinkohlenbergbau die 
Materialbestände zum jeweiligen Bilanzstichtag ermittelt. Über die Bewer­
tung dieser Stichtagsbestände haben wir bereits in Abschnitt 5.4 berichtet. 
Wir verweisen darauf. Darüber hinaus nimmt der deutsche Steinkohlenberg­
bau in gesetzlich zulässiger Weise die körperliche Ermittlung der Material­
bestände durch permanente Inventur vor. Bei der Vielzahl der bergbaulichen 
Materialarten und der zwangsläufig umfangreichen Lagermengen, die hier 
gehalten werden, wäre eine stichtaggerechte körperliche Aufnahme der Be­
stände ohnehin praktisch überhaupt nicht durchführbar. 

Die permanente Inventur, also der Soll—Ist—Vergleich der Materialbestände 
eines Unternehmens, ist bei Vorliegen folgender Voraussetzungen als ord­
nungsgemäß anzusehen; 

1. Es müssen taufend beigetragene, buch— oder karteimäßige Aufzeichnungen 
über die Matertal—Mengenbewegung geführt werden (Bestandsfortschreì-
bung), 

2. Zwischen Anfang und Ende eines jeden Geschäftsjahres müssen die durch 
Fortschreibung ermittelten Soll—Bestände jeder Materialart mindestens 
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einmal mit den durch körperliche Aufnahme ermittelten Ist-Beständen 
abgestimmt werden, 

3. Diese laufenden Vergleiche zwischen Soll— und Istbeständen müssen von 
Personen oder Stellen durchgeführt werden, zu deren Aufgaben nicht 
die Lagerung und Fortschreibung der Materialien gehören. 10) 

In unseren Ausführungen zur Materialrechnung in Abschnitt 6 wurde bereits 
aufgezeigt, daß die unter 1 genannten Voraussetzungen im deutschen Stein­
kohlenbergbau gegeben sind, d.h. daß die Materialbestände ordnungsmäßig 
fort geschrieben werden. 

Über die Durchführung der permanenten Inventur in der von uns unter­
suchten Unternehmensgruppe unter Einhaltung der unter 2. und 3. für deren 
Ordnungsmäßigkeit genannten Voraussetzungen berichten wir im Folgenden. 

6.420 Durchführung der permanenten Inventur durch die Magazinverwalter 

Die Aufgabe der Magazinverwalter ist die laufende Überwachung der Über­
einstimmung der Sol l- und Istbestände. Dazu haben sie die Aufgabe, die 
Material—Lagerung so zu organisieren, daß die Materialklassen und Stoff­
gruppen in fortlaufender Reihenfolge angeordnet werden und damit leicht 
prüfbar sind. Die von ihnen durchzuführenden Überprüfungen müssen auf 
Anweisung der Abteilung Materialverwaltung im Laufe eines Geschäfts­
jahres alle magazinierten Materialpositionen mindestens einmal und alle 
im Freien- lagernden Materialien mehrmals erfassen. 

Diese Überprüfungen der Materialbestände sind im strengen Sinne nicht als 
permanente Inventur entsprechend den handeis— und steuerrechtlichen 
Möglichkeiten zu werten, da sie nicht von neutralen Stellen, d.h. solchen, 
zu deren Aufgaben nicht die Lagerung und Fortschreibung der Materialien 
gehört, durchgeführt werden. Einen wesentlichen Effekt haben diese Über­
prüfungen dennoch und zwar den, daß eine ordnungsmäßige Bestandsfüh­
rung garantiert und die Gefahr von Fehlbeständen erheblich eingeschränkt 
wird. Unter diesem Aspekt sind die von den Magazinverwaltern durchgeführ­
ten Bestandsprüfungen zumindest in ihrer Auswirkung den durch neutra­
le Dienststellen vorgenommenen permanenten Inventuren gleichzusetzen oder 
als deren Ergänzung bzw. wertvolle Vorarbeit dazu anzusehen. Aus diesem 
Grunde sollen in diesem Zusammenhang auch die Durchführung dieser Soll— 
I st—Vergi eiche und die sich aus den Vergleichsergebnissen ergebenden Kon­
sequenzen erläutert werden. 

Zur Vorbereitung der körperlichen Bestandaufnahmen werden zu Beginn jeden 
Jahres in den einzelnen Magazinen sog. Material—Bestandsaufnahmebücher 

10) Vgl. Gutachten Nr. 1/1940 des Instituts der Wirtschaftsprüfer, Düsseldorf 
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anflogt, in denen die zu prüfenden Materialpositionen in folgender Reihen­
folge eingetragen werden: 

1. Material der Kategorie I und I I , d.h. verschlüsseltes Material für den Über— 
und Untertage-Betrieb 

2. Ladenhüter, die früher unter Kategorie I und 11 verschlüsselt waren 
3. Material der Kategorie I I I , sog. Spezialbetriebsmaterial 

4. Ladenhüter der Kategorie III 

5. Bei Lieferanten lagerndes Material. 

Materialien, die zum Bilanzstichtag des Vorjahres einen O-Bestand auswie­
sen, werden nur dann neu in die Aufnahmelisten eingetragen, wenn sie lau­
fend benötigt werden und mit ihrem Wiedereingang unmittelbar zu rech­
nen ist. 

Materialien, die im vorangegangenen Jahr körperlich nicht aufgenommen 
wurden, werden bei der Neueintragung besonders gekennzeichnet, damit 
sie im laufenden Jahr bevorzugt zur Aufnahme gelangen. 
Materialbestände, die im vorangegangenen Jahr ohne Bewegung geblieben 
waren, werden bei der Eintragung in die Bestandslisten gekennzeichnet und, 
wenn in absehbarer Zeit kein Bedarf dafür vorliegt, an das Zentralmagazin 
verlagert. 

Die Ladenhüter werden aus Gründen der Bestandskontrolle in den Aufnahme­
listen nach Materialklassen und Anschaffungsjahren getrennt eingetragen. 
Anhand dieser Aufnahmelisten werden im laufenden Geschäftsjahr alle 
Materialpositionen mindestens einmal, alle im Freien lagernden Materialien 
in jedem Falle mehrmals einer körperlichen Bestandsaufnahme unterzogen. 
Das gilt ohne Einschränkung auch für das bei Firmen lagernde Material, 
dessen Bestandsbewegungen karteimäßig fortgeschrieben werden und dessen 
Bestände anhand dieser Fortschreibungen überprüft werden. 
AHe vorgenommenen Bestandskontrollen werden jeweils am Tage der Aufnah­
me mit allen notwendigen Angaben unter der entsprechenden Position im 
Bestandsaufnahmebuch vermerkt. Auch in der von den Magazinen geführ­
ten Materialkartet werden die Inventurergebnisse notiert und durch Unter­
schrift des Magazinverwalters oder dessen Vertreters bestätigt. 
Aufgrund der körperlichen Aufnahmen festgestellte Bestandsdifferenzen 
können folgende Ursachen haben: 

1. Ausgabefehler 
2. Buchungsfehler 
3. Material—Verwechslungen 

4. natürlicher Material—Schwund 
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5. Verderb oder Bruch des Materials 

6. Diebstahl 

7. Belastung falscher Material-Nummern 
8. Abbuchung, jedoch unterbliebene Abholung des Materials 

9. Abholung, jedoch unterbliebene Abbuchung des Materials 
(z.B. Entnahmen von Freilagern) 

10. Sonstige Gründe. 

Diese Bestandsdifferenzen werden wie folgt reguliert: 

a) Fehlbestände aufgrund von Material—Schwund, — Verderb oder -Bruch 
und Diebstahl durch entsprechende Ausbuchung 

b) Plus— resp. Minusbestände aufgrund von Buchungsfehlern, Material-
Verwechslungen oder Belastung falscher Materialnummern durch ent­
sprechende Korrekturbuchungen 

c) Plusbestände aufgrund von Abbuchungen bei unterbliebener Abholung 
des Materials durch entsprechende Gutschrift 

d) Minusbestände aufgrund von Abholungen bei unterbliebener Abbuchung 
des Materials durch entsprechende Nachbelastung. 

Die dazu ausgestellten Belege werden so abgefaßt, daß die Ursache der zu 
regulierenden Differenz klar erkennbar ist. 

Überwacht werden diese Bestandsaufnahmen durch die Abteilung Material­
verwaltung, der vierteljährlich die Anzahl der aufgenommenen Positionen 
gemeldet werden müssen. 

Nach Abschluß eines Geschäftsjahres werden die Bestandsaufnahmebücher 
der einzelnen Magazine an die Abteilung Materialverwaltung zur Aufbewah­
rung gesandt. Dort werden sie für eventuelle Prüfungen zur Verfügung der 
Jahresabschlußprüfer (Wirtschaftsprüfer) gehalten. 

6.421 Durchführung der permanenten Inventur durch beauftragte Prüfer 
der internen Revision 

Wie bereits in Abschnitt 6.42 erläutert, werden Stichtagrechnungen bei An­
wendung des Verfahrens der sog. permanenten Inventur vom Gesetzgeber 
nur dann anerkannt, wenn die laufenden Vergleiche zwischen Soll— und 
Ist—Beständen von neutralen Dienststellen, also von solchen, zu deren Auf­
gaben nicht die Lagerung und Fortschreibung der Bestände gehört, durchge­
führt werden. 

In Großbetrieben gehören die Aufnahmearbeiten für die permanente In­
ventur in der Regel zum ständigen Arbeitsprogramm der internen Revision. 
Das ist auch im deutschen Steinkohlenbergbau so. Die neutrale und unab­
hängige Stellung der internen Revision, die allein autarke Prüfungsfunk­
tionen und damit objektive Prüfungsmaßstäbe garantiert, wird im deutschen 
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Bergbau dadurch dokumentiert, daß die interne Revision als Stabstelle direkt 
den Vorstandsvorsitzenden der Unternehmungen unterstellt und nur diese der 
Revisionsabteilung gegenüber weisungsbefugt sind. 

Zur Durchführung der permanenten Inventur steht der internen Revision, 
je nach Größe des Unternehmens, ein auf diese Arbeiten spezialisiertes Prü-
fungs—Team in der Größenordnung von etwa 2 bis 6 Mitarbeitern zur Ver­
fügung. Dieses Team setzt sich in der Regel aus Angestellten zusammen, die 
aus dem Bereich der Materialwirtschaft kommen, und die sich dort aufgrund 
umfassender Materialkenntnisse und korrekter Arbeitsweise für dieseAuf-
gaben qualifiziert haben. Für dieses Team wird vom Prüfungsleiter ein jähr­
licher Arbeitsplan ausgearbeitet, der die Reihenfolge der jeweils zu prüfen­
den Magazine festlegt, die Namen der jeweiligen Prüfer bestimmt und deren 
Einsatz so steuert, daß der nächstfolgende Prüfungsauftrag den Prüfern immer 
erst nach Beendigung ihres letzten Prüfungsauftrages zur Kenntnis gebracht 
wird. 

Zu diesen Prüfungen, die grundsätzlich ohne vorherige Ankündigung vorge­
nommen werden, sind die Magazin—Bediensteten angewiesen, den Prüfern 
der Revisionsabteilung sämtliche Buchungsunterlagen vorzulegen und alle 
gewünschten Auskünfte zu erteilen. 

Bei den . Prüfungen selbst wird grundsätzlich folgender Verfahrensablauf 
praktiziert: 

1. Die beauftragten Prüfer nehmen in Anwesenheit des jeweils zuständigen 
Lageristen plangemäß die Materialbestände durch Zählen, Messen, Wiegen, 
in gewissen Fällen auch durch Schätzen, körperlich auf und tragen die 
Ergebnisse in eigens dazu vorbereitete Aufnahmelisten in der Reihen­
folge der angegebenen Materialnummern ein. 

2. Die aufgenommenen Ist—Bestände werden mit den in Karteikarten der 
Magazine nachgewiesenen Soll—Beständen verglichen unter Berücksich­
tigung noch im Umlauf befindlicher Belege. 

Die sich ergebenden Sollmengen werden ebenfalls in die Aufnahmelisten 
eingetragen. 

3. Ergeben sich beim Vergleich der Soll— mit den Ist—Mengen keine Diffe­
renzen, so bestätigen die Prüfer die Übereinstimmung der Soll— und Ist-
Zahlen durch Hiindzeichen in den Karteikarten der Magazine. 

4. Stellen die Prüfer Differenzen fest, so werden die jeweiligen Magazinver­
walter hinzugezogen zur gemeinsamen nochmaligen Überprüfung der 
entsprechenden Materialpositionen. Bleibt es bei den getroffenen Fest­
stellungen, so werden die Bestandsdifferenzen auf den Karteikarten der 
Magazine vermerkt und von Magazinverwalter und Prüfer gemeinsam 
durch Handzeichen bestätigt. 
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Die entsprechenden Aufzeichnungen der Prüfer in ihren Aufnahmelisten 
werden von den Magazinverwaltern ebenfalls durch Unterschrift bestätigt. 

5. Nach Beendigung jeder Magazin—Prüfung 1 indet in dem betreffenden Ma­
gazin eine Schlußbesprechung statt, in der, zum Zwecke der Analyse der je­
weiligen Bestandsführung, zu Ursprung und Umfang der festgestellten Dif­
ferenzen Stellung genommen wird. 

6. Über das Ergebnis der jeweiligen Magazin—Prüfungen erstattet die interne 
Revision Bericht. Diese Berichte dienen einmal dem kaufmännischen Vor­
stand als Grundlage für die Beurteilung der Bestandsführung des Unter­
nehmens und den Jahresabschlußprüfern (Wirtschaftsprüfern) als Nachweis 
der Ordnungsmäßigkeit der Bestandskontrolle im Sinne der handeis- und 
steuerrechtlichen Vorschriften. 

Als Basis für die Behandlung von Bestandsdifferenzen It. körperlicher Be­
standsaufnahme gilt grundsätzlich folgende Regelung: 

a) Alle geringfügigen Differenzen, d.h. solche, die in ihrem Wert unter DM 1 ,— 
liegen, werden von der internen Revision in ihren Prüfungsberichten zwar 
nicht erwähnt, von der Magazinverwaltung jedoch in der Bestandsfort­
schreibung korrigiert durch entsprechende Ein—,Aus— oder Korrektur-
Buchung (vgl. unter Abschnitt 6.420). 

b) Bei Materialien, die über Zählwaagen manipuliert werden, gelten Abwei­
chungen innerhalb der Toleranz von ± 1,5 % zum Buchbestand, die sich bei 
dreimaligem Wiegen als Mittelwert ergeben haben, nicht als Bestands­
differenz. 

c) Handelsübliche Toleranzen werden wie.geringfügige Differenzen behandelt 
(siehe unter b). 

d} Bei Aufnahme von Holzbeständen in den Bestandseinheiten rm und cbm 
werden die durch Schätzungen bedingten Toleranzen im Einvernehmen 
zwischen der internen Revision und der Abteilung Materialverwaltung 
festgelegt. 

e) Materialverwechslungen werden gesondert ausgewiesen. 

7 Die Materialzuführung 
Im abschließenden Kapitel dieser Arbeit wollen wir uns der Organisation der 
Materialzuführung zuwenden. Sie ist neben der Materialdisposition der wich­
tigste Faktor zur Erreichung des materialwirtschaftlichen Optimums. Die 
Minimierung der Durchlaufzeit des Materials durch den materialwirtschaft-
lichen Bereich hat ganz erheblichen Einfluß auf das Kostengefüge der Unter­
nehmen. Diese Teilfunktion der Materialwirtschaft soll deshalb ihrer Bedeu — 
tung entsprechend eingehend behandelt werden. 

Wir werden dazu in den folgenden Abschnitten, entsprechend dem Material­
fluß innerhalb der Materialwirtschaft, nämlich 
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Materialeingang 

Materialprüfung 

Materiallagerung 

Materialausgabe, 

die Möglichkeiten der Materialzuführungs—Organisation aufzeigen, die Praxis 

der Materialzuführung im deutschen Steinkohlenbergbau darlegen und kri­

tisch dazu Stellung nehmen. 

7.0 Die organisatorischen Möglichkeiten der Materialzuführung 

7.00 Der Materialeingang 

Innerhalb der Materialwirtschaft zielen alle organisatorischen Regelungen 
darauf ab, die von der Geschäftsleitung festgelegten Teiloptima zu erreichen 
und zu erhalten. 1) Derartige Regelungen sind bereits am Anfang des Material 
—Flusses, also beim Materialeingang, notwendig. -

Grundsatzlich hat die Materialeingangsstelle die Aufgabe, das gesamte in den 

Betrieb eingehende Material von den Lieferanten bzw. deren Beauftragten 

(z.B. Frachtführern) entgegenzunehmen, gegebenenfalls zu entladen und einer 

zunächst oberflächlichen Prüfung zu unterziehen. Diese Prüfung hat sich zu 

beziehen auf: 

1. Vergleich der'eingehenden Materiallieferung mit der dieser Lieferung zu­

grunde liegenden Bestellung (anhand einer vorliegenden Bestellkopie) 

2. Vergleich der angelieferten Material—Teile mit den vorgelegten Lieferpa­

pieren (Lieferschein, Frachtbrief) 

3. Inaugenscheinnahme der angelieferten Pakete, Behälter usw. zur Beurtei­

lung der äußeren Beschaffenheit der Sendung. 2) 

Logischerweise wird dem Anliefernden nur die tatsächlich eingegangene Ma­

terialmenge bestätigt. Werden äußere Beschädigungen der angelieferten Ma­

terialien festgestellt, so ist es notwendig, diese vom Anliefernden schriftlich 

bestätigen zu lassen als Unterlage für eventuell notwendig werdende Mängel­

rügen. Bei vereinbarter Selbstabholung von Materialien ab Lieferwerk wird das 

eigene Transportrisikoinder Regel durch den Abschluß einer Versicherung aus­

geschaltet. 

NachWahrnehmungderErstkontrolle ist es Aufgabe der Materialeingangsstelle, 

I l Vgl. Grochla, E., Materialwirtschaft, S. 49 ff., Wiesbaden 1958 

2) Vgl. Sundhoff, E., Grundlagen und Technik der Beschaffung, Seite 194 f f , Essen 1958 
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die Abteilungen Einkauf, Materialverwaltung und Rechnungsprüfung vom 
Materialeingang zu unterrichten. Das geschieht in der Regel durch Material— 
Eingangsscheine, die in mehreren Exemplaren ausgestellt und den genannten 
Dienststellen zugestellt werden. Die Material—Eingangsscheine enthalten die 
den Frachtbriefen bzw. den Lieferscheinen entnommenen Angaben, eventuell 
korrigiert aufgrund der Feststellungen der Eingangsprüfung. Im Anschluß daran 
hat die Materialeingangsstelle das Material direkt an die Bedarfsstellen oder an 
das zuständige Magazin weiterzuleiten, gegebenenfalls erst nach Durchführung 
von Qualitätsprüfungen. 

Organisatorisch gehört die Materialeingangsstelle in der Regel zum Bereich 
Materialwirtschaft. Sie sollte dabei von der Einkaufsabteilung, aber auch von 
der Magazinverwaltung unabhängig sein, um objektive Feststellungen treffen 
zu können. Man findet in der Praxis zwar häufig in einem Unternehmen meh­
rere dezentral angeordnete Materialeingangsstellen, doch besteht einedndeu-
tige Tendenz zur Zentralisierung, und zwar deswegen, weil man nachMögÜcb-
keit die Verantwortung für die orgnungsgemäße Durchführung der Material­
eingangskontrolle nicht dezentralisieren will. Nur in Großunternehmen mit 
räumlich dezentralisierten Werken ist es unumgänglich, mehrere Warenein­
gangsstellen zu schaffen, die dann allerdings nur für Direktlieferungen von den 
Lieferanten und nicht für die Lieferungen an das Zentrallager des Hauptwerkes 
zuständig sind. Generell ist zu dieser Frage zu sagen, daß eine zentrale Ab-
wicklungderWareneingangskontrollefürGroßbi:triebe mit dezentralisierten Be­
triebsstätten nur dann zweckmäßig erscheint, wenn nach der Materialannahme 
keine kostspieligen, mit Zeitverlust verbundenen Transporte zu diesen Wer­
ken mehr notwendig sind, 

7.01 Die Materialprüfung 

Zur Sicherung eines ordnungsmäßigen Betriebsablaufes und der programmge­
rechten Erfüllung der Betriebsleistung ist es erforderlich, daß jede eingehende 
Materiallieferungüber die Vorkontrolle hinaus noch im einzelnen geprüft wird. 
Die dazu notwendigen materiellen kontrollvorgänge erstrecken sich auf 

1. Art und Menge und 
2. Qualität 

des angelieferten Materials, 

7.010 Die Mengenprüfung 

Die mit der Mengenprüfung betraute Dienststelle hat alle eingehenden Mate­
riallieferungen 

a) auf die bestellte Materialart und 
b) auf die bestellten Materialmengen 
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hin zu kontrollieren. Die Kontrolle der Material mengen ist dabei im Regelfall 
durch Zählen, Messen oder Wiegen, und nur in Sonderfällen durch Schätzen 
vorzunehmen. Erst wenn die Mengenbestätigung auf den Materialeingangs­
scheinen. oder Lieferscheinen erteilt ist, gehen diese Unterlagen an die Rech­
nungsprüfung und an die Magaztnverwaltung als Grundlage für die 

a) Prüfung der Lieferantenrechnungen und 
b) Einbuchung der Lieferungen in die 

Materialkartei. 

Die notwendigen Mengenprüfungen können einmal von der Materialeingangs­
stelle, zum anderen aber auch von den Magazinen vorgenommen werden. 
Die Vornahme dieser Prüfung durch die Materialeingangsstelle wäre deswegen 
zweck mäßig, weil dort sämtliche Materialeingänge ohnehin schon oberflächlich 
zu prüfen sind, andererseits jedoch trägt das Empfangsmagazin letztlich die 
Verantwortung für die mehgenmäßige Richtigkeit der einzulagernden Bestän­
de, so daß die Gefahr von Doppelarbeit besteht, dann nämlich, wenn die Men­
genkontrollen von der Materialeingangsstelle vorgenommen werden und die 
Magazine dann aus Sicherheitsgründen geneigt sind, eine nochmalige Mengen­
kontrolle durchzuführen. 3) 

Die organisatorisch richtige Entscheidung dieses Problems wird nur nach Maß­
gabe der jeweiligen Lage eines Unternehmens zu treffen sein, d.h. in Kenntnis 
der Standorte der einzelnen Betriebsstellen. 

7.011 Die Qualitätsprüfung 

Neben der Mengenprüfung ist der Qualitätskontrolle aller eingehenden Ma­
terialien erhebliche Aufmerksamkeit zu widmen. In materialintensiven Pro­
duktionsbetrieben oder Betrieben, in denen das eingesetzte Material aus 
Sicherheitsgründen besonderen Qualitätsansprüchen genügen muß, z.B. im 
Bergbau, kommt der Qualitätsprüfung aller eingehenden Materialien sogar erst­
rangige Bedeutung zu. In materialintensiven Betrieben kann eine zu sorglose 
oder unterlassene Qualitätsprüfung dazu führen, daß 

— Verluste nicht nur des fehlerhaften Materials, sondern auch der mitverar­
beiteten Stoffe, der für die Verarbeitung aufgewendeten Lohn—, Energie— 
und anteiligen Gemeinkosten entstehen, wenn die Fehlerhaftigkeit des 

Materials erst während der Produktton entdeckt wird; 

.— Ersatzlieferungen notwendig werden; 
— Schadenersatzansprüche zu befriedigen sind; 

3) Vgl. Sundhoff, E., Grundlagen und Technik der Beschaffung, S. 196 ff. Essen 1958 
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unverkäufliche Fertigwarenbestände entstehen; 
- der good will des Unternehmens geschädigt wird, wenn die Fehlerhaftigkeit 

des eingesetzten Materials erst nach Fertigstellung bzw. Verkauf der Erzeug­
nisse offenkundig wird. 4) 

Xlte diese Einzeltatbestände können für sich den Niedergang eines Unterneh-
nens hervorrufen. Noch schwerer allerdings wiegen unterlassene Qualitäts-
orüfungen in Bergbaubetrieben, wo der Einsatz qualitativ ungeeigneter Ma­
terialien die Sicherheit des Menschen am Arbeitsplatz gefährden, d. h. Gefahr 
für Leib und Leben bedeuten kann. 

Qualitätsprüfungen sind also in jedem Falle sorgfältig und rechtzeitig, d. h. so­
fort nach der Eingangs— und Mengenkontrolle durchzuführen. 

Qualitätsprüfungen erstrecken sich auf sämtliche Eigenschaften, die das ange­
lieferte Material im Hinblick auf seinen Einsatz im Betriebspro^eß aufweisen 
muß. Bei der Vielzahl von Materialarten und den ebenso häufigen Verwen­
dungszwecken für jede Materialart hat sich eine große Zahl von Prüfungsver­
fahren herausgebildet, die sich laufend den neuesten wissenschaftlichen Er­
kenntnissen, insbesondere der Physik, Chemie und der wissenschaftlichen 
Stoffkunden anpassen und in neuester Zeit sogar selbst Gegenstand eines Teil­
bereiches innerhalb der Ingenieurwissenschaft geworden ist, nämlich des 
sog. MateriaIprüfungswesens. 5) 

Es ist damit offenkundig, daß die Qualitätskontrollen von den damitbefaßten 
Mitarbeitern weitgehende Spezialausbildung und Spezialkenntnisse fordernan-
dererseits dazu bestimmte Anlagen und Apparaturen für die Durchführung ge-
nauerMessungenerforderlich sind. Es wird deshalb nur in seltenen Fällen mög­
lich sein, für diese Prüfungen das Personal der Eingangskontrolle oder Maga­
zine einzusetzen. In der Regel werden deswegen in der Praxis sog. Material­
prüfstellen eingerichtet, die sich ausschließlich mit der Qualitätskontrolle an­
gelieferter Waren, oft aber auch mit der Fertigungs— und Abnahmekontrolle, 
zu befassen haben, 

Qualitätsprüfungen werden in der Regel anhand von Proben durchgeführt, die 
den Materiallieferungen entnommen werden. Richtlinien, Vereinbarungen und 
besondere Anweisungen der Geschäftsleitung entscheiden dabei über die Ar> 
zahTder Proben sowie über die Fehlergrenze, bei deren Erreichen das Material 
unter Geltendmachung einer Mängelrüge an den Lieferanten zurückgeht. Art 

4) Vgl. Gutenberg, E., Grundlagen der Betriebswirtschaftslehre, 1. Bd., S. 95, Berlin -

Gfttttngen-Heidelberg 1957 

5) Vgl. Deutsch, W1, Materialprüfung, Handwörterbuch der Betriebswirtschaft, 1 . Bd. 
Sp. 1471 f f . , Stuttgart 1938. 



114 

und Anzahl der zu nehmenden Stichproben werden unter dem Gesichtspunkt 
eines optimalen Einsatzes an Prüfungskosten für ein relatives Höchstmaß an 
Sicherheit in der Qualitätsbeurteilung der gelieferten Materialien in der Regel 
nach wissenschaftlichen Methoden bestimmt. 6) 

Die Ergebnisse der Qualitätsprüfungen werden in besonderen Prüfungsberich­
ten festgehalten, die im betrieblichen Belegfluß die Material—Eingangsscheine 
begleiten. 

Auf Qualitätsprüfungen beim Materialeingang kann nur verzichtet werden, 
wenn 

1. vom Lieferanten Prüfungszeugnisse eingereicht werden, 
2. der Material—Lieferant vom Material—Abnehmer abhängig ist, d. h. wenn 

dessen Qualitätsprüfungen in der Fertigung mit den Anforderungen des Ab­
nehmers abgestimmt wurden resp. von diesem beeinflußbar sind. 

Oftmals werden Qualitätsprüfungen außerhalb des Betriebes vorgenommen, 
und zwar 

a) bei Großaufträgen an Vorleistungsbetriebe durch eigene Abnahmebeauf­
tragte an Ort und Stelle, 

b) bei Qualitätsprüfungsaufgaben, die über das technische Vermögen der eige­
nen Prüfstelle hinausgehen, durch betriebsfremde Institutionen wie 

— staatliche Forschungsanstalten 
— Materialprüfungsämter 

— Institute der Technischen Hochschulen 

— Freie Forschungsinstitute 
— Private Laboratorien 

— Gemeinschafts—Institute der Verbände. 

Mit der technischen Ausstattung dieser Institutionen und den dort tätigen 
Spezialisten können in der Regel nur die Prüfungseinrichtungen der Großbe­
triebe konkurrieren. Die Mehrzahl der Unternehmungen bedient sich deshalb 
bei Spezialproblemen qualitativer Materialuntersuchungen dieser externen Ein­
richtungen. 

7.02 Die Lagerorganisation 

Es ist in der Praxis unter bestimmten Voraussetzungen zwar möglich, die Ma­
terialzuführung so zu organisieren, daß nach den notwendigen Prüfmaßnahmen 
das angelieferte Material ohne Vorlagerung unmittelbar in den Betrieb gelangt 
(sog. fertigungssynchrone Anlieferung), doch ist das nicht der Regelfall. Die 
Mehrzahl der Unternehmen sind durch die Gegebenheiten des Marktes und des 
Betriebes gezwungen, zumindest in Teilbereichen das Prinzip der Vorratshal­
tunganzuwenden. 

6) Vgl. Kellerer, H., Theorie und Technik des Stichprobenverfahrens, München 1953 
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Lagern von Materialien bedeutet im betriebswirtschaftlichen Sinne jedoch nicht 
,,Aufbewahren"oder,',Ruhen",sondern Lagern ist hier die Durchführung eines 
Prinzips der Materialbereitstellung. 

Dieser Materialbereitstellungsfunktion entsprechend sind auch die Lager oder 
Magazine zu organisieren. 

7.020 Möglichkeiten der strukturellen Lagerorganisation 

Für die Festlegung der organisatorischen Struktur der im Betrieb notwendigen 
Lager bieten sich folgende Möglichkeiten an: 

1. Gliederung nach der Material—Sortierung 

a) materialorientierte Lager 

b| betriebsprozeßorientierte Lager 

2. Gliederung nach dem Standort 

a) zentrale Lager 
b) dezentrale Lager 

3. Gliederung nach Verantwortlichkeit 

a) zentrale Verantwortlichkeit 

b} dezentrale Verantwortlichkeit. ?) 

Gliederung nach der Materialsortierung 

Bei der Anwendung des Prinzips materialorientierter Lager werden jeweils be­
stimmte Materialarten oder Materialgruppen in einem Magazin zusammenge­
faßt. Auf diese Weise werden sämtliche in einem Unternehmen benötigten Ma­
terialien, die zu einer bestimmten Materialart oder Materialgruppe gehören, 
zentral gelagert und es ergeben sich damit Lagerbezeichnungen wie Stahl— 
und Eisen—, Holz—, Elektromaterial, Treibstoff—, Ersatzteil-, Büromaterial— 
Lager usw. 

DieseMaterialorientierungder Magazine ist in bestimmten Fällen sogar notwen­
dig, z. B. für die Trennung von leicht selbstzündenden, von leicht brennbaren 
oder wärmeempfindlichen, von kälteempfindlichen Materialien usw. Jedoch 
auch generell braucht die Materialorientierung dem Bereitstellungsprinzip 
für den Betrieb nicht zu widersprechen, wenn für den Lagerstandort die Opti­
mallösung gewählt wird. Im übrigen ermöglichen materialorientierte Lager 
eineSpezialisierungder E inrichtungen und des Personals, was sich zwangsläufig 
auf die Erfüllung der Materialbereitstellungsfunktion sehr günstig auswirkt. 
Ganz anders liegen die Verhältnisse dagegen bei den in der industriellen Praxis 
meist als Bereitstellungslager oder Handlager bezeichneten betriebsprozeß— 
orientierten Lagern. Diese sind ausschließlich nach den Erfordernissen eines 
bestimmten Betriebsprozesses aufgebaut und sortiert. Hier werden die einzel­
nen Lager in unmittelbarer Nähe der einzelnen Betriebsstätten eingerichtet 

7) Vgl. Grochla, E., Materialwirtschaft, Seite 55 ff. Wiesbaden 1958 
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und enthalten alle Materialarten, die für den jeweiligen Betriebsprozeß benötigt 
werden, selbstverständlich in der notwendigen mengenmäßigen Begrenzung. 

Material— und betriebsprozeßorientierte Lager müssen sich gegenseitig jedoch 
nicht ausschließen, sondern können auch miteinander kombiniert werden. 
Dabei werden dann beide Lagertypen in der Weise hintereinandergeschaltet, 
daß das eingehende Material zunächst in materialorientierte Lager gebracht 
wird,um von dort aus dann auf Anforderung an die betriebsprozeßorientierten 
Lager abgegeben zu werden. 

Ähnliche Merkmale zeigen sich bei den als Handlager bezeichneten betriebs­
prozeßorientierten Lagern. 

Hand lagerwerden jedoch nicht für Großserienfertigungsbetnebe, sondern mehr 
für die sog. Werkstattfertigung angelegt und von den Hauptlagern aufgrund 
von Material—Entnahmescheinen beliefert. Oftmals werden die an Handlager 
abgegebenen Kleinmaterial—Bestände unmittelbar als Verbrauch abgebucht. 
Die übrigen Bestände der Handlager sind jedoch grundsätzlich zum Material­
bestand der Unternehmung zu rechnen. Materialverbrauch tritt im letzteren 
Falle also erst durch Entnahme aus dem Handlager ein. 
Bereits in diesem Zusammenhang muß erwähnt werden, daß die Errichtung 
betriebsprozeßorientierter Lager zugleich die Schaffung eines dezentralen 
Lagerwesens bedeutet, wenn sich das Unternehmen in mehrere Betriebsstätten 
gliedert. 

Grundsätzlich läßt sich sagen, daß materialorientierte Lagerung in der Regel 
für Betriebsstoffe vorgezogen wird, während betriebsprozeßorientierte Lage­
rung vornehmlich für Roh— und Hilfsstoffe wegen deren unmittelbarer Be­
ziehung zum eigentlichen ßetriebsprozeß gewählt wird. 

Gliederung nach dem Standort 

Werden alle Materialien oder zumindest einzelne Materialgruppen bzw. —arten 
an einem Ort des Betriebes gelagert, so spricht man von der Anwendung des 
Prinzips zentraler Lagerung. 

Voraussetzung für die Realisierung dieses Prinzips ist, daß das Unternehmen 
seine Tätigkeit auf Betriebsstätten in einem geschlossenen Werksgelände kon­
zentriert. Bei Vorhandensein dezentraler Werke ist grundsätzlich auch das La­
gerwesen zu dezentralisieren, da die Lager entsprechend ihrer Materialbereit­
stellungsfunktioninder Nähe der Betriebsstätten anzuordnen si'nd, damit lange 
Transportwege vermieden werden. Vorteile der Lagerzentralisierung sind 

— bessere Dispositionsmöglichkeit aufgrund der Zusammenfassung des ge­
samten Materialbestandes 

— Optimierung der Kapitalbindung durch Konzentrierung der Lagerung an 
einer Stelle des Betriebes, 
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— günstige Auswirkung auf die Kostensituation durch die Zentralisierung auf­
grund der bestmöglichen Überwachbarkeit 

a) des Personaleinsatzes 
b) des Energieverbrauchs 

c) des Transportmitteleinsatzes 
d) der Raumausnutzung. 

Nachteile der zentralen Lagerung liegen vor allem darin, daß die Lager in 
oft ungünstigen Entfernungen zu den Betriebsstätten liegen und damit erhöhte 
Transportzeiten und —kosten anfallen. Selbst bei optimaler Plazierung der La­
ger wird es in der Praxis nicht möglich sein, einen derart engen räumlichen 
Kontakt zwischen Lager und Betriebsstätte herbeizuführen, wie er bei einem 
dezentralen Lagerwesen realisierbar ist. 

Wie bereits ausgeführt, ist eine dezentrale Lagerung immer dann notwendig, 
wenn ein Unternehmen dezentrale Betriebsstätten unterhält, dies schon allein 
deswegen, weil aus Gründen der Sicherung der Kontinuität des Betriebsprozes-: 
ses zumindest auf die Haltung geringer Lagerbestände in unmittelbarer Nähe 
dieser Betriebsstätten ni cht-verzichtet werden kann. 

Eine Dezentralisierung der Lager wird manchmal jedoch schon von der Ma­
terialart her notwendig, z. B. zur Verringerung des Brandrisikos bei feuerge­
fährlichen Stoffen. Vornehmlich ist ein dezentrales Lagerwesen jedoch mit der 
betriebsprozeßorientierten Materialsortierung verbunden, wobei grundsätzlich 
folgende zwei Möglichkeiten in Betracht kommen: 

a) ausschließlich dezentrale, betriebsprozeßorientierte Lager in unmittelbarer 
Nähe der Betriebsstätten, 

b) zentrale Hauptlager resp. einige materialorientierte zentrale Lager mit 
nach geschalteten dezentralen, betriebsprozeßorientierten Bereitstellungs­
oder Handlagern. 

Im zweiten Falle sind die Vorteile zentraler Lagerung mit den Vorteilen der 
Betriebsprozeßorientierung kombiniert. 

Die Vorteile dezentraler Lagerung liegen in der Möglichkeit, in weitaus stär­
kerem Maße als beim Zentrallager Rücksicht auf die Erfordernisse des Be­
triebsprozesses nehmen zu können. Die einzelnen Lager können jeweils dort 
plaziert werden, wo sie den günstigsten Zugang vom Betrieb her erlauben. Da­
durch werden optimale Transportzeiten und —kosten erreicht. 
Die Nachteile dezentraler Lagerung ergeben sich zwangsläufig aus der Umkeh­
rung der bereits genannten Vorteile der Wahl eines zentralen Lagerungsprin­
zips, also 

- höhere Bestandshaltung durch ungünstigere Möglichkeiten der Material­
disposition, 
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- größere'Kapitalbindung durch höhere Lagerkosten, 

— Erhöhung der Lagerhaltungskosten aufgrund mangelnder Kosten ko n trolle. 
WelchesOrganisationsprinzipletztlich für den Lagerstandort heranzuziehen ist, 
zentrale oder dezentrale Lagerung bzw. Kombination beider Prinzipien, das 
wird in der betrieblichen Praxis nur entschieden werden können aufgrund 

a) der räumlichen Anordnung des Betriebes, 

b) der Art des Betriebsprozesses und 
c) eines Kostenvergleichs zwischen den beiden genannten 

Organisationsprinzipien. 

Gliederung nach der Verantwortlichkeit 

Wesentlichen Einfluß auf eine zweckmäßige Struktur der Lagerorganisation 
hat die Entscheidung über die Regelung der Verantwortlichkeiten für das La­
gerwesen. Die Entscheidung, ob das Lagerwesen zentral oder dezentral zu 
leiten ist, ist dabei grundsätzlich unabhängig von der Problematik der Wahl 
eines zentralen oder dezentralen Lagerstandortes. 

Eine zentrale Verantwortlichkeit durch eine zentrale Lagerleitung li<;gt vor, 
wenn die Magazinverwalter der verschiedenen Materiallager einer gemeinsamen 
Instanz unterstehen. Diese zentrale Leitung braucht sich jedoch nur auf die 
sachlichen Aufgaben der Materialbereitstellungsfunktion zu beziehen. Das 
disziplinarische Unterstellungsverhältnis kann dabei durchaus anders genagelt 
sein. Das Auseinanderfallen von sachlicher und disziplinarer Unterstellung 
findet man in der Praxis vornehmlich bei zentraler Lagerleitung und räum­
lich dezentralisierten Betriebsstätten mit entsprechender Lagerung, wo die 
Magazinverwalter disziplinarisch den einzelnen Betriebsleitern unterstehen, 
und nur sachlich gegenüber einer einheitlichen Lagerleitung weisungsgebun­
den sind. 

Eine zentrale Lagerleitung bei dezentralem Lagerstandort wird immer dann 
zweckmäßig sein, wenn die dezentralen Lager von einem Zentrallager hinsicht­
lich Materialdisposition und —belieferung abhängig sind. Bei weitgehender 
Selbständigkeit dereinzelnen unterhaltenen Lager, also bei rein betriebsprozeß-
orientierter Lagerorganisation ohne materialorientierte Zentrallager, wird auch 
die Lagerleitung im Regelfall dezentralisiert sein. 

Die Vorteile einer zentralen Verantwortlichkeit für das Lagerwesen bestehen 
in 

a) der Möglichkeit der einheitlichen Bestandsüberwachung aller Materialbe­
stände, 

b) der verwaltungs— und abrechnungstechnischen Koordinierung aller Lager, 

c) dem direkten Instanzenweg, zwischen Geschäftsleitung und Lagerverwal — 
tung und damit in der unmittelbaren Umsetzbarkeit von Anordnungen und 
der Konzentration von Vollzugsmeldungen. 
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Wie bereits dargelegt, ist das Prinzip dezentraler Verantwortlichkeit für das 
Lagerwesen nur bei räumlich dezentralem Lagerstandort durchzuführen und 
bedeutet dann die Unterstellung eines jeden Lagerverwalters unter eine andere 
Instanz ohne Zusammenfassung des gesamten Bereichs. Diese Regelung wird 
im allgemeinen nur dann erwogen, wenn die einzelnen Betriebsstätten eines 
Unternehmens organisatorisch weitgehend selbständig und auchhinsichtlich 
ihrer Leistungserstellung innerhalb des gesamten Betriebsprozesses unabhängig 
sind. In solchen Fällen werden die Lagerverwalter in der Regel nicht einem 
Lagerleiter, sondern dem jeweiligen Betriebsleiter oder Werkleiter unterstellt. 
Diese organisatorische Regelung ist jedoch nur dann zu vertreten, wenn auf­
grund denHeterogenitätdes Betriebsprozesses die Notwendigkeit zur Koordi­
nierung des Lagerwesens für das gesamte Unternehmen nicht besteht. 
Der einzige Vorteil des Prinzips dezentraler Verantwortlichkeit für das Lager­
wesen besteht im engeren Kontakt zu den Betriebsstätten und damit in der 
Möglichkeit einer dem Betriebsprozeß gerechter werdenden Materialdisposition 
Für diesen Vorteil müssen allerdings erhebliche Nachteile in Kauf genommen 
werden, und zwar 

— Erschwerung der Bestandsüberwachung, 
— Uneinheitlichkeit der Lagerorganisation, 
— Uneinheitlichkeit in der Lagerverwaltung 

und im Berichtwesen, 
— Schwierigkeiten für die Geschäftsleitung, sich gegenüber den vornehmlich 

technischen Überlegungen der den Lagerverwaltern übergeordneten In­
stanzen bezüglich der Materialbestandshaltung durchzusetzen. 

7.021 Das Problem der Außen— und Innenlagerung 

Zur optimalen Erfüllung der dem Lagerwesen gestellten Material—Bereitstef-
lungsaufgabe ist nicht nur deren sinnvolle organisatorische Struktur, sondern 
auch die Wahl zweckmäßiger Lagerstätten notwendig. Die Beschaffenheit der 
Lagerstätten ist dabei so zu wählen, daß das eingelagerte Material weder der 
Gefahr eines Verlustes noch der einer Qual itätsminderung ausgesetzt ist. 
Bei der Einrichtung von Lagern resultiert also deren notwendige Beschaffen­
heit aus der geforderten gleichbleibenden Materialqualität und aus eventuell 
gegebenen Sicherheitsvorschriften, während sich die notwendige Lagerkapazi­
tät aus dem Betriebsprozeß und dessen Erfordernissen ableiten läßt. 
Grundsätzlich sind zwei Formen der Lagerung zu unterscheiden, und zwar 

1. Außenlagerung 
2. Innenlagerung. 
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Bestimmte, witterungsbeständige Materialien, wie Holz, feste Brennstoffe, 
Baumaterialienusw.können ohne das Risiko eventueller Qualitätsminderungen 
bis zu ihrem Verbrauch auf Lagerplätzen im Freien untergebracht werden, 
eventuell geschützt vor den gröbsten Witterungseinflüssen durch Dach— oder 
sonstige Auflege—Gestelle. Diese Art der Lagerung ist verhältnismäßig billig, 
hat jedoch den Nachteil, daß die eingelagerten Bestände relativ schlecht kon­
trollierbar sind. 

Die meisten Materialarten müssen jedoch aus Gründen der Qualitätsgarantie für 
den Betrieb und aus Gründen der Sicherheit in geschlossenen Räumen gelagert 
werden. Zur Lagergestaltung selbst läßt sich generell nur sagen, daß den not­
wendigerweise zu haltenden Materialarten und —qualitäten adäquate Lager­
räume zu wählen sind. Es wird also genügen, für bestimmte Materialien, wie 
z. B. Kabel, nicht rostende Metallteile u. a. einfache und entsprechend billige 
Lagerschuppen einzurichten,während für feuchtigkeits— und rostempfindliche 
Materialien unbedingt feste Lagergebäude mit trockenen Lagerräumen zu er­
stellen und explosive und feuergefährliche Materialien entsprechend den für 
diese geltenden Sicherheitsvorschriften zu lagern sind. 

Es ist also offenkundig, daß für die Lagerung der verschiedenen Materialarten 
unterschiedlich hohe Lagerkosten anfallen. Im Hinblick auf die Erreichung 
eines materialwirtschaftlichen Optimums ist es also notwendig, die Wahl der 
Lagerstätten derart zu treffen, daß keine zusätzlichen Kosten entstehen"durch 

a) Qualitätsverluste des Materials infolge unsachgemäßer Lagerung in unzu­
reichenden Lagerräumen 

b) Bereitstellung von Lagerräumen qualitativ hochwertiger Art, die für eine 
sachgemäße Lagerung des Materials nicht notwendig wären. 

7.022 Die Frage zweckmäßiger Lagereinrichtungen und —Geräte 

Zur Einrichtung der Lagerräume steht eine Vielzahl möglicher Hilfsmittel zur 
Verfügung, deren Auswahl grundsätzlich von den zu lagernden Materialien ab­
hängt, und die sich etwa wie folgt gruppieren lassen: 

1. Regale, Gestelle, Tische, Trennvorrichtungen u.a. 
2. Transportmittel 
3. Zähl— und Meßgeräte 
4. Sicherheitsvorrichtungen. 8} 

Die Tendenz geht heute dahin, Lagereinrichtungen einzusetzen, die genormt, 
nach dem Baukastensystem konstruiert sind und sich somit den Eigenarten 
des Materials und der Lagerräume anpassen lassen. Desweiteren wird in der be­
trieblichen Praxis immer mehr darauf hin gearbeitet, die Materialien zu Lager­
einheiten zusammenzufassen, die gleichzeitig als Fördereinheiten für den 

81 Vgl. Krippendorff, H., Wirtschaftlich Lagern, Braunschweig — Berlin — Hamburg 
— München — Kiel — Darmstadt o.J. 
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innerbetrieblichen und möglichst auch für den außerbetrieblichen Transport 
geeignet sind, so daß Umgruppierungen im Lager entfallen können. Dazu 
müssen die Materialien in Mengeneinheiten zusammengefaßt werden, dieden 
normalerweise gegebenen Mengenabrufen für den Betriebsprozeß entsprechen, 
so z.B. 

Metall—Formteile und Holz in Bündeln, 
Platten und Flachgebinde in Stapeln, 
schüttfähige Materialien in Kästen, 
flüssige Stoffe in Fässern, Kanistern u.a. 

Die Bündel, Stapel Kästen und sonstigen Behälter sind in ihren jeweiligen Mas­
sen dann so aufeinander abzustimmen, daß sie sich baukastenförmig lagern,d. 
h. unter optimaler Ausnutzung des vorhandenen Lagerraums abstellen 
lassen. EinzusätzlicherVorteildieses Lagerprinzipsliegt darin, daß einschnellst­
möglicher Überblick über die mengenmäßigen Materialbestände gewährleistet 
ist. 

Voraussetzung für die Realisierung der Material-Lagerung nach zusammenge­
faßten Lagereinheiten ist jedoch 

a) Ordnung und Übersichtlichkeit in den Lagerstätten 

b) Planung zweck gerechter Transportwege in den Lagerstätten. 
Diese Forderungen sind jedoch in der Regel nur bei großzügiger Raumplanung 
zu erfüllen, der jedoch das Problem der damit erhöhten Raumkosten entgegen­
steht. Auch hier wird also in der Praxis eine Optimallösung zu finden sein, 
bei der sowohl Ordnung und Übersichtlichkeit sowie zweckentsprechende 
Transportwege in den Lagerstätten gesichert sind, andererseits jedoch auch 
das Raumkostenproblem angemessen gelöst ist. 

Die Frage der für das Lagerwesen bereitzustellenden Transportmittel ist weit­
gehend abhängig von der Lagerstruktur. Einmal kommt es darauf an, an wel­
chem Standortsich die Lagerstätten befinden, d. h. in welcher Entfernung von 
den jeweiligen Betriebsstätten sie angelegt sind und zum anderen ist entschei­
dend, ob es sich um material— oder betriebsprozeßorientierte Lager handelt. 
Bei kurzen Entfernungen zur jeweiligen Betriebsstätte genügt in der Regel der 
Einsatz von Handfahrgeräten, wie Karren, Roller, Wagen und Handhubwagen; 
während bei größeren Entfernungen meist LKW,Elektrokarren u. a. zum Ein­
satz kommen. 

Betriebsprozeßorientierte, dezentrale Lagerermöglichen häufig die Anwendung 
von Speziai—Transportmitteln, wie Rollenbahnen, Gurt— und Bandförderern, 
Umlaufketten, pneu mat i sehen Förderanlagen für Schüttgut sowie Piplines für 
Flüssigkeiten, die das benötigte Material direkt zur Verbrauchsstelle trans­
portieren, ohne daß ein Umladen notwendig wird. Diese Möglichkeit besteht 
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bei materialorientierten, zentralen Lagern in der Regel nicht, da die Einrich-
tungderartigerTransportanlagenvom Zentrallager bis hin zu den verschiedenen 
Betriebsstätten unwirtschaftlich wäre. 

Für den Transport innerhalb der einzelnen Lager bieten sich Kräne, Hängebah­
nen, Flaschenzüge, Faßrutschen, Aufzüge, Stapler, Elektro—Stapelkarren, Elek-
tro-Stapelroller und dergl. an. 

Grundprinzip bei der Auswahl von Lager—Transportmitteln sollte sein,fließen­
de Arbeitsabläufe zu realisieren, die ein Umladen von Materialien auf ein 
Minimum beschränken. 

Für Mengenprüfungen, Bestandserfassungen und für die Zusammenstellung von 
Materialien für die betrieblichen Verbrauchsstellen müssen die Lager über Zähl-
und Meßgeräte verfügen, die eine schnelle Erledigung dieser Aufgaben ermög­
lichen. Dazugehören: Maßstäbe, Waagen,,Schublehren, Zähl- und Stechbretter 
u. a. Als besonders geeignet haben sich in der Praxis sog. Universal—Waagen er­
wiesen, mit denen Material sowohl gewogen als auch gezählt werden kann. Für 
die Erfassung von Massen—Kleinteilen werden auch Zähluhren eingesetzt, die 
mit mechanisch oder photoclektrisch gesteuerten Zählwerken versehen sind. 

Alle Lager sind mit Sicherheitsvorrichtungen zu versehen, die zum Schutz 

a) gegen Katastrophen, insbesondere Brände und 
b) gegen Diebstähle und unkontrollierte Materialentnahmen 

bestimmt sind. 

Brandschutzmittel sind insbesondere für Lagerstätten mit leicht entzündbaren 
Materialien notwendig, während Sicherungsvorrichtungen gegen Diebstähle 
und unkontrollierte Entnahmen für alle Lager notwendig sind, d. h. sämtliche 
Lager dürfen nur dem Lagerpersonal zugänglich sein und müssen unberechtig­
tem Zugriff durch zweckgerechte Umzäunung und Verschlußvorrichtungen 
entzogen sein. 

7.023 Lager-Ordnungsprinzipien 

Aus den Lageraufgaben, d. h. der Bestandsüberwachung und der schnellen 
und richtigen Materialausgabe, ergibt sich zwangsläufig die Notwendigkeit 
einer sinnvollen Ordnung im Lager mit Hilfe einer zweck gerechten Material-
Klassifizierung. 

Eine Klassifizierung nach Kurzbezeichnungen von Materialien ist nur bei einer 
begrenzten Material—Sortierung möglich und hat zudem den Nachteil der Ge­
fahr von Verwechslungen und der Unübersichtlichkeit. 

Eine laufende Material—Numerierung kommt deshalb nicht in Betracht, weil 
sie keine Gruppierung und damit keine Systematisierung ermöglicht. 
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So hat sich denn das dekadische System, gegebenenfalls kombiniert mit Buch­
staben, als das zweckmäßigste System für eine systematische Ordnung des Ma­
terials erwiesen. 9) 

Das dekadische System verwendet eine mehrziffrige Zahl, bei der jede Ziffer 
bzw. Ziffergruppe über ein bestimmtes Material—Merkmal aussagt; so haben 
z. B. die einzelnen Ziffern der Material—Nummer 414 120 folgende Bedeu­
tung: 

4 = Lager 4 (=Eisen und Stahl) 

1 = SM-Stahl 1 {=40/50 kg Festigkeit) 

4 = Querschnitt (=Vierkant) 

120 = Durchmesser (= 120 mm) 

Entsprechend der Wahl des den jeweiligen Betriebsverhältnissen angepaßten 
Ordnungsprinzipswird in der Regel auch das Lager geordnet. Dabei werden für 
ganz bestimmte Materialarten, Abmessungen und Qualitäten meist räumlich 
zusammengefaßte Lagergruppen geschaffen, die in dafür bestimmten Regalen, 
Regalgruppen, Raumteilen oder besonderen Räumen bzw. auf besonderen 
Plätzen untergebracht werden. 

7.03 Die Materialausgabe 

Die letzte Phase im Rahmen der Materialzuführung ist die Materialausgabe, 
d. h. die Abgabe des Materials an die betrieblichen Verbrauchsstellen, und 
zwar entweder sofort von der Materialeingangs— resp. Prüfstelle aus oder vom 
Lager. 

Für diese Funktion innerhalb der Materialbereitstetlungsaufgabe gilt grund­
sätzlich das Prinzip: 

keine Materialausgabe ohne Beleg. 

Nur bei strenger Wahrung dieses Prinzips ist es überhaupt möglich 

1. eine ordnungsmäßige Zurechnung der abgegebenen Materialien auf die 
Verbrauchststellen vorzunehmen und 

2. eine systematische Verbrauchsüberwachung durchzuführen. 10) 

Um innerhalb der Lager eine möglichst wirtschaftliche Abwicklung der anfal­
lenden Arbeiten zuerreichen,gibt man in vielen Unternehmungen nur bestimm­
te Zeiten im Laufe eines Arbeitstages zur Materialabnahme frei. Auf diese Wei­
se können auch die übrigen Funktionen der Lagerhaltung, wie Materialannah­
me und -Einlagerung Bestandspflege und -kontrolle systematisch und plan­
gemäß durchgeführt werden. 

9) Vgl. Stefano— AlImayer. Wirtschaftliche Lagerorganisation, Wien#-tJregenz, 1950 
10) Vgl. Grochla, E., Materialwirtschaft, S. 70, Wiesbaden 1958 
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Zur Vermeidung unnötiger Wartezeiten in den Magazinen werden in der 
Praxis die von den Verbrauchsstellen entsprechend ihrem Materialbedarf aus­
gestellten Material—Ausgabescheine häufig schon am Tage vor der geplanten 
Materialabnahme den Magazinen zugeleitet, die damit in die Lage versetzt 
werden, die angeforderten Materialien termingerecht zur Ausgabe bereitzustel­
len. Aus dem gleichen Grunde sind viele Unternehmungen auch dazu überge­
gangen, Materialabholungen durch Zubringungen des Materials an die jeweili­
gen Verbrauchsstellen zu ersetzen, die von Hilfskräften, gegebenenfalls unter 
Einschaltung innerbetrieblicher Transportmittel, durchgeführt werden. 
Mit dem Abschluß der Materialauslieferung an den Betrieb endet an sich die 
Aufgabe der Materialzuführung. Darüber hinaus sind jedoch noch organisato­
rische Maßnahmen für die Erfassung des Rückflusses von Materialien oder Ma­
lerialabfällen von den betrieblichen Verbrauchsstellen an das Lager zu treffen. 
Diese Rückgaben von Material — es sind im wesentlichen nicht verwendbare 
Materialreste,fehlerhafte Materialien oder unverbrauchte Restbestände — wer­
den den Betrieben durch die Magazine in der Regel auf sog. Materialrückgabe­
scheinen bestätigt. 

7.1 Die Organisation der Materialzufiihrung im deutschen 
Steinkohlenbergbau 

Es ist im Bergbau üblich,alle entstehenden Kostengrößen auf das Mengenergeb­
nis des Betriebsprozesses, also auf die Menge der in einer bestimmten Zeit­
periode geförderten Kohlen zu beziehen in folgender Relation 

Kostenart in DM 
verwertbare Menge an geförderter Kohle in t 

So werden auch die Materialkosten regelmäßig in Beziehung gesetzt zur ver­
wertbaren Kohlen—Fördermenge. Es ist dabei festgestellt worden, daß in den 
letzten fünf Jahren die anteiligen Material kosten pro Tonne Förderung von rd. 
18 %auf 25 % — bezogen auf die Gesamtkosten je Tonne Förderung — ange -
stiegen sind. Diese Material kostenerhöhung kann bei Unterstellung annä­
hernd gleichbleibender Verbrauchsmengen als Summe aller Preisauftriebsten­
denzen auf dem Markt aufgefaßt werden, die ihren Niederschlag in den Ma­
terialeinstandspreisen finden. Die in den letzten fünf Jahren eingetretenen 
Kostenerhöhungen sind für die gesamte Wirtschaft nach allen möglichen Me­
thoden in absoluten und relativen Werten berechnet, beurteilt und abgewo­
gen worden. Für den Bergbau bleibt dabei die außerordentlich bedenkliche 
Tatsache bestehen, daß die eingetretenen Kostenerhöhungen bei der besonde­
ren Situation auf dem europäischen Kohlenmarkt nicht über den Kohlepreis 
abwälzbar sind, also in vollem Umfange das Betriebsergebnis belasten. 



125 

Der Materialwirtschaft in Bergbauunternehmen fällt also in besonderem Maße 
die Aufgabe zu 

a) den Preisauftriebstendenzen durch Verfeinerung der Beschaffungsmethoden 
weitmöglichst entgegenzuwirken und 

b) durch ständige Rationalisierungsgemühungan die Organisation der Mate­
rialzuführung zu optimieren, d.h. bei störungsfreier Erfüllung der Mate­
rialbereitstellungsfunktion deren Kosten so niedrig wie möglich zu halten. 

Zu letzterer Aufgabe gehört die fortlaufende Überprüfung aller Material bereit-
stellungsfunktionen, die im Rahmen der Materialzuführung, also von der Ma­
terialannahme ab bis hin zur Materialausgabe an den Betriebsprozeß, zu erfül­
len sind. Es genügt also nicht, sich für eine bestimmte Konzeption zur Orga­
nisation der Material Zuführung zu entscheiden, sondern es ist erforderlich, 
kontinuierlich sowohl der innerbetrieblichen als auch der außerbetrieblichen 
Entwicklung Rechnung zu tragen, sich anbietende Rationalisierungsmöglich­
keiten auszuschöpfen und technische Neuerungen auf ihren damit erzielbaren 
Rationalisierungseffekt im eigenen Unternehmen zu untersuchen. 
Die Schaffung von Leistungsreserven ist zwar ein sicheres Mittel, den Be­
triebsprozeß auch bei Verbrauchsschwankungen ohne Störungen mit dem not­
wendigen Material versorgen zu können, doch die Haltung solcher Reserven, 
seien sie materieller oder personeller Art, ist teuer, belastet das Kostengefüge 
des Unternehmens und geht an der Zielsetzung der materialwirtschaftlichen 
Aufgabe vorbei. 

7.10 Die Materialannahme 

Im Bergbauunternehmen muß sich der Standort der Betriebsanlagen zwangs-
läufignachden natürlichen Gegebenheiten der Lagerstätten richten. Da die Ab-
bauflächenentsprechenddieser natürlichen Gegebenheiten im allgemeinen sehr 
weiträumig sind, ergibt sich damit zwangsläufig, daß die einzelnen Abbaube­
triebe eines Unternehmens weit voneinander entfernt liegen. Dieser Tatbe­
stand verhindert auch weitgehend die Nutzung der Vorteile zentraler Lager­
haltung, d. h. die Lagerhaltung in Unternehmen des Steinkohlenbergbaus ist 
zwangsläufig vorwiegend dezentralisiert (vgl. unter 7.13). Damit entfällt auch 
die Möglichkeit der Einrichtung einer zentralen Materialannahmestelle. Die 
Aufgaben der Materialannahme müssen somit vom Zentralmagazin und von 
den in unmittelbarer Nähe der einzelnen Betriebe angelegten Nebenmaga­
zinen wahrgenommen werden. Diese Situation macht es notwendig, zumin­
dest die Aufgaben der Materialannahme soweit zu reglementieren, daß die 
einheitliche Behandlung aller angelieferten Materialien auch ohne zentrale 
Annahmekontrolle gewährleistet ist. Derartige Reglementierungen sehen im 
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einzelnen folgende Maßnahmen vor: 

Annahme von per Waggon eingehenden Materialien 

1. Prüfung des äußeren Zustandes der Waggons, 
2. Prüfung des Zustandes der Plomben, 

3. Prüfung der Beklebezettel hinsichtlich der Richtigkeit der Lieferanschrift, 
4. Nachprüfen des Gewichtes der angelieferten Materialien auf einer bahn­

amtlich zugelassenen Waggonwaage und Vergleich mit den Gewichtsanga­
ben auf den Frachtbriefen, 

5. Überprüfung der Ladung vor der Entladung, 
6. Vornahme der Entladung, 

7. Überprüfung der Kisten, Kollis usw. auf ihren Zustand, 
8. Prüfen des Inhalts nach Öffnung der Verpackung. 

Das angelieferte Material ist bis zur endgültigen Abnahme und Vereinnahmung 
separatzu lagern,um Vermischungen mit Materialien anderer Sendungen zu ver­
meiden. 

Werden Unregelmäßigkeiten festgestellt, so sind die Entladearbeiten sofort ein­
zustellen und der Vorsteher des zuständigen Güterbahnhofs zu einer Tatbe­
standsaufnahme heranzuziehen. 

Sind die Unregelmäßigkeiten bereits äußerlich sichtbar, so hat die Waggon-
Öffnung durch den Bahnermittlungsdienst zu erfolgen. Ist dagen der Waggon 
bereits geöffnet, so ist eine allgemeine Überprüfung der gesamten Ladung 
vorzunehmen und eventuelle Beanstandungen in der Tatbestandsaufnahme 
festzuhalten. 

Alle Schäden und Verluste, die bei der Entladung äußerlich nicht sichtbar 
sind, müssen — vom Tage der Übernahme des Waggons an gerechnet — binnen 
drei Tagen festgestellt sein und unverzüglich per ,,Tatbestandsaufnahme" 
resp.„Materialbeanstanduny" derRechnungsprüfunggeme!detwerden,die dann 
von sich aus ohne Verzug mit den Lieferanten bzw. der Bundesbahn Verbin­
dung aufzunehmen hat zur Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen. 
Annahme von per Stückgut eingehenden Materialien 

Bei der Entgegennahme von Stückgut bei der Güterabfertigung bzw. bei An­
lieferung durch den bahnamtlichen Rollfuhrdienst hat sich die Prüfung auf 
den äußeren Zustand des Stückgutes bzw. der Verpackung zu beschränken. 

Eine ordnungsgemäße Nachprüfung der Stückgüter ist dann im Empfangs­
magazin selbst vorzunehmen. Werden dabei Unregelmäßigkeiten festgestellt, 
so finden die für die Waggonsendungen genannten Maßnahmen entsprechende 
Anwendung. 
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Annahme von per Post eingehenden Materialien 

Postsendungen sind auf eventuelle Beschädigungen der Verpackung und darauf 
zu prüfen, ob das auf dem Postabschnitt angegebene mit dem festgestellten 
Gewicht übereinstimmt. 

Werden Unregelmäßigkeiten festgestellt, so ist das in Frage stehende Kolli nur 
im Beisein eines beauftragten Vertreters der Post zu öffnen. Treten Unregel-
mäßigkeitenerstnachöffnungdes Kolli zu Tage, so ist ein Postbeauftragter zur 
Überprüfung des Sachverhalts und zur Bescheinigung der Unregelmäßigkeit 
heranzuziehen. 

Im übrigen finden die für Waggonsendungen genannten Vorschriften entspre­
chende Anwendung. 

Annahme von per LKW eingehenden Materialien 

Diese Materialsendungen sind grundsätzlich im Beisein des Fahrers oder Be­
gleitmannes mengen— und qualitätsmäßig zu überprüfen. Gewisse Materialar-
ten, wie z. B. Gummibänder, Drahtseile u. a. können hierbei jedoch nur einer 
äußerlichen Prüfung unterzogen werden, da in den Magazinen technische 
Prüfgeräte fehlen. Auf die Qualitätsprüfungen derartiger Materialien gehen wir 
im folgenden noch gesondert ein. 

Der Prüfungsbefund ist auf den Begleitpapieren zu vermerken. Da jedoch für 
derartige Sendungen Schadenersatzansprüche innerhalb von drei Tagen nach 
Eingang geltend gemacht werden müssen, sind zusätzlich noch folgende Vor­
schriften zu beachten: 

1. Festgestellte Unregelmäßigkeiten müssen vom Magazinverwalter oder 
dessen Beauftragten auf allen Begleitpapieren mit Unterschrift vermerkt 
und durch Unterschrift des Fahrers oder Begleitmannes bestätigt wer­
den. 

2. Falls Anlieferungen per LKW nach Dienstschluß erfolgen oder der an­
liefernde Fahrer eine mengen— und qualitätsmäßige Kontrolle der ange­
lieferten Materialien nicht abwarten kann, so ist die Annahme der Lie­
ferungen grundsätzlich nur unter Vorbehalt vorzunehmen. Die Begleit­
papiere sind entsprechend zu kennzeichnen und vom Fahrer oder Begleit­
mann ist dieser Sachverhalt bestätigen zu lassen. 

3. Unter Vorbehalt angenommene Material—Lieferungen sind spätestens 
am Tage nach der Anlieferung auf Menge und Qualität zu überprüfen. 

4. Nimmt ein Magazin Material-Lieferungen entgegen, die für ein anderes 
Magazin bestimmt sind, so sind von dem empfangenden Magazin die 
notwendigen Mengen— und Qualitätsprüfungen durchzuführen und dabei-
insbesondere die oben unter 1.bis3. genannten Vorschriften zu beach­
ten. 
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Im übrigen gelten die für Waggon lieferungen genannten Vorschriften bezüglich 
Lagerung und Meldung von Unregelmäßigkeiten an die Rechnungsprüfung 
in entsprechender Weise. 
Annahme von Sprengstoff—Lieferungen 

Sprengstoffe spielen im Bergbau als Betriebsstoff für den Abbau unter Tage 
eine erhebliche Rolle. Sie werden grundsätzlich von den Bergbauunterneh­
men in Spezialfahrzeugen beim Lieferanten abgeholt und zu den einzelnen 
Betriebsstätten transportiert. Für die ordnungsmäßige Übernahme beim 
Lieferwerk und für den ordnungsmäßigen Transport sind besonders beauf­
tragte Begleitpersonen verantwortlich, die gemäß den Bestimmungen der 
Sprengstoff—Verkehrsordnung im Besitz eines Sprengstoff-Erlaubnisschei­
nes sein müssen. 

Diese Begleitpersonen dürfen Sprengstoffe nur an sog. Schießsteiger oder 
deren Stellvertreter abgeben, die ebenfalls Inhaber eines Sprengstoff—Er­
laubnisscheines sein müssen. Die Schießsteiger bzw. deren Stellvertreter 
sind für eine ordnungsmäßige Annahme, Verwaltung und Verwendung 
der Sprengstoffe persönlich verantwortlich. Die Schießsteiger quittieren den 
ordnungsmäßigen Empfang der Sprengstoffe auf den ihnen von den Begleit­
personen vorgelegten Lieferscheinen, deren Duplikate an das Zentralmaga­
zin gegeben werden. Dort werden anhand der quittierten Lieferscheine 
entsprechende Materialeingangsscheine ausgestellt, die wiederum in Durch­
schrift an die Materialrechnung zur Bestandsfortschreibung und an die Rech­
nungsprüfung als Unterlage für die Prüfung der Lieferantenrechnungen ge­
geben werden. 

7.11 Die Materialabnahme 

7.110 Quantitative Materialabnahme 

Quantitative Materialabnahmen erfolgen in der Regel durch Vergleich der 
tatsächlich gelieferten mit den auf den Versandpapieren und auf den Bestel­
lungen resp. Abrufen angegebenen Mengen durch 

a} Abwiegen mittels Dezimalwaagen, 
b) Zählen, gegf. mittels Zählwaagen und 
c} Abmessen. 

Die Ermittlung des tatsächlich gelieferten Gewichtes bei eventuellen Differen­
zen ist ein wertvoller Anhaltspunkt zur Feststellung der Stück-, Kubikmeter— 
oder Meterzahl. Es wird deshalb bei Mengenkontrollen gefordert, das jeweili­
ge Brutto-, Tara— und Nettogewicht durch Nachwiegen der Waggons bzw. 
LKW vor und nach der Entladung festzustellen und durch Wiegekarten zu 
belegen. 
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Diese grundsätzlichen Mengen kontroll— Vorschriften gelten jedoch nicht für 
alle abzunehmenden Materialarten in gleicher Weise. Aufgrund bestehender 
Handels—Usansen und der differenzierten Beschaffenheit verschiedener Ma­
terialien gelten für quantitative Abnahmen in der Regel Sondervorschriften, 
so z.B. für die Abnahme von Stab— und Formeisen sowie Blechen, die nach 
Gewicht gehandelt aber nach Metern gelagert und verbraucht werden. Bei 
der Abnahme dieser Materialien wird in der von uns untersuchten Unterneh­
mensgruppe wie folgt verfahren: 

Die Lageristen vermerken auf den Lieferscheinen die Sorten und Dimensio- x 

3nen der einzelnen Stäbe resp. Platten sowie deren Gesamtmenge. Anhand von 
Gewichtstabellen wird dann das Liefergewicht je Position ermittelt und ent­
sprechend in die Materialeingangsscheine eingetragen. Ergeben sich bei dieser 
Rechnung Abweichungen zu den Gewichtsangaben der Lieferanten, auf dem 
Lieferschein, die innerhalb der Toleranz — 5 % liegen, so wird das vom Lie­
ferantenangegebene Gewicht anerkannt und vereinnahmt. Bei Abweichungen, 
welche die Toleranz von — 5 % übersteigen, wird das vom Magazin festgestellt 
te Gewicht vereinnahmt. 
7.111 Qualitative Materiatabnahme 

Dabei ist die Übereinstimmung der Qualität des gelieferten Materials mit 
den vertraglichen Bedingungen, d.h. den Bedingungen It. Bestellung, Werk­
norm, Muster.'DIN—Norm u.a., oder mit dem Handelsbrauch zu überprüfen. 
Diese Überprüfungen sind durchzuführen: 

a) durch die Magazinverwalter, 
b) durch Beauftragte der Abteilung Materialverwaltung unter eventueller 

Mitwirkung technischer Dienststel len oder 
c) altein durch technische Dienststellen. 

Qualitative Materialabnahmen durch die Magazinverwalter 

Die Magaztnverwalter haben Qualitätsabnahmen grundsätzlich aller der ein­
gehenden Materialien vorzunehmen, die zur Materialkategorie I gehören, es sei 
denn, daß Qualitätsprüfungen von Materialien der Kategorie I Maßnahmen er­
fordern', die von den Magazinverwaltern nicht durchgeführt werden können. 

Der Befund der durchgeführten Überprüfungen ist von den Magazinverwal­
tern auf den Material—Eingangsscheinen ergänzend zu vermerken, die danach 
in Durchschrift an die Materialverrechnung und an die Rechnungsprüfung 
zu geben sind. 

Qualitative Materialabnahmen durch Beauftragte der Abteilung Material­
verwaltung unter eventueller Mitwirkung technischer Dienststellen 
Außer den laufenden Materialabnahmen du*'ch die Magazinverwalter sind 
in verstärktem Umfange stichprobenweise Materialprüfungen auf Qualität 
und maßhaltige Ausführung der gelieferten Materialien von Beauftragten 
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der Abteilung Materialverwaltung durchzuführen. 

Auch die qualitätsmäßige Prüfung von Materialien der Kategorie I, die von 
den Magazinverwaltern aus besonderen Gründen nicht durchgeführt werden 
kann, ist von der Abteilung Materialverwaltung zu veranlassen, und zwar zur 
Durchführung durch eigene Beauftragte oder durch chemische oder mecha­
nische Laboratorien. 

Werden Laboruntersuchungen veranlaßt, so ist deren Begründung auf dem 
Material—Eingangsschein zu vermerken und deren Ergebnis durch Qualitäts­
schein allen interessierten Dienststellen (Einkauf, Rechnungsprüfung, Maga­
zin) bekannt zu machen. 

Werden erhebliche Qualitätsmängel festgestellt, so hat die Abteilung Material­
verwaltung der Einkaufsabteilung von Fall zu Fall Vorschläge über die gegen 
den jeweiligen Lieferanten zu treffenden Maßnahmen zu machen. 

Qualitative Materialabnahmen durch technische Dienststellen 

Spezialbetriebsmaterial ist grundsätzlich von der jeweils anfordernden Dienst­
stelle abzunehmen. Dabei hat diese Dienststelle gleichzeitig auch die mengen­
mäßige Richtigkeit der Lieferung zu bescheinigen, sofern es sich um Material 
handelt, bei dem der Magaztnverwalter mangels dazu erforderlicher Fach­
kenntnisse außerstande ist, die Vollständigkeit einer Maschine oder eines 
Maschinenteiles festzustellen. In solchen Fällen wird jedoch der zuständige 
Magazinverwalter von der Erfüllung der übrigen Vereinnahmungs-Vorschrif-
ten, wie z.B. Überprüfung des Liefergewichtes u.a., nicht entbunden. 

Materialien, die nach Bedarfsangaben von Zentraldienststellen bestellt oder 
aus besonderen Gründen (z.B. die Grubensicherheit) qualitätsmäßig von 
einer Zentraldienststelle zu überwachen sind, wie z.B. Unteridgemaschinen, 
sind auch von diesen Zentraldienststellen qualitätsmäßig abzunehmen. Auch 
Reparaturleistungen durch Fremdfirmen sind grundsätzlich von technischen 
Zentraldienststellen abzunehmen. 

Von Materialien, für die Untersuchungen durch chemische oder mechanische 
Laboratorien vorgeschrieben sind, hat die Magazinverwallung bei Anlieferung 
Proben zu entnehmen und an die zuständigen Laboratorien zu senden. Von 
diesen Instituten gehen der Abteilung Materialverwaltung Prüfungsberichte 
zu, welche die Ausstellung von Qualitätsscheinen ersetzen. Dieses Prüfungs­
verfahren kommt z.B. für Förderseile, die besonderen Sicherheitsanforde­
rungen entsprechen müssen, in Betracht. Für diese Materialien hat der Grund­
satz zu gelten, daß Werksbescheinigungen der Lieferanten in keinem Falle 
die Labor—Prüfungsberichte ersetzen können.. 

Die aufgrund der durchgeführten Prüfungen erstellten Qualitätsscheine resp. 
Laborprüfungsberichte sind grundsätzlich der Abteilung Materialverwaltung 
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zuzuleiten, welche die weitere Verteilung an die Abteilungen Einkauf und 
Rechnungsprüfung und gegf. an die zuständigen technischen Zentraldienst­
stellen vorzunehmen hat. Bei Werksabnahmen, die in der Regel durch Beauf­
tragte der technischen Zentraldienststellen vorgenommen werden, ist zu 
unterscheiden zwischen 

endgültiger Abnahme und 

vorläufiger Abnahme. 
Bei endgültigen Werksabnahmen sind nach Eingang des Materials die Ergeb­
nisse der Werksabnahme It. Prüfungsbericht von den Magazinverwaltern auf 
sog. Qualitätsscheine zu übertragen. 

War nur eine vorläufige Werksabnahme durchgeführt worden, so ist nach 
Materialeingang zunächst festzustellen, ob die bei der Werksabnahme bean­
standeten Materialmängel durch den Lieferanten inzwischen beseitigt wur­
den. Erst nach diesem Prüfungsvorgang sind die Qualitätsscheine zusammen 
mit den Material—Eingangsscheinen an die Abteilungen Material Verrech­
nung und Rechnungsprüfung weiterzugeben. 

Grundsätzlich gilt, daß während der Dauer von Materialprüfungen die von der 
Prüfung betroffenen Materialchargen nicht ohne besondere Genehmigung 
der Abteilung Materialverwaltung verausgabt werden dürfen. 

7.112 Die Behandlung von Materialbeanstandungen 

Materialbeanstandungen können sich auf die Qualität und die Quantität 
der angelieferten Materialien beziehen. Qualitäts-Beanstandungen werden 
in der Regel auf Qualitätsscheinen resp. auf ,,Materialbeanstandungen" 
festgehalten. Qualitätsmäßig beanstandetes Material ist dann nicht zu ver­
einnahmen, wenn es in keiner Weise der Bestellung entspricht. In diesem 
Fall ist also kein Material—Eingangsschein sondern nur eine ,,Materialbean­
standung" auszustellen, die der Einkaufsabteilung zur weiteren Veranlassung 
zu übergeben ist, Qualitätsmäßig beanstandetes Material darf grundsätzlich 
nicht ausgegeben werden. Besteht jedoch aufgrund sehr dringenden Bedarfs 
ein Betrieb auf der Ausgabe beanstandeten Materials, so ist auf dem Material— 
Ausgabeschein die Art der Beanstandung zu vermerken und der Betrieb 
zur schriftlichen Bestätigung der Kenntnisnahme von der Beanstandung zu 
veranlassen. Ein solches Ausnahme-Verfahren sollte jedoch nur mit Zu­
stimmung der Abteilung Materialverwaltung möglich sein. 

Quantitative Materialbeanstandungen beinhalten entweder Unter— oder 
Überlieferungen. 

Liegen Unterlieferungen vor, die mit ,,Materialbeanstandung" fixiert sind, 
so ist je nachdem, ob die Einhaltung der Bestellmengen betriebsnotwendig 
ist oder nicht 
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a) die Fehlmenge durch die Einkaufsabteilung beim Lieferanten zu rekla­
mieren oder 

b) der Wert der Fehlmenge durch die Rechnungsprüfung von der zugehörigen 
Lieferantenrechnung abzusetzen, also nur der verminderte Rechnungs­
betrag zur Zahlung anzuweisen. 

Überlieferungen sollten grundsätzlich nicht anerkannt werden. Sie sollten 
in jedem Falle mit ,,Materialbeanstandung" der Abteilung Materialverwal­
tung gemeldet werden. 

Handelt es sich um laufendes Material, so sollte die Abteilung Materialverwal­
tung nur in Abstimmung mit der Einkaufsabteilung bzw. der Dispositions­
kartei darüber entscheiden, ob die überlieferte Menge vereinnahmt werden 
soll. 

Handelt es sich um Material, das nur auf besondere Anforderung einer Ver­
brauchsstelle beschafft wurde, so sollten diese Dienststellen nicht über An­
nahme oder Ablehnung der überlieferten Mengen entscheiden dürfen. Zu sehr 
besteht dabei die Gefahr, daß die überlieferten Mengen als Ladenhüter im 
Bestand verbleiben. Überlieferungen solcher Materialien sollten in jedem 
Falle von der Abteilung Materialverwaltung abgelehnt werden. Handelt es 
sich dagegen um Material, bei welchem aufgrund dessen Eigenart mit gering­
fügigen Überlieferungen gerechnet werden muß (z.B. bei Stab- und Form­
eisen, Blechen u.a.), so sollten den Handelsusancen entsprechend Überlie­
ferungen bis zu 5 % der jeweils bestellten Menge einer Materialposition an­

erkannt und vereinnahmt werden. 

Neben Unter— und Überlieferungen taucht in der Praxis häufig auch das 
Problem sog. Frühlieferungen auf. Sie sollten wie folgt behandelt werden: 

Unabhängig von den in der Bestellung vorgesehenen Lieferterminen sind sie 
mit Material—Eingangsschein zu vereinnahmen und im laufenden Buchungs­
monat einzubuchen, es sei denn, es handelt sich bei einer Frühlieferung um 
wertanschlagendes Material. In diesem Falle ist die Frühlieferung, vorausge­
setzt, daß sie im Magazin getrennt gelagert werden kann, erst zum verein­
barten Liefertermin mengen— und wertmäßig einzubuchen. 
In jedem Falle jedoch sind Material—Eingangsscheine über Frühlieferungen 

mit dem Stempelaufdruck ,,Frühlieferung, als Liefertermingilt " 
zu versehen, um zu verhindern, daß Lieferantenrechnungen zu Frühlieferun­
gen durch die Rechnungsprüfung vor dem vertraglich vereinbarten Zahlungs­
termin, der sich in der Regel aus dem festgesetzten Liefertermin ergibt, zur 
Zahlung angewiesen werden. Materialien aus wertanschlagenden Frühliefe­
rungen, für die eine getrennte Lagermöglichkeit besteht, sollten zu Lasten 
und auf Gefahr des Lieferanten bis zum vereinbarten Liefertermin gelagert 
und während dieser Zeit zu dessen freier Verfügung gehalten werden, 
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7.12 Die Material-Vereinnahmung 

Für alle Materiallieferungen der Materialkategorie I, Il und III werden — wie 
wir wissen — in der bergbaulichen Praxis Material—Eingangsscheine ausge­
stellt, die Grundlage sind für die Einbuchung der Materialzugänge auf den 
Mugazin-Bestandskonten. 

Die Ausstellung der Material—Eingangsscheine muß in jedem Falle unverzüg­
lich erfolgen. Aus Gründen der Zugangskontrolle müssen auf dem Eingangs­
schein 

— der Tag des Materialeinganges 

— der Tag der Ausstellung des Material—Eingangsscheines 
angegeben werden. Treten Verzögerungen ein zwischen diesen beiden Daten, 
so müssen sie auf dem Eingangsschein begründet werden. Täglich müssen diese 
Scheine an die Materialverrechnung geleitet werden zur unverzüglichen Aus­
wertung und kurzfristigen Weitergabe an die Rechnungsprüfung, die diese 
Scheine zur Prüfung der Lieferantenrechnungen benötigt. Liegen der Rech­
nungsprüfung die Material—Eingangsscheine nicht rechtzeitig vor, so können 
Lieferantenrechnungen nicht innerhalb der vorgesehenen Fristen zur Zahlung 
angewiesen werden, in der Skontoabzüge möglich sind. Es gehen dem Unter­
nehmen damit u.U. erhebliche Werte verloren. Da in der Regel die grund­
sätzliche Anordnung besteht, Lieferantenrechnungen unter Ausnutzung von 
Skonti zur Zahlung anzuweisen, ist es notwendig, den Belegfluß der Material­
eingangsscheine ständig zu kontrollieren, Verzögerungen systematisch zu er­
fassen und deren Ursachen der Abteilung Materialverwaltung zur Ergreifung 
geeigneter Maßnahmen zur Kenntnis zu bringen. 

Material—Eingangsscheine dürfen grundsätzlich nur bei Vorliegen von Bestell­
kopien, das gelieferte Material betreffend, ausgestellt werden. Die Verein­
nahmung muß im Monat des tatsächlichen Eingangs erfolgen. Allenden 
Magazinverwaltungen nachgeschalteten Dienststellen muß jeweils durch den 
Vermerk ,,Schluß" der letzte Material—Eingangsschein eines Buchungsmo­
nats angezeigt werden, damit dort die entsprechenden Monatsabschlußarbei­
ten beginnen können. Grundsätzlich darf ein Material—Eingangsschein nur 
Materialienaus einer Lieferung ausweisen. Eine Ausnahme von dieser Regelung 
bilden in der Praxis lediglich die Lieferungen von Sauerstoff, Gas—und Bau­
materialien, die aufgrund der Häufigkeit ihrer Anlieferung aus Gründen der 
einfacheren Bewertung und Buchung halbmonatlich auf Sammel-Eingangs-
scheinen erfaßt werden. Die Erfassung erfolgt hier anhand der von den Ma­
gazinverwaltern abgezeichneten Lieferscheine. Die Mengenzugangsbuchungen 
in der Materialkartei der Magazine erfolgt jedoch aus Gründen der Bestands­
überwachung nicht halbmonatlich sondern täglich anhand der Lieferscheine. 
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Eingangsscheine sind vom Aussteller und vom Magazinverwalter zu unter­
schreiben. Abschriften von Eingangsscheinen dürfen grundsätzlich nicht 
ausgestellt werden, es sei denn aus besonderem Anlaß. Sie sind dann mit dem 
gut sichtbaren Vermerk „Abschrift" zu versehen, damit Doppeleinbuchungen 
vermieden werden. 

Muß ein Eingangsschein annulliert und neu ausgestellt werden, so darf die 
Neuausstellung erst erfolgen, wenn sämtliche Exemplare des zu annullieren­
den Scheines in Händen des Ausstellers sind, um mit Neuaufteilung des Ein­
gangsscheines vernichtet zu werden. 

Muß ein Eingangsschein annulliert werden, da er z.B. irrtümlich für eine 
Ersatzlieferung ausgestellt wurde, obwohl bereits die Erstlieferung ordnungs­
mäßig vereinnahmt worden war, so sind die einzelnen Exemplare unverzüglich 
durch den Aussteller zurückzufordern und zu vernichten. 

Soll ein Eingangsschein annulliert oder abgeändert werden, da das gelieferte 
Material aufgrund einer Materialbeanstandung dem Lieferanten ganz oder 
teilweise zur Verfügung gestellt werden muß, so hat der Aussteller allen 
Empfängern des Eingangsscheines eine entsprechende schriftliche Mitteilung 
zu machen. Die Empfänger haben daraufhin ihr Exemplar zu ändern bzw. 
es an den Aussteller zurückzugeben, wenn eine Annullierung verlangt wird. 
Bei Ersatzlieferung ist dann ein neuer Eingangsschein auszustellen. Sofern 
die der Lieferung zugrundeliegende Rechnung an den Lieferanten bereits 
bezahlt ist, kann jedoch eine Änderung oder Annullierung des Eingangsschei­
nes nicht mehr vorgenommen werden. In solchen Fällen hat die Rechnungs­
prüfung unverzüglich die Abteilung Materialverwaltung zu unterrichten, damit 
diese darüber wachen kann, daß bei Ersatzlieferung durch den Lieferanten 
kein neuer Eingangsschein ausgestellt wird, sondern zum Zeitpunkt der Er­
satzlieferung an alle Empfänger des Eingangsscheines lediglich eine Mit­
teilung gemacht wird, daß die bereits buchmäßig vereinnahmte Ersatzliefe­
rung eingegangen ist. Tritt der Fall ein, daß Material von einem Lieferanten 
ohne Benachrichtigung des Magazins unmittelbar an den Betrieb geliefert 
wird oder daß der Betrieb in dringenden Ausnahmefällen dus Material 
direkt beim Lieferanten abholt, so ist der Betrieb verpflichtet, dem Magazin 
den quittierten Lieferschein über das betreffende Material auszuhändigen, 
auf dem Menge und Qualität bescheinigt sind. Gleichzeitig hat der Betrieb 
dem Magazin einen ordnungsmäßig unterzeichneten Ausgabeschein auszu­
händigen mit dem Vermerk ,,Material wurde direkt an den Betrieb geliefert" 
oder ,,Material wurde vom Betrieb beim Lieferanten abgeholt". Nur auf 
diese Weise ist gewährleistet, daß die Eingangs- und Ausgangsbuchungen 
ordnungsgemäß vollzogen werden können. 
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7,13 Die Materiallagerung 

Wie bereits unter 7.02 dargelegt, bedeutet lagern im betriebswirtschaftlichen 
Sinne nicht ,,aufbewahren" oder ,,ruhen", sondern ,,bereitstellen" entspre­
chend den Erfordernissen des jeweiligen Betriebsprozesses. Alle Maßnahmen 
zur rationellen Lagerorganisation müssen der optimalen Erfüllung der Mate­
rialbereitstellungsfunktion dienen. Das ist insbesondere bei Bergbauunter­
nehmen ein spezifisches Problem. In der von uns untersuchten Unternehmens­
gruppe des westdeutschen Steinkohlenbergbaus ist — wie in anderen Bergbau­
unternehmen auch — eine betriebsprozeßsynchrone Materialzuführung, d.h. ' 
die direkte Materialzuführung in den Betrieb ohne Vorlageruhg, allein des­
wegen nicht möglich, weil der bergbauliche Materialschlüssel insgesamt rd. 
45.000 Positionen umfaßt. Diese Zahl allein sagt deutlich aus, daß der Lager­
funktion als Teil der Materialbereitstellungsfunktion im Bergbauunternehmen 
eine erhebliche Bedeutung zukommt. Der Erfüllung dieser Funktion in der 
bergbaulichen Praxis im Hinblick auf die Erreichung des materialwirtschaft­
lichen Optimums wollen wir uns im Folgenden zuwenden. 

7.130 Die strukturelle Lagerorganisation 

In Großunternehmen des deutschen Bergbaus ist das Prinzip der zentralen, 
zu Lasten des Gesamtunternehmens gehenden Vorratshaltung, seit nahezu 
20 Jahren eingeführt. Nahezu alle Verbrauchsmaterialien werden durch die 
Abteilung MateriaIVerwaltung für die einzelnen Betriebe in zentral gesteuerten 
Magazinen gelagert. Erst im Augenblick der Entnahme der Materialien aus 
den Magazinen gehen diese durch Verbuchung aufgrund der Materialent­
nahmescheine in die Betriebskosten der einzelnen Betriebe über. Vorausgesetzt 
wird dabei, daß das Material nach Entnahme aus dem Magazin unmittelbar 
dem Verbrauch zugeführt wird, d.h. eine Zwischenlagerung in den Betrieben 
nicht mehr stattfindet. Dieses Prinzip ist in früherer Zeit mehr und mehr 
durchbrochen worden. Ursprünglich waren — durch die Marktverhältnisse 
hervorgerufen — Schwierigkeiten in der Versorgung Anlaß zu einer vielfäl­
tigen Hortung an nahezu allen Betriebspunkten unter und über Tage. Da 
immer wieder Engpässe in der Beschaffung von betrieblich notwendigem 
Material auftraten, sorgte jeder Steiger für die Anlage von sog. schwarzen 
Beständen. Dieses Verfahren führte allmählich zu einer doppelten Vorrats­
haltung 

a) durch die zentral gesteuerten Magazine 
b) durch die Handlager an allen Betriebspunkten. 

Es wurde auch noch beibehalten, als die Versorgungsschwierigkeiten als 
ursprünglicher Anlaß längst nicht mehr bestanden. Nur durch rigorose 
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Durchforstungen alier Betriebsbereiche nach ,,schwarzen Beständen" und 
deren Auflösung, die heute noch in bestimmten Zeitintervallen durchgeführt 
werden, war es möglich, die unwirtschaftlichen Konsequenzen solcher Vor­
ratspolitik einzudämmen. Ergänzt durch entsprechende organisatorische Ent­
scheidungen der Unternehmensleitung stellt sich heute in deutschen Berg­
bauunternehmungen folgende typische Struktur der Lagerorganisation dar: 
Die einzelnen Betriebe sind weit voneinander entfernt. Eine zentrale Lage­
rung, bei der alle Betriebsbereiche von einem zentralen Standort aus mit den 
betriebsnotwendigen Materialien versorgt werden können, scheidet allein 
aus Gründen der Sicherung .des Betriebsprozesses aus. Allen Betriebsstätten 
sind deshalb sog. Nebenmagazine angegliedert. Ergänzt wird diese Lagerstruk­
tur durch ein Hauptmagazin, das zentral im gesamten Versorgungsbereich des 
Unternehmens gelegen ist mit günstigem Zugang zu Fernstraßen, Autobahn 
und Schienenweg. 

Grundsat? für die Materialeinlagerung bleibt dabei die zentrale Lagerung. 
Alle Materialien jedoch, die sich aufgrund betriebswirtschaftlicher Erwä­
gungen zur dezentralen Bevorratung anbieten oder deren dezentrale Lage­
rung aus Gründen der Sicherung des Betriebsprozesses notwendig ist, sind 
aus der zentralen Bevorratung ausgeklammert. 

So werden alle schwergewichtigen und sperrigen Materialien für den Gruben­
ausbau, für die Bewetterung und die Wasserhaltung allein aus Gründen der 
Grubensicherheit grundsätzlich dezentral gelagert und von den Lieferanten 
auch direkt bei den Nebenmagazinen angeliefert. 

Auch ausgesprochene Massengüter, die von den einzelnen Betrieben ständig 
in großen Mengen benötigt werden, wie Baumaterialien, Keilriemen, öle, Fet­
te, Verbindungsmaterial für den Streckenausbau, Gezähe, Panzerketten u.a., 
werden dezentral gelagert. Eine zentrale Lagerung wäre für diese Materialien 
allein deswegen nicht vertretbar, weil die damit zwangsläufig verbundenen 
Lager— und UmschIägskOstensteigerungen der materialwirtschaftlichen Ma­
xime der Kosten—Minimierung zuwiderliefen. Gegenstand der dezentralen 
Lagerung sind notwendigerweise auch die sog. „Spezialbetriebsmaterialien", 
die nur auf Anforderung einzelner Betriebsstellen beschafft und direkt bei 
den zuständigen Nebenmagazinen angeliefert werden, um alsbald ihrem vor­
gesehenen Verwendungszweck zugeführt zu werden. 

Zentral gelagert werden dagegen alle Materialien und insbesondere Ersatzteile, 
deren dezentrale Bevorratung wertmäßig nicht zu rechtfertigen wäre. Das 
sind in erster Linie Materialien der Kategorie Il — 2, die besonders wertan­
schlagend sind, an allen Betriebspunkten gebraucht werden, deren gleich­
zeitige Lagerung in mehreren Nebenmagazinen jedoch die Gesamtbestands­
werte beträchtlich erhöhen würde. Sie werden vom. Zentralmagazin aus 
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entweder unmittelbar an die Verbrauchsstellen abgegeben oder auf Anfor­
derung zu den Nebenmagazinen verlagert. Dieser Materialfächer umfaßt von 
den insgesamt gehaltenen 45.000 Positionen allein rd. 15.000 Materialarten. 
Dem Zentralmagazin obliegt in der Regel auch die Verwaltung der sog. 
Untertagereserve. Die Betriebe liefern dabei im Rahmen eines sog. Standard­
austauschverfahrens alle anfallenden reparaturbedürftigen Maschinen und 
Geräte im Zentralmagazin ab und erhalten im Austausch dafür überholte 
oder reparierte Maschinen und Geräte. Technische Sachverständige über­
prüfen die Wirtschaftlichkeit der Reparatur zurückgegebener Maschinen 
und Geräte an Ort und Stelle und entscheiden über die Weitergabe zur Repa­
ratur bzw. die Aussonderung schrottreifer Gegenstände. Damit ist die Auf­
gabenstellung der Magazine im groben bereits gekennzeichnet: das Zentral­
magazin hat die zentralen Vorräte zu halten und den Nebenmagazinen und 
Betrieben nach Anforderung die gewünschten Mengen davon ohner Verzug 
zur Verfügung zu stellen, während die Nebenmagazine die sog. dezentralen 
Bestände zu halten, die zentral gelagerten Bestände zur Verlagerung recht­
zeitig zu disponieren und für fristgerechte Materialbereitstellung an die 
Betriebe zu sorgen haben. 

Da die zentral gelagerten Materialien in der Regel entsprechend dem jeweili­
gen betrieblichen Erfordernissen kurzfristig zu verlagern sind, kommt es 
darauf an, die organisatorischen Voraussetzungen zu schaffen, die eine stö­
rungsfreie Anlieferung an die Nebenmagazine gewährleisten. Dieses Problem 
ist in der von uns untersuchten Unternehmensgruppe auf folgende Weise 
beispielgebend gelöst worden: In jedem Nebenmagazin wurde eine sog. 
Ziehkartei mit Strichellochkarten in fünffacher Ausfertigung eingerichtet, 
die sämtliche zentral gelagerten Materialarien umfaßt. Diese Karten sind 
bereits von der zentralen Lochkartenstelle vorbereitet und enthalten 

Magazin—Nummer, 
Material—Nummer und 
Materialbezeichnung. 

Bei Bedarf an zentral gelagertem Material werden die entsprechenden Karten 
gezogen und der noch vorhandene Bestand und die anzufordernde Menge im 
Mark—sensing—Verfahren in diese Karten eingestrichelt. Diese Karten werden 
unverzüglich per Boten an das Zentralmagazin geleitet. Dort werden die von 
sämtlichen Nebenmagazinen eingereichten gleichartigen Karten gesammelt und 
an die Lochkartenstelle im-Zentralmagazin zur Auswertung gegeben. Mit der 
Mark—sensing—Anlage werden die gestrichelten Daten in die gleichen Karten 
eingestanzt. Diese werden dann nach Materialnummern in aufsteigender 
Reihenfolge maschinellsortiert und aufgelistet. Lochkarten und Anforderungs­
liste werden dann den Disponenten zur Materialmengenzuteilung anhand der 
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Dispositionskartei zugeleitet. Diese Mengenzuteilung erfolgt auf den gleichen 
Lochkarten,ebenfallsdurchEinstrichelung, der die korrespondierende Einstan­
zung der gestrichelten Daten auf der Mark-sensing-Anlage unter gleichzei­
tiger Karten -Doppelung folgt. Die gedoppelten Karten, die als Material­
begleitkarte dienen, werden dann mittels Lochschriftenübersetzer mit Klar­
text versehen. Original und Doppel der Lochkarten werden danach ins 
Zentralmagazin zur Materialbereitstellung gegeben. Hier wird dann aufgrund 
der zugegangenen Karten die Materialbereitstellung und Verlagerung veran­
laßt. Die gedoppelten Karten gehen als Material begleitkarte per LKW mit dem 
zu verlagernden Material an die einzelnen Magazine. Die Anforderungs— 
Lochkarten verbleiben im Zentralmagazin. Sie dienen dort zur maschinellen 
Ausfertigung der Verlagerungsscheine, zur Lochung neuer, wertneutraler 
Materialanforderungskarten, die den anfordernden Magazinen zur Ergänzung 
wieder zugeleitet werden, und zur internen maschinellen Bestandsfor'tschrei-
bung. 

In der von uns untersuchten Unternehmensgruppe werden auf diese Weise 
monatlich rd. 6.000 Materialverlagerungen zu 17 Nebenmagazinen durchge­
führt Dazu wird ein Wagenpark gehalten, der von schweren Spezialfahrzeugen 
für den Transport sperriger Güter, über LKW schwerer und mittelschwerer 
Tragfähigkeit bis zu Kleintransportwagen reicht. 

Dieser Wagenpark ist beim Zentralmagazin stationiert und wird auch von dort 
zentral gesteuert. Der Einsatz erfolgt nach präzisem Transportplan, der täg­
lich entsprechend der bereitgestellten zu verlagernden Mengen und der anzu­
fahrenden Magazine aufgestellt wird. Über die zu verlagernden Mengen infor­
miert sich der Transportleiter durch Augenschein. Sämtliche zu verlagernde 
Materialmengen werden nach Magazinen getrennt, an einem eigens im 
Zentralmagazin eingerichteten Ladeplatz maschinell gestapelt. Dieser Lade­
platz ist so angelegt, daß er zu übersichtlicher Stapelung der zu verlagernden 
Materialien zwingt und für Ladegeräte von allen Seiten leicht zugänglich 
ist. 

Eine Sonderstellung in der strukturellen Lagerorganisation nimmt die 
Grubenholz-Bevorratung ein. Die Bedeutung der Holzversorgung für den 
Grubenbetrieb und die spezifischen Probleme deren Mengendisposition ist 
von uns bereits in Abschnitt 4.32 ausführl ich dargelegt worden. 
Grundsätzlich gilt für die Holzversorgung, daß nicht der Gesamtbestand für 
die Sicherung der Versorgung maßgebend ist, sondern einzig und allein 
die Sortenechtheit, d.h. die jeweils benötigte Länge mit der entsprechenden 
Mittendurchmessergruppe. 1 D Die differenzierten Grubenholzabmessungen 

111 Michels, G., Die Entwicklung der Grubenholzwirtschaft im Saarländischen 
Steinkohlenbergbau in „Glückauf", Heft 3, Essen 1964 
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der Verbraucherbetriebe in ungünstiger Sortenaufteilung können praktisch 
nicht von den Lieferfirmen den Gruben direkt angeliefert werden, so daß 
Untersuchungen notwendig waren, wie dieses Problem gelöst werden könnte. 
Als Ergebnis dieser Untersuchungen ergab sich die Notwendigkeit, die Gruben­
holzbevorratung zu zentralisieren, d.h. die den einzelnen Betriebsstätten 
angeschlossenen Grubenholzplätze aufzulösen. Nur durch Zentralisierung 
der Bestandshaltung war es möglich, die Grubenholzwirtschaft zu mechani­
sieren,d.h. die Be- und Entladung durch entsprechende Kranfahrzeuge durch­
zuführen und die Grubenholzzuschnitte entsprechend den von den Ver­
brauchsstellen gewünschten Dimensionen mit modernen Holzbearbeitungs­
maschinen anzufertigen. Eine derartige Mechanisierung, die ja in Erfüllung 
der materialwirtschaftlichen Aufgabe kostensenkende Wirkung haben soll, 
ist entsprechend der durchgeführten Untersuchungen nur sinnvoll, wenn eine 
monatliche Mindestdurchsatzmenge von 4.000 fm Grubenholz gegeben ist. 
Diese Menge wird von keinem einzelnen Grubenbetrieb auch nur annähernd 
erreicht, so daß sich die Zentralisierung als einzig mögliche Maßnahme auf­
drängte. Mit Einrichtung der zentralen Holz—Bevorratung und Auflösung 
der dezentralen Holzplätze konnten auch die dort installierten veralteten 
und unwirtschaftlichen Holzbearbeitungsmaschinen außer Betrieb gesetzt 
werden, Das von den Lieferanten beim Zentralholzplatz angelieferte Gruben­
holz wird dort entsprechend den betrieblichen Erfordernissen bearbeitet, 
gebündelt und per Waggon oder LKW den Betrieben zugeleitet. Dieser Durch­
lauf ist durch kontinuierliche Bedarfsabstimmung zwischen den Betrieben 
und der Material—Disposition in der von uns untersuchten Unternehmens­
gruppe derart rationalisiert worden, daß auf dem Zentralholzplatz selbst nie 
mehr als der zu erwartende Verbrauch von zehn bis zwölf Fördertagen ge­
lagert wird. 

Sprengstoffe sind in die Bevorratungsfunktion der Materialverwaltung nicht 
mit einbezogen. Sie werden, wie bereits in Abschnitt 7.10 dargestellt, von den 
Bergbauunternehmen in Spezialfahrzeugen beim Lieferanten abgeholt und 
direkt den einzelnen Betriebsstätten zugeleitet. Dort werden sie von den 
Schießsteigern, die It. Sprengstoffverkehrsordnung im Besitz eines Spreng­
stoff—Erlaubnisscheines sein müssen, in Empfang genommen, verwaltet und 
der betrieblichen Verwendung zugeführt, wofür sie persönlich verantwortlich 
sind. 

Die Strukturmerkmale der bergbaulichen Lagerorganisation sind also, wie wir 
gesehen haben, aufgrund der besonderen Standortbedingungen und der spezi­
fischen Gegebenheiten dieses Industriezweiges klassischen betriebswirtschaft­
lichen Gliederungskriterien nichtunmittelbar zurechenbar. Es hat sich vielmehr 
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eine organisatorische Mischform herausgebildet, die bezüglich der Material­
sortierung zu sowohl materiaf- als auch betriebsprozeßorientierten Lagern 
geführt hat und die in der Standortentscheidung zentrale und dezentrale 
Lagerung zwangsläufig nebeneinanderstellt. 

Diese Organisationsentscheidung ist jedoch nur dann zu rechtfertigen, wenn 
der innerbetriebliche Material- und Belegfluß optimal gestaltet ist. In der 
von uns untersuchten Unternehmensgruppe ist dieser Forderung weitgehendst 
Rechnung getragen. Weitere Rationalisierungsmöglichkeiten der Bestands­
haltung bestehen u.E. im Einsatz elektronischer Rechenanlagen für die 
Mengendisposition, wie bereits in Abschnitt 4.4 ausgeführt. Die Entwick­
lungen auf diesem Gebiet lassen zeitnahere Disposition und damit die Mög­
lichkeit des kurzfristigen Abfangens von Verbrauchsschwankungen erwarten. 
Damit wird die Bestandshaltung, die z.Zt. noch durchschnittlich rd. 25 % des 
Gesamtwertes des Umlaufvermögens der Bergbauunternehmen ausmacht, 
weiter reduziert werden können. 

Diese Entwicklung zwingt allerdings dazu, die strukturelle Gliederung der 
Magazinverwaltung hinsichtlich der Verantwortlichkeit für das Lagerwesen 
zu zentralisieren. Nur durch Zentralisierung der Verantwortlichkeit ist 
eine einheitliche Bestandsüberwachung, die ordnungsmäßige verwaltungs— 
und abrechnungstechnische Koordinierung aller Lager und die direkte 
Umsetzbarkeit der für das Lagerwesen ergehenden Anweisungen gewährlei­
stet. Das schließt jedoch nicht aus, daß die sachlich und disziplinar dem 
Leiter der Materialverwaltung unterstellten Verwalter der Nebenmagazine in 
engem Kontakt mit den Leitern der dezentralen Betriebsstätten tätig sind. 
Im Gegenteil, dieser Kontakt ist sogar die Voraussetzung dafür, daß material­
wirtschaftliche Vorgänge schnell abgewickelt und die Betriebe unter opti­
malen Bedingungen mit den notwendigen Materialien versorgt werden. 
Schnelligkeit in der Abwicklung der Vorgänge ist nun einmal ein grundsätz­
liches Problem der Lagerwirtschaft. Sie spielt auch bei der für die Zukunft 
geplanten Konzeption in der von uns untersuchten Unternehmensgruppe 
die entscheidende Rolle, die vorsieht, alle Kleinmaterialien zentral zu bevor­
raten und auch zentral zu verausgaben, um eine weitere Rückführung der 
Materialbestände zu erreichen. 

Unter zentraler Verantwortlichkeit kann eine Lagerorganisation am ehesten 
beweglich und betrieblichen Notwendigkeiten anpassungsfähig sein. Damit 
wird sie instandgesetzt, betriebsnah und so schnell /u funktionieren, daß sie 
ihren Teil zur Erreichung des materialwirtschaftlichen Optimums beitragen 
kann,nämlich bei geringstmöglichen Kosten optimal versorgungsbereit zu sein. 



141 

7.131 Die funktionelle Lagerorganisation 

Die funktionelle Lagerorganisation resultiert eindeutig aus der jeweils gegebe­
nen Aufgabenstellung des Lagers im betrieblichen Leistungsprozeß. Das 
bedeutet, daß sich aufgrund der betriebstypischen Differenzierungen kein 
allgemeingültiges Organisationsmodell anbietet. Trotzdem registrieren wir 
jedoch einige Grundsatzforderungen, die, um eine Optimierung der Kapital­
bindung und der Kostenentstehung zu erreichen, auf den gesamten Industrie­
bereich anwendbar sind: 

1. optimale Auslegung des Lagerraumes unter Berücksichtigung der räum­
lichen Erfordernisse für mechanisierte Ein— und Auslagerungsvorgänge; 

2. Auswahl eines kostensparenden Bereitstellungssystems; 
3. zweckmäßige Ausgestaltung mit technischen Hilfsmitteln; 

4. Auswahl einer zweck gerech ten Material-Klassifizierung; 

5. leistungsintensiver Personaleinsatz. 

Im Zuge der sich immer gravierender auf den europäischen Bergbau auswir­
kenden Strukturkrise konzentrieren sich die Bemühungen der deutschen 
Bergbauunternehmen darauf, den Betriebsprozeß zu rationalisieren, um die 
Kosten—Erlös—Struktur 2u verbessern. Von diesen Rationalisierungsbemühun­
gen sind alle Unternehmensbereiche erfaßt, auch die Lagerwirtschaft.Die 
bestehenden Lagerräume erwiesen sich bei diesbezüglichen Analysen zum 
überwiegenden Teil für eine rationelle Lagerhaltung als ungeeignet. Diese 
Erkenntnis löste die Entscheidung zur Konzentration der strukturellen Lager­
organisation aus, wie wir sie in Abschnitt 7.140 beschrieben haben. Während 
man die dezentraten Lagerräume durch der neuen Konzeption entsprechende 
Umbauten weitgehend modernen Erfordernissen der Material—Bereitstellung, 
— Klassifizierung und der technischen Ausgestaltung anpassen konnte, mußten 
die Zentrallager, um optimalen lagerwirtschaftlichen Erfordernissen zu genü­
gen, neu gebaut werden. Musterbeispiele dazu gab es im europäischen Bergbau 
nicht, so daß man entsprechende Erfahrungen für die Planung nicht heran­
ziehen konnte. Moderne Lager in der Automobilindustrie, in der industriellen 
Fertigung und in der Konsumgüterindustrie konnten nur Hinweise für die 
technische Ausgestaltung geben. In ihrer Organisation und Lagertechnik sind 
sie im übrigen infolge ihrer grundsätzlich anderen Aufgabenstellung auf die 
bergbauliche Materialwirtschaft nicht übertragbar. Es mußte also eine eigene 
Konzeption gefunden werden, die folgende Planungsaufgaben notwendig 
machte: 
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1. Analyse des Lagervolumens und der einzulagernden Gewichte 

2. Lagerartbestimmung für jedes einzelne vorrätig zu haltende Material 

3. Entwicklung einer zweckentsprechenden Lagertechnik mit einem dieser 
Lagertechnik angepaßten innerbetrieblichen Transportsystem. 

Angepaßt an das Vorratskonzept der Disposition war für jeden einzelnen 
Artikel das notwendige Volumen mit den entsprechenden Gewichten zu 
ermitteln. Es war zu bestimmen, für welche Lagerart jeder einzelne Artikel 
geeignet und in welcher Art er dort zu lagern war. 

Damit ergab sich zwangsläufig die erforderliche Fläche für die Außen- und 
Innenlagerung, der Umfang der einzurichtenden Regale und der zu beschaf­
fenden Lagerbehälter bzw. deren Anordnung zueinander. Für die maschinelle 
Beschickung der Lager mit Gabelstaplern waren entsprechende Transport­
wege vorzusehen und bei der Auslegung der manuell zu bedienenden Lager­
teile zu berücksichtigen, daß ein Minimum an Wegen für die Sortiervorgänge 
gewährleistet sein mußte. 

Um die Be- und Entladevorgänge mit dem geringstmöglichen Zeitaufwand 
durchführen /u können war es notwendig, entsprechende Bereitstellungs­
räume einzuordnen, und zwar so, daß im Lager selbst die günstigsten Wege 
vom Lagerort zur Bereitstellung anfallen und der Verladevorgang selbst 
zügig und mit geringstmöglichem Wegeanfall durchgeführt werden kann. 
Technische Hilfsmittel, Zähl— und Meßeinrichtungen waren über den gesam­
ten Lagerbereich so zu verteilen, daß auch hier Wege und Transporte auf das 
unumgängliche Maß begrenzt bleiben. 

Damit sind die wesentlichsten Kriterien aufgezeigt, die bei der funktionellen 
Neuorganisation der bergbaulichen Lagerwirtschaft Berücksichtigung fanden. 

In der von uns untersuchten Unternehmensgruppe sind nach diesen Grund­
sätzen 

1 Zentralmagazin und 

17 Nebenmagazine 

erstellt und eingerichtet worden. 

Außer Grubenausbaumaterial, Holz, Rohren, Baumaterialien, Kabeln und ö l , 
die in sog. Freilagern bevorratet werden, lagern alle übrigen bergbaulichen 
Materialarten in diesen Magazinen. Sie machen einen durchschnittlichen 
Bestandswert von rd. DM 18,0 Mill. aus. Rund 30.000 Materialpositionen 
werden monatlich durchgesetzt, die im Ein— und Ausgang gewichtsmäßig 
etwa 2.000 t ausmachen. Bei diesem Umfang des Lagerumschlags ist es not­
wendig, schon beim Wareneingang Transporteinheiten zu bilden, die gleich­
zeitig Lagereinheiten und Verbrauchseinheiten sind. Die Absortiervorgänge 
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im Lager müssen so gestaltet werden, daß den Kapazitäten der Flurför­
dergeräte entsprechenden' Transporteinheiten gebildet werden, die über Sam­
melwege in die Bereitstel I ungsräume_f ließen. Nicht zu unterschätzen ist eine 
günstige Verzahnung der Übergänge zwischen den einzelnen Transportarten 
(LKW— Förderung zur Flurförderung, Waggonförderung zu Flurförderung 
und umgekehrt). Hier können Zeitverluste entstehen, die zu empfindlichen 
Materialflußstörungen führen. 

Die Bedeutung der Beschaffung bedarfsgerechter technischer Hilfsmittel ist 
allein schon daran zu erkennen, daß ein eigener Industriezweigsich ausschließ-
lichmitder Herstellung von Flurfördergeräten, Lager— und Transportbehältern 
und Lagereinrichtungen beschäftigt. Die Auswahl geeigneter Lagereinrich­
tungen und der entsprechenden Transportgeräte sind voneinander nicht 
trennbar. Sie bestimmen sich gegenseitig nach Art und Bauweise. 

Während die Lagereinrichtung, um Vorratsschwankungen jederzeit abfangen 
zu können, weitgehend wandlungs— und anpassungsfähig sein muß, sind die 
Transportgeräte nach dem Grundsatz auszuwählen, daß mit geringstmöglichem 
Aufwand an Wartungs— und Betriebskosten bei kleinstmöglichem Anspruch 
auf Arbeitsgangbreiten möglichst große Einsatzbereiche schnellstens bewältigt 
werden können. Manuelle Materialumschläge müssen dabei auf ein Minimum 
zurückgeführt werden. Aus der Forderung, die Regalanlage weitgehend wand­
lungs— und anpassungsfähig zu gestalten und die Behälter so auszuwählen, 
daß Zuliefereinheit, Lagereinheit und Ausgabeeinheit weitgehend gleichartig 
gestaltet werden können, ergeben sich vier grundsätzliche Lagerarten: 

1. Stapellagerung 
2. Baukastenregallagerung 
3. Behälterlagerung 
4. Konventionelle Bodenlagerung. 

Für die Stapelregallagerung werden in der Praxis vornehmlich verstellbare Re­
gale ausgewählt, die in der Auflagenanordnung dem Pool—Palettenmaß 800 x 
1200 mm angepaßt sind. Der Auflagenabstand ist bei diesen Regalen mit weni­
gen Handgriffen verstellbar. Die Stapelhöhe ist von den jeweiligen baulichen 
Gegebenheiten abhängig. In den von uns untersuchten Magazinen ist sie aus 
Sicherheitsgründen auf 3,50 m Höchstauflage begrenzt. Die Industrie ent­
wickelt jedoch bereits Gabelstapler, die in der Zukunft Stapelhöhen bis zu 
12 m mit größter Sicherheit bewältigen können. 12) 

Indie Stapelregale können maschinell alle Materialien eingestapelt werden, die 
sich zur Palettisierung eignen. Die dabei eingesetzten Polo—Paletten können 

12) Vgl. Franzen, G., Materialflußgerechte Planung eines Lagers, Düsseldorf 1960 
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auch innerhalb der dem europäischen Paltittenpool angeschlossenen Länder :für 
den Materialtransport im Austausch eingesetzt werden, im Bahntransport ent­
sprechend den ,,Allgemeinen Bestimmungen für den Verkehr mit Austausch-
Paletten (Palettenpool)" vom 1.1.1960 sogar frachtfrei. 13) 
Baukastenregale dienen im wesentlichen zur Einlagerung von Kleinmaterialien, 
die sich weder für die Stapelregallagerung noch für eine der übrigen genannten 
Lagerarten eignen. Das Baukasten—System gestattet es, jede Fachgröße ohne 
Verschraubung (durch Stellstifte) wahlweise nach oben oder nach unten zu 
verändern. Das Lager ist dadurch imstande, sich jeder Änderung in der Vor­
ratssituation sofort anzupassen. 

Die Regale sind im allgemeinen auf eine Höhe von 2 m ausgelegt und können 
in jedem Falle vom sog. Flur aus bedient werden. Hilfsmittel wie Treppen, 
Schemel und Leitern sind nicht mehr erforderlich. Dadurch ist der Sicherheit 
weitgehend Rechnung getragen und ein zusätzlicher Materialumschlag ent­
fällt. Um vorhandene Hallenhöhen voll ausnutzen zu können, sind Aufbau— 
Stapelregale entwickelt worden, die über die Baukastenregale montiert und 
durch Gabelstapler beschickt werden können. 

Massengüter werden in Behältern transportiert und müssen, um der lagerwirt­
schaftlichen Forderung 

Ladeeinheit = Transporteinheit = Lagereinheit 
gerecht zu werden, nach Möglichkeit auch in transportgerechten Behältern ge­
lagert werden. 

Die Koordinierung macht hierbei insbesondere deshalb Schwierigkeiten, weil 
der Behältereinsatz auch mit den Lieferanten abgestimmt werden muß, um 
deren Lager— und Transportorganisation mit der Konzeption der Betriebe in 
Einklang zu bringen. Nur Großbetrieben wird es in der Regel gelingen, die 
Lieferanten zur Anpassung an die betrieblichen Erfordernisse zu veranlassen. 
Die Lösungdieses Problems sollte jedoch in jedem Falle der bestmögliche Kom­
promiß sein, der der beiderseitigen betrieblichen Struktur optimal entgegen­
kommt. 

Die Praxis arbeitet am häufigsten mit robust gebauten Stapelkisten, die bis zu 
1 t Gewicht aufnehmen können, und mit fuhrbaren Schiene—Straße—Behäl­
tern. Bei letzteren steht die Austauschbarkeit im Bahn— und Speditionsver­
kehr im Vordergrund. Sie werden jedoch auch im innerbetrieblichen Transport 
von Massengütern eingesetzt, und zwar für den Material-Sammelvorgang, Be-
und Entladevorgänge und für Materialverlagerungen. 

13) Vgl. Röper, C , Deutscher Palettenpool, Wiesbaden 1959 
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Das Material—Sortiment der Bergbauunternehmen schließt natürlich auch sol­
che Teile ein, die sich für keine der bisher aufgezählten Lagersrten aufgrund 
ihrer Schwergewichtigkeit oder ihrer dimensionalen Beschaffenheit eignen. Das 
sind über die in Freilagern bevorrateten Materialien hinaus insbesondere Groß— 
Maschinen und Aggregate für den Über— und Untertagebetrieb sowie Ersatz­
teile dazu. Sie kommen ausschließlich für die herkömmliche ßodenlagerung 
in Frage. 

Mit der Konzeption der Material—Lagerung steht natürlich die der Organisa­
tion des innerbetrieblichen Lagertransports in untrennbarem Zusammenhang. 
Für die Beschickung der Stapelregale und die Manipulation der Lager— und 
Transportbehälter erwiesen sich sog. Seitenstapler als zweckmäßig, die nur die 
eigene Baubreite und einen Sicherheitsabstand als Arbeitsgangbreite von etwa 
1,50 m beanspruchen, so daß der Lagerraum optimal für die eigentliche Lage­
rung ausgenutzt werden kann und nicht in unvertretbarem Maße für.Trans-

• portwege geopfert werden muß. Herkömmliche Frontstapler beanspruchen 
dagegen bei gleicher Tragfähigkeit (1 t) eine Arbeitsgangbreite von mindestens 
2,50 m, die als Fläche für die eigentliche Lagerung verlorengeht. ^ ) 
Außer Gabelstaplern kommen im wesentlichen hydraulich betriebene Hand­
hubwagen, Elektrokarren, Kabel— und Seil—Abspulmaschinen sowie Faßheber 
zum Einsatz, die auf die Gesamtkonzeption des Materialtransports abgestimmt 
sein müssen. Elektrische Laufkräne dienen zur Ein— und Auslagerung der 
schwergewichtigen Maschinen und Aggregate für den Unter- und Übertage­
betrieb und Autokräne sind gewöhnlich für die Beschickung der Freilager 
eingesetzt. Direkte Straßen— und Gleisanschlüsse und Ausrüstung der Lager­
hallen mit Rampen an deren Längsseiten, schaffen die Möglichkeit, die Ein-
lagerungs— und Auslagerungsvorgänge wettergeschützt, unter konsequenter 
Trennung von Bahn— und Straßenverkehr und in Ausnutzung kürzestmög-
licher Transportwege durchzuführen. 

In Ergänzung der funktionellen'Lagerstruktur ist es natürlich notwendig, in 

enger Zusammenarbeit mit den Betrieben einen bestimmten Versorgungsryth-

mus zu entwickeln und festzulegen, der sich auf bestimmteBedarfszeiträume 

und Versorgungsstellen bezieht.Sog. Einzelausgaben sind nach Möglichkeit ein­

zuschränken, um die Möglichkeiten maschineller Ein— und Auslagerungs­

prozesse voll nutzbar zu machen. 

Zähl waagen mit verschiedenen Gewichtskâpazitaten müssen zum Einsatz kom­
men, um die herkömmlichen, zeitraubenden und damit kostspieligen manuel­
len Zählvorgänge der Massengüter zu vermeiden. 

14) Vgl. RKW, Heft 25, Materialbewegung im Betrieb, München 1964 
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Rohrpostanlagen sind am besten geeignet, den Belegfluß zu steuern und 
Wechselsprechanlagen sichern den unmittelbaren Kontakt zwischen Material-
Disposition und Materiallagerung. Telefonverbindung sollte nur zur Magazin­
verwaltung, nicht aber zu den Bereitstellungsräumen selbst bestehen. Direkte 
telefonische Kontaktmöglichkeit zwischen Materialverbrauchsstetlen und La­
gern erschwert die zentrale Steuerung der Materialversorgung und stört den 
E in- und Auslagerungsprozeß. 

Die Einlagerungsordnung wird für bergbauliche Materialarten am zweckmäßig­
sten dem Materialschlüssel angepaßt. Die Unstetigkeit des Verbrauchsund die 
Unregelmäßigkeit in der Zusammensetzung der einzelnen Kommissionen 
lassen es u. E. nicht zu, nach Griffhäufigkeit oder nach sonstigen in der Ferti­
gungsindustrie geltenden Regelmäßigkeitsfaktoren einzulagern. Bei Anpassung 
der Materialeinlagerung an den Materialschlüssel, der in der Praxis gewöhnlich 
nach Materialklassen, Stoffgruppen und Materialpositionen im dekadischen 
System untergl iedert wird, ist zudem die Gewähr gegeben, daß die Koordinie­
rung der Dispositions— und der Lagerhaltungsfunktion unter optimalen Be-, 
dingungen erfolgen kann, da beide Aufgabenbereiche sich damit in ihrem 
funktionellen Aufbau entsprechen. 

Die funktionelle Optimierung der Lagerwirtschaft stellt zweifellos erhebliche 
Anforderungen an das Lagerpersonal. Die herkömmliche muskuläre Leistung 
wird durch die Technik weitgehend abgelöst. Das Materialsortiment bewegt 
sich in einer Größenordnung, die eine gedankliche Registratur der Vorgänge 
ausschließt. Das Funktionieren der organisatorischen und technischen Vorgänge 
ist davon abhängig, daß das zur Bedienung notwendige Personal der Veran­
lagung und der Anpassungsfähigkeit entsprechend eingesetzt wird. Für den 
herkömmlichen Lagerarbeiter schlechthin gibt es in der modernen Lagerwirt­
schaft kein Betätigungsfeld mehr. Der kostenreduzierende Effekt technisch— 
und betriebswirtschaftlich—organisatorischer Rationalisierungsmaßnahmen 
kann nur eintreten, wenn die personellen Voraussetzungen geschaffen werden, 
diese Maßnahmen sinnvoll durchzuführen. Der moderne Lagerangestellte 
muß neben ökonomisch—administrativen Fähigkeiten und Fertigkeiten auch 
technische besitzen. Der großen Bedeutung der Lager Wirtschaft wegen ist.es 
sehr bedenklich, wenn dorthin Kaufleute oder Techniker abgeschoben wer­
den,die anderweitig versagt haben. Man sollte vielmehr für lagerwirtschaftliche 
Aufgaben geeignete Leute aussuchen und sie für ihre spezielle Aufgabe ent­
sprechend ausbilden. 15) 

15) Vgl. Sundhoff, E., Grundlagen und Technik der Beschaffung, S. 45 ff, Essen 1958 

ist.es


147 

7.14' Die Materialausgabe 

Die Verausgabung von Magazin—Material aus geschlossenen oder aus Frei— 
Lagern ist grundsätzlich nur gegen Vorlage eines ordnungsmäßig ausgefüllten 
und von den Entnahmeberechtigten unterschriebenen Magazin—Ausgabeschei­
nes vertretbar. Entnahmen ohne Magazin—Ausgabeschein aus den Freilagern 
sollten den Betrieben nur in den Fällen gestattet sein, in denen das entnom­
mene Material zur Behebung von eingetretenen Betriebsstörungen dringend 
benötigt wird. Doch auch in diesen Fällen ist es u. E. erforderlich, daß ein 
ordnungsmäßiger Magazin-Ausgabeschein kurzfristig nachgereicht wird. 
Änderungen der angeforderten Menge oder Materialart auf dem Magazin-
Ausgabeschein dürfen nur vom Anforderer und vom Magazinverwalter, nicht 
aber vom Lageristen vorgenommen werden. Es darfin jedem Falle nur das auf 
dem Magazin—Ausgabeschein angeführte Material, kein ähnliches Material aus­
gegeben werden. Diesen Forderungen wird nach unseren Feststellungen in der 
bergbaulichen Praxis auch entsprochen. Den zuständigen Magazinen liegen 
in der Regel Verzeichnisse mit Namen und Unterschriftsprobe der für die einzel­
nen Betriebsbereiche zur Unterzeichnung von Magazin—Ausgabescheinen be­
rechtigten Personen vor, die laufend ergänzt werden. 

Bezieht ein Betrieb Material von einem anderen als seinem zuständigen Maga­
zin, so muß der Magazin—Ausgabeschein vom Magazinverwalter des zuständi­
gen Magazins zur Bestätigung der ordnungsmäßigen Unterschrift rpjenge/eich-
net werden. Auf diese Weise werden unberechtigte Materialentnahmen vermie­
den. 

Die Magazin—Ausgabescheine sind auf richtige Kontierung, die von den Be­
trieben vorzunehmen ist, zu überprüfen und abzuzeichnen. Sie sind von den 
Magazinen monatlich fortlaufend zu numerieren, um die entsprechende 
Material—Nummer zu ergänzen und an die Lageristen zur Materialausgabe ge­
gen Unterschrift weiterzugeben. Das Original der Magazin—Ausgabescheine 
dient als Buchungsgrundlage für die Materialbestandsfortschreibung. 
Die Zurücknahme eines dem Betrieb bereits ausgehändigten und verrechneten 
Materials in den Maga^inbestand ist nicht ohne weiteres statthaft. Solche 
Rücknahmen bedürfen in der Regel der ausdrücklichen Einwilligung des Leiters 
der Abteilung Materialverwaltung und sind an die unbedingte Voraussetzung 
geknüpft, daß das zurückzunehmende Material sich in einwandfreiem Zustand 
befindet und noch nicht in Gebrauch war. Die Rücknahme erfolgt in solchen 
Fällen mit Gutschrift, die die erforderlichen Referenzen sowie den Grund der 
Rücknahme angeben muß. 

Buchungsfehler durch falsche Eintragung der Material—Nummer oder der 
Mengeauf dem Magazin—Ausgabeschein sind mit Gutschrift bzw. Nachbelastung 
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Zu regulieren. Verausgabtes Anlagematerial, insbesondere Untertagematerial, 
is!, um entsprechende Aktivierung zu gewährleisten, auf den Magazin—Aus­
gabescheinen besonders kenntlich zu machen. 

Magazin—Ausgabescheine müssen in der Regel mindestens einen Tag vor der 
geplanten Materialabnahme den Magazinen zugeleitet werden, damit die ter­
mingerechte Materialbereitstellung gewährleistet werden kann. 
Ausnahmen sind nur möglich für die Ausgabe von Materialien, die zur sofor­
tigen Behebung eingetretener Betriebsstörungen dringend gebraucht werden. 
Die angeforderten Materialien werden von den Betrieben in der Regel selbst 
abgeholt. Dafür sind in den Magazinen bestimmte Zeiten festgelegt. 
Als Abholfrist der den Betrieben zur Entnahme bereitgestellten Materialien 
gilt in der Regel eine Woche. Nach Ablauf dieser Frist sind die nicht entnom­
menen Materialien in den Magazinbestand zurückzuführen. 
Nur bei grundsätzlicher Einhaltung der genannten Erfordernisse, die im we­
sentlichen für die Lagerwirtschaft schlechthin gelten und nicht speziell auf die 
Materialausgabe in Bergbauunternehmen zugeschnitten sind, ist die Ordnungs­
mäßigkeit der Bestandskontrolle und die störungsfreie Erfüllung der letzten 
Teilfunktion innerhalb der material wirtschaftlichen Bereitstellungsaufgabe 
gewährleistet. 

Strenggenommen ist die Materialbereitstellungsaufgabe der Materialwirtschaft 
noch nicht beendet, wenn das Lager die vom Betrieb angeforderten Materia­
lien zusammengestellt und verausgabt hat, sondern erst dann, wenn die Ma­
terialien sich verbrauchsgerecht in den Betriebsstätten befinden. Man sollte 
jedoch u. E. praktische Erwägungen nicht unberücksichtigt lassen, wenn orga­
nisatorisch und rechnungstechnisch der Strich zwischen Materialwirtschaft 
und Betrieb zu ziehen ist. 1^) 

Entsprechend der Materialzuführungsorganisation wird in Bergbaubetrieben 
generell dem Betrieb alles zugerechnet, was der Materialausgabe vom Lager 
zeitlich folgt. Mit der Material—Verausgabung an den Betrieb endet demzufol­
ge die Aufgabe der Materialwirtschaft. 

Schlußbetrachtung 

Die besonderen Verhältnisse und Gegebenheiten der Gewinnungsindustrie 
stellen, wie wir am Beispiel des deutschen Steinkohlenbergbaus gesehen ha­
ben, der Materialwirtschaft spezifische Probleme, die in der einschlägigen Li­
teratur bisher weitestgehend unberücksichtigt geblieben sind. Theoretische 
Modelle,wiesie die Betriebswirtschaft insbesondere für die Fertigungsindustrie 

16) Vgl. Sundhoff, E., Grundlagen und Technik der Beschaffung, S. 213, Essen 1958 
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entworfen hat, können für die bergbauliche Materialwirtschaft deshalb in be­
schränktem Umfange nur in Teilbereichen beispielgebend sein. Die vorliegende 
Arbeit, die sich im wesentlichen auf Untersuchungen in der Praxis stützt, 
stellt eine Analyse der ermittelten Tatbestände dar mit dem Ziel, zukunftwei­
sende Möglichkeiten zur Erreichung des materialwirtschaftlichen Optimums 
aufzuzeigen. Dieser Zielsetzung kommt in Bergbauunternehmen deshalb be­
sondere Bedeutung zu, weil die anteiligen Materialkosten pro Tonne Kohlen­
förderung innerhalb von fünf Jahren von rd. 14%aufrd. 18% —bezogen auf 
die Gesamtkosten je Tonne Förderung — angestiegen, diese Kostenerhöhungen 
bei der besonderen Situation auf dem Kohlemarkt jedoch nicht abwälzbar 
sind. Diese Materialkostenerhöhungen sind, bei Unterstellung annähernd 
gleichbleibender Verbrauchsmengen, als Summe aller Preisauftriebstendenzen 
auf dem Markt zu betrachten, niedergeschlagen in den Materialeinstandspreisen 
für den Materialbedarf. Diesen Preisauftriebstendenzen kann nur entgegenge­
wirkt werden durch Verfeinerung der Einkaufsmethoden im Bereich Beschaf­
fung und durch Forcierung der Rationalisierungsbemühungen unter Einsatz 
aller zur Verfügung stehenden technischen Neuentwicklungen im Bereich der 
Materialwirtschaft. Nur Senkung der Magazinbestände und damit der Höhe des 
für die Bestandshaltung eingesetzten Kapitals bei gleichzeitiger Garantie der 
reibungslosen Belieferung der Betriebe mit dem erforderlichen Material zweck­
entsprechender Qualität kann fühlbare Kostensenkungen bewirken. 
Von überragender Bedeutung ist bei dieser Zielsetzung die Materialdisposition. 
Sie hat die Aufgabe, die Betriebe zu jeder Zeit in erforderlichem Umfang mit 
Material zu versorgen unter Berücksichtigung niedrigster Kosten der Lagerbe­
stände und der Lagerhaltung. Zur Erreichung dieses Zieles sind verschiedene 
Wege gangbar, die wir in Abschnitt 4 der vorliegenden Arbeit dargestellt ha­
ben. Die unterschiedlichen Möglichkeiten der Materialdisposition lassen sich 
nicht formelmäßig für alle in der Praxis vorkommenden Fälle erfassen. Die 
Wahl des geeigneten Verfahrens wird stets an den Voraussetzungen des Ein­
zelfalles orientiert sein. Eine umfassende und zeitnahe Disposition-mit-dem 
Ziel optimaler Bestände ist im wesentlichen von der Voraussetzung abhängig, 
daß die Information über die Bestände und Bestandsbewegungen in mengen— 
und wertmäßiger Hinsicht kurzfristig gegeben ist. Das ist nur mit Hilfe de:; 
Einsatzes elektronischer Datenverarbeitungsanlagen für die Materialverrech­
nung mogi ich. Erst wenn dieses Verrechnungsverfahren gewählt wird, läßt sich 
mit Hilfe dieser Datenverarbeitungsanlagen auch die Materialdisposition auto­
matisch .durchführen. Im deutschen Bergbau sind derartige on^nisatorische 
Umstellungen noch nicht durchgeführt worden, so daß Vergleichsergebnisse 
dazu aus diesem Industriezweig noch nicht vorliegen. Im Bereich des britischen 
National Coal Board ist jedoch in einem etwa 20 Bergwerke umfassenden Ge­
biet für Kohleabbaumaschinen-Ersatzteile die maschinelle Disposition ver­
suchsweise eingeführt worden mit dem Ergebnis, daß die Vorräte um etwa 
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30.000 Pfund Sterling gesenkt werden konnten und die Fehlbestande um etwa 
50% zurückgingen. Testdurchläufe maschineller Disposition in der von uns 
untersuchten Unternehmensgruppe haben ergeben, daß von den 64 untersuch­
ten Materialien die maschinelle Disposition in 80% der Fälle niedrigere, in den 
meisten Fällen sogar wesentlich günstigere Bestände ergab als die manuelle Dis­
position. Diedurchschnittliche Bevorratung in Zeiteinheit betrug bei manueller 
Disposition 2,45 Monate und bei maschineller Disposition nur 1,8 Monate.Das 
bedeutet eine durchschnittliche Verringerung der Bestände um rd. 27 %. Diese 
Zahlen verdeutlichen den durch maschinelle Materiatdisposition erreichbaren 
Kostensenkungseffekt in überzeugender Weise. 

Bei der Untersuchung der Bewertungsarbeit in Abschnitt 5 hat sich ergeben, 
daß die Bewertung des Materials zu 1st—Preisen ein ernsthaftes Hindernis auf 
dem Wege zu einer zeitnahen Disposition ist. Durch die zeit— und personal-
aufwendige Bewertungsarbeit werden die zu optimaler Disposition notwendi­
gen Auswertungen zu spät greifbar. Auch die einzelnen Betriebsbereiche wer­
den zu spat über ihre Materialkosten informiert. Außerdem ist durch die ge­
schilderten Bewertungsverfahren die Betriebsabrechnung m it groben Ungenauig-
keiten behaftet,so daß die Aussagefähigkeit von Zeit- und Betriebsvergleichen 
in Frage gestellt ist. Eine Möglichkeit, diese Nachteile auszuschalten, bietet 
sich in der Anwendung der Materialverrechnung zu Festpreisen. Von den berg­
baulichen Materialarten ließen sich u. E. rd. 60 bis 65 % des gesamten Ma­
terialverbrauchs durch eine Festpreisrechnung erfassen. Die Material—Abrech­
nung könnte auf diese Weise wesentlich schneller und exakter durchgeführt 
werden. 

In Abschnitt 6 der vorliegenden Arbeit haben wir dargelegt, wieviele Arbeits­
gänge innerhalb der Materia In ich nung heute noch manuell durchgeführt 
werden, insbesondere bei der Bewertungder Materialeingänge. Durch die Einfüh-
rungderFestpreisrechnungwäreesmöglich, weitere manuelle Tätigkeiten durch 
Maschinenarbeit zu ersetzen. Materialeingänge könnten — wie heute schon die 
Materialausgänge - auf Buchungsautomaten mit "angeschlossenem Karten­
locher erfaßt und automatisch bewertet werden. Sämtliche Bestandsbewegun­
gen ließen sich zettnah mengen— und wertmäßig maschinell errechnen. Damit 
wäre, wie bereits eingangs erwähnt, die Voraussetzung für eine maschinelle 
Materialdisposition mittels elektronischer Datenverarbeitungsanlagen gegeben. 
DerEffektvorgenannterorganisatorischer Maßnahmen würde sich insbesondere 
bei der in Abschnitt 7 abgehandelten Materialzuführung niederschlagen. Die 
von uns angeführte mögliche durchschnittliche Verringerung der Materialbe­
stände um rd. 27 % bei Durchführung maschineller Disposition würde zu einer 

1) Vgl. Houlden, B. T., Internationales Bergbau-Seminar in Blarikum, 10.5.1964 
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fuhlbarprr Reduzierung der Transport-, Lagerungs—, Lagerhaltungs-, Kon-
troH-und Inventurkosten sowie der Kapitalbindung führen. Die Schwerpunkte 
des Materialverbrauchstrends würden sich durch zeitnahe Bestandsfortschrei­
bungen viel deutlicher herauskristallisieren, so daß die Materialzuführungsorga­
nisation instand gesetzt würde,durch Ergreifung geeigneter Maßnahmen schnel­
ler auf Bedarfsschwankungen zu reagieren, d. h. den Materialfluß zu optimie­
ren. Die strukturelle Lagerorganisation könnte somit noch weitgehender auf 
zentrale Lagerung umgestellt werden. Damit wäre es möglich, die Materialein— 
und —auslagerungen noch weitgehender zu rationalisieren, d. h. weiter ?u 
mechanisieren bzw. die vorhandenen mechanischen Hilfsmittel optimal 
einzusetzen. 

Die auf den Betriebsprozeß gerichtete Rationalisierung hat dort längst zu einem 
Kampf bis zur Zehntelsekunde und zu einer Kontrolle des Materialverbrauchs 
bis auf die kleinstmogliche Einheit geführt. Insbesondere der Bergbau muß 
aufgrund derschwierigen Situation, in der er sich infolge der Umstrukturierung 
des europäischen Energiemarktes befindet, auch im Bereich der Materialwirt­
schaft alle gegebenen Rationalisierungsreserven ausschöpfen, um der material­
wirtschaftlichen Aufgabenstellung, dem kontinuierlichen Streben nach Errei­
chung des materialwirtschaftlichen Optimums, gerecht zu werden. 
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Anlagen 

Anlage 

Anlage 

Anlage 

Anlage 

Anlage 

Anlage 

Anlage 

Anlage 

Anlage 

1 - 5 

6 

7 

8: 

9: 

10: 

11: 

12: 

13: 

Materia I—D isposit ion 

Magazin—Eingangsschein 

Magazin-Ausgangsschein 

Preiskartei 

Buchungen, die die Material­
wirtschaft betreffen 

Bestandsermittlung je Konto 
und Materialklasse 

Bestands- und Preislisten mit 
Umsatzfortschreibung 

Betriebsabrechnung je Maga­
zin 

Materialkosten je Betrieb 

Allgemeine Eingangsnachwei­
sung 

Anlage 14: Auftragsnummernschreibung 
für die angegliederten Betrie­
be 
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Für die Darstellung der Diagramme wurden folgende Symbole verwendet: 

Beleg und Listen aller Art 

Nummer des Belegs oder Kennzeichen 

Karteien aller Art 

Lochkarten 

Konrektoren; Verbindungzur nächstfolgenden 
Dienststelle oder Arbeitsforgang 

Hinweise und Bemerkungen 

Entscheidungen 

Maschinelle Hilfsmittel 

Anfang und Ende der einzelnen Arbeitsvorgänge 

O 

C 

Oo 

Q' 
VA 

Die in den Anlagen verwendeten Kurzbezeichnungen bedeuten: 

EB Beschaffung O/M Maschinenabteilung 
EV Materialverwaltung ZM Zentral magazin 
EVA Disposition Gr Grubenmagazin 
EVB Magazinverwaltung NM Nebenmagazin 
EVC Materialverrechnung 
EVC/L Lochkartenstelle - Materialverrechnung 
FD Finanzwesen 
FP Rechnungsprüfung 
FRA Geschäftsbuchhaltung 
FP ß Betriebsbuchhaltung 
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© 

I ^ 1 

iffttfàt, axrùtftnFO tuf 

__/^^îëT\\__ 
F - V mricgorit iy~~ 

Btda/fiilfaeve mît 
VryjoSftronsltotcrtogD 

viro ausoutett 
'BtItM 
HtIt-SaM. 

ZvrBeb/tiermftoiK 
undingabe A -

® 

V ii#n»açy—I 

P I ^ r/7 t b 
/#tflf wfsn6rt<l> 

trmllmv des 
* Bisposrilànt -

Ze'fmuma 

S 

Ùtfor-
aitai 

j - | Btarteik/ngatlf I . 

_ | fflrré litferzrif \— 



156 

I M • V-tpnttyl I 

H 
_ Bftetfifìtfi der 
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i Laufende 
ÛDenrXiung 

tìeriie-erlerAne 
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; Eintragung e 
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Magazin -Eingangsschein 
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Magazin -Ausgabeschein 
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Buchungen 
die die Materialwiristhaft betreffen 
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Besfondsermitiiung je Konto una Matehalklasse 
BestandS'Und Preislisten mit Umsatzfortschreibung 

\Seslandiltorft 

Magazin-
Ausgabe 
jeKImse 

Qrvntfl/ste 
aller 

Eingänge 
H ' Snam~ 

litnft. Karton sänaMarfcn ~l 

mùntali 
.m. .+tertier-} 

—t^bttiumtndirÜsfK) 
deskntb-
émit-

poary •k*. V 
Unbafegfe 
Konfan 

Nur Sa. Klasse Tu Hleite 

Unàmgk 
Knier) L-cr 

je Klasse Utanpbr 

B**egto 
rtoivan 

I BW)AS-J 

/—mz— 

Beth/xU-u. 
fréslìsfo 

CEE» 

file:///Seslandiltorft


164 

Betriebsabrechnung je Magazin 

Betrieb 
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Auftragsnummemsihreibung 

für die angegliederten Betriebe 

(Ausgabe 

Kraftnetzobt. 

Mosthintn-
HauptmrktW 
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zuiaxftn 
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oui /but/ 
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